STADT BECKUM \\

Bekanntmachung

Gremium:  Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

Datum: Dienstag, 22.11.2022
Beginn: 17:00 Uhr
Ort: Aula der Antoniusschule, AntoniusstraBe 5 — 7, 59269 Beckum

Hinweise:  Alle Einwohnerinnen und Einwohner sind zum 6ffentlichen Teil der Sitzung

herzlich eingeladen.

Tagesordnung
Offentlicher Teil:
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Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern

Niederschrift Gber die Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses vom
18.10.2022 — &ffentlicher Teil -

Bericht des Burgermeisters

Bericht Uber offene Antrage und Anfragen der Fraktionen sowie Uber offene
Anregungen und Beschwerden gemal § 24 Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen

Bericht Uber die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum sowie
Uber wichtige Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der
Beteiligungen im 3. Quartal 2022

Stellungnahme der Stadt Beckum zum Entwurf der Haushaltssatzung 2023 des
Kreises Warendorf

Einrichtung einer Hundeauslaufflache
— Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen vom 18.02.2021

Erlass einer Ordnungsbehdordlichen Verordnung zum Offenhalten von Verkaufsstellen
im Zusammenhang mit der Veranstaltung "Aktiv-Fest" im Stadtteil Neubeckum an
jedem letzten Sonntag im Marz

Erlass der Richtlinie Verfligungsfonds Innenstadt Neubeckum
Erlass der Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum

Sachkunde und Fortbildung von Gremienmitgliedern gemaf § 113 Absatz 6
Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen

Steigerung der Abstimmungstransparenz in Sitzungsniederschriften
— Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 24.10.2022

Neufassung der Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der Birger-
meisterin/des Blirgermeisters

Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023
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14.1 Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 — 1. Anderungsliste zum Haushalts-

planentwurf

14.2 Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2023, soweit der Haupt-, Finanz- und Digi-

talausschuss zustandig ist

15 Anfragen von Ratsmitgliedern

Nicht offentlicher Teil:

1

Bericht des Burgermeisters

2 Niederschrift Gber die Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses vom
18.10.2022 — nicht 6ffentlicher Teil -

3 Ricknahme einer Klage gegen den Landschaftsverband Westfalen-Lippe

4 Auftragsvergabe flr die Instandsetzung des Hilfeleistungsldschfahrzeuges
"BEC1-HLF20-1" mit dem amtlichen Kennzeichen BE-BM 112

5 Abschluss einer Nachtragsvereinbarung zur "Vereinbarung tber die Bereithaltung
von Notarzten im Rettungsdienst” zwischen der Stadt Beckum und der St. Elisa-
beth-Hospital Beckum GmbH vom 05.05.1983, zuletzt geandert mit Vereinbarung
vom 21.02.2022

6 Anfragen von Ratsmitgliedern

Beckum, den 09.11.2022 gezeichnet

Michael Gerdhenrich
Vorsitz
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Bericht liber offene Antrage und Anfragen der Fraktionen sowie liber offene
Anregungen und Beschwerden gemaB § 24 Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen

Federfihrung:  Biro des Biirgermeisters

Beteiligungen:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen

Fachbereich Innere Verwaltung
Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Auskunft erteilt: Herr Gerdhenrich | 02521 29-100 | gerdhenrich@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Kenntnisnahme

Erlauterungen:

Der Rat der Stadt Beckum hat in seiner Sitzung am 21.12.2021 die Verwaltung beauftragt,
quartalsweise im jeweils zustandigen Gremium Uber die Sachstande der noch offenen An-
trage und Anfragen der Fraktionen sowie der noch offenen Anregungen und Beschwer-
den gemaB § 24 Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu
berichten. Tagt ein Gremium nicht quartalsweise, erfolgt die Berichterstattung in der
nachsten Sitzung. Auf die Vorlage 2021/0418 und die Niederschrift zur Sitzung des Rates
der Stadt Beckum vom 21.12.2021 wird verwiesen.

Folgende Antrage und Anfragen der Fraktionen, die in die Zustandigkeit des Haupt-,
Finanz- und Digitalausschusses fallen, liegen aktuell vor:

Antrag der Fraktion Bliindnis 90/Die Griinen vom 04.02.2022 beziiglich der Nutzung
des landesweiten Beteiligungsportals ,Beteiligung NRW" (siehe Anlage 1 zur Vor-

lage)

Die EinfUhrung einer Beteiligungsplattform ist aktuell in Vorbereitung. Die inhaltli-
che Darstellung erfolgt in einer der nachsten Sitzungen des Haupt-, Finanz- und
Digitalausschusses.

Antraqg der FDP-Fraktion vom 04.11.2022 beziglich des Neubaus der Sonnenschule
als offentlich-privates Projekt (siehe Anlage 2 zur Vorlage)

Die Angelegenheit soll antragsgemaB in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digi-
talausschusses am 13.12.2022 beraten werden.

Folgende Antrage und Anfragen der Fraktionen, die in die Zustandigkeit des Blrgermeis-
ters fallen, liegen aktuell vor:

Antrag der SPD-Fraktion vom 31.11.2020 bezlglich der Erstellung eines Griunfla-
chenpflegekonzeptes (siehe Anlage 3 zur Vorlage)

Der Antrag wird aktuell in einem laufenden Projekt zur Einfiihrung eines zentralen
Grunflachenmanagements berlicksichtigt.
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Unter Begleitung eines externen Beraters wird ein Organisationsvorschlag entwi-
ckelt, mit welchen personellen und sachlichen Ressourcen ein Griinflichenmanage-
ment in der Verwaltung implementiert werden kann. Zur Entwicklung eines Grin-
pflegekonzeptes ist der Aufbau eines Griinflachenkatasters und einer zentralen Ko-
ordination erforderlich. Sobald hierzu ein Vorschlag vorliegt, wird dieser politisch
eingebracht werden.

. Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 12.01.2022 bezuglich eines Park-
und Halteverbots in der AlleestraBe (siehe Anlage 4 zur Vorlage)

Bezliglich der Einrichtung eines umfangreichen Haltverbotes an der sidlichen Fahr-
bahnseite der L507 AlleestraBBe hatten StraBenbaulasttrager und Kreispolizeibehdrde
deutliche Bedenken geauBert. Nun hat die Verwaltung entschieden, eine Probe-
phase bis langstens 30.06.2023 durchzufiihren, um Losungsansatze zur Optimierung
der Radverkehrssituation an der Alleestral3e zu ermitteln.

Die MaBnahme wird flankiert durch eine strikte Uberwachung des ruhenden Ver-
kehrs, eine turnusmaBige Erhebung von Verkehrsdaten und die Beobachtung der
Unfalllage im betroffenen Bereich. Wahrend der Probephase erfolgt ein stetiger Aus-
tausch Uber die gewonnenen Erkenntnisse mit dem StraBenbaulasttrager sowie der
Kreispolizeibehorde. Die Verkehrszeichen werden durch die Stadt Beckum beschafft
und installiert. Es ist beabsichtigt, die Probephase im Dezember 2022 zu beginnen.

. Antraqg der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen vom 31.08.2022 bezlglich Einrichtung
eines einseitigen Radfahrstreifens im Zuge der Einfihrung eines Park- und Haltever-
bots auf der Alleestral3e (siehe Anlage 5 zur Vorlage)

Die Prifung des Antrags wird zunachst zurtickgestellt, bis abschlieBende Erkennt-
nisse aus der Probephase betreffend die Einrichtung eines Haltverbotes an der std-
lichen Fahrbahnseite der L507 AlleestraBe vorliegen.

° Anfrage der FWG-Fraktion vom 13.10.2022 beziiglich Auto-Posing, Larmbeldstigung
und Ruhestdrung in der LinnenstralBe (siehe Anlage 6 zur Vorlage)

Aufgrund der Anfrage der FWG-Fraktion ist die Kreispolizeibeh6rde Warendorf, Wa-
che Beckum, gefragt worden, ob es Erkenntnisse zu einer Auto-Posing-Szene in
Beckum gibt. Diese wurde seitens der Kreispolizeibehdrde verneint. Die Lage hat
sich hier grundsatzlich seit der letzten Anfrage nicht veréandert.

Die Stadt Beckum hat in der Funktion als StraBenverkehrsbehorde aufgrund der Ein-
gabe eine Verkehrsmessung im Bereich der LinnenstraBe durchgefihrt. Die Auswer-
tung der Messergebnisse in Bezug auf die beim Verlassen des verkehrsberuhigten
Bereiches im Verlauf der LinnenstraBBe erreichten Geschwindigkeiten ist derzeit noch
nicht abgeschlossen. Sobald die Auswertung der Datenlage abgeschlossen ist,
kommt die Verwaltung auf die Angelegenheit zurlick.

Anregungen und Beschwerden gemal3 § 24 GO NRW, die in Ganze in die Zustandigkeit
des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses oder des Blrgermeisters fallen, liegen aktuell
nicht vor.



Anlage(n):

1

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 04.02.2022 bezliglich der Nutzung
des landesweiten Beteiligungsportals ,Beteiligung NRW"

Antrag der FDP-Fraktion vom 04.11.2022 bezlglich des Neubaus der Sonnenschule
als offentlich-privates Projekt

Antrag der SPD-Fraktion vom 31.11.2020 beziiglich der Erstellung eines Grinfla-
chenpflegekonzeptes

Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen vom 12.01.2022 bezuglich eines Park-
und Halteverbots in der Alleestrale

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 31.08.2022 beztglich Einrichtung
eines einseitigen Radfahrstreifens im Zuge der Einfiihrung eines Park- und Haltever-
bots auf der AlleestraBe

Anfrage der FWG-Fraktion vom 13.10.2022 bezliglich Auto-Posing, Larmbelastigung
und Ruhestérung in der Linnenstral3e
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BUNDNIS90/DIE GRUNEN - Nordwall 37 - 59269 Beckum Biindnis90/Die Griinen
Ratsfraktion der Stadt Beckum

Nadhira de Silva
Peter Dennin

Herrn Fraktionsvorsitzende
) ) Nordwall 37
BM Michael Gerdhenrich 59269 Beckum
WeststralBe 46 E-Mails:
59269 Beckum peter.dennin@gruene-beckum.de

nadhira.de-silva@gruene-beckum.de

Beckum, 03.02.2022

Nutzung des landesweiten Beteiligungsportals ,,Beteiligung NRW™"

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

Beckum ist eine Kommune mit vielen interessierten Blrgerinnen und Blrgern, die
sich flr das politische Geschehen in ihrer Stadt interessieren. Sowohl die
politischen Parteien als auch die Stadtverwaltung arbeiten an vielen wertvollen
und wichtigen Themen, die eine Stadt innovativ und lebenswert gestalten. Um
gute Politik zu machen, ist es wichtig viele Menschen mitzunehmen, zu
diskutieren und letztendlich auch nicht nur im Stadtrat, sondern auch in
sinnvollen Angelegenheiten die Birgerschaft mitwirken zu lassen. Das ist nicht
nur demokratisch, sondern auch fiir eine Akzeptanz des Entschiedenen wichtig.
Neue partizipative Formate erdffnen Mdglichkeiten, mitzuwirken und
mitzuentscheiden. Bilrgerbeteiligung erganzt zunehmend die traditionellen und
reprasentativen Verfahren wie etwa das Engagement in politischen Parteien oder
die Teilnahme an Wahlen.

Durch die Digitalisierung werden neue Madglichkeiten des Dialogs zwischen
BlUrgerinnen und Blrgern mit ihrem Staat und der Verwaltung geschaffen. Die
Corona-Pandemie fuhrt uns deutlich vor Augen, wie wichtig digitale
Beteiligungsangebote flr die Blrgerinnen und Blrger sind. Die neue Plattform ist
ein Schritt Richtung Digitalisierung der Verwaltung. Bereits vorhandene analoge
Wege der Blrgerbeteiligung sollen dabei fiir Menschen ohne digitalen Zugang

oder digitale Ambitionen weiterhin offen bleiben.
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Die Landesregierung hat das zentrale Beteiligungsportal ,Beteiligung
NRW" aufgebaut, um den Zugang fur Burgerinnen und Blrger zu den
Beteiligungsangeboten zu vereinfachen. Ab sofort kénnen alle Landesbehdérden,
Kommunen und Kreise in Nordrhein-Westfalen kostenlos das Beteiligungsportal
zur Durchfihrung von Online-Beteiligungen, Umfragen und Meldeverfahren
nutzen. So koénnte zum Beispiel eine Fragebogenaktion zum neuen
Radverkehrskonzept oder zur Spielgerateauswahl eines Kinderspielplatzes
erfolgen. Die wertvollen Veranstaltungen der VHS, der Beckumer NaTouren der
offentlichen Bdlcherei, der Gleichstellungsbeauftragten, des Stadtmuseums
kdnnten auf dieser Plattform sichtbar gemacht werden. Ein Suchen auf
verschiedenen Seiten entfallt. Alles ware zentral auf "Beteiligung NRW", Portal
Beckum zu sehen. Uber die Plattform koénnten dann entsprechende
Auswertungen gefahren werden. Da die Transparenz der Verwaltung essentiell
ist und gute Veranstaltungen nicht im Verborgenen bleiben sollten, stellen wir

folgenden

Antrag:
1. Die Stadt Beckum beteiligt sich an dem zentralen Beteiligungsportal
.Beteiligung NRW" zu dem derzeit kostenlose Schulungen fur

Verwaltungsmitarbeitende angeboten werden.

2. Die Stadt Beckum prift, ob den politischen Parteien der gleiche Zugriff wie

der Verwaltung auf das Portal gewahrt werden kann.

Mit freundlichen GriuBen

P
,\S ’/‘\Q b\(U~\
(Nadhira de Silva) (Peter Dennin)

Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
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FDP-Fraktionsvorsitzender

Ratsfraktion Alleestralle 1
Beckum F D P

59269 Beckum

Herrn Burgermeister
Michael Gerdhenrich
Weststr. 46
59269 Beckum
Beckum, 04.11.2022

Antrag: Neubau der Sonnenschule als 6ffentlich-privates Projekt.

Sehr geehrter Herr Burgermeister Gerdhenrich,

die FDP-Ratsfraktion stellt hiermit folgenden Antrag zur Beschlussfassung im Haupt-,

Finanz- und Digitalausschuss am 13.12.2022 wahrend der Etatberatungen:

Der Neubau der Grundschule Sonnenschule soll im Rahmen eines PPP-Projektes oder
eines klassischen Investorenmodells errichtet werden. Der Investor soll die
Baumalinahme finanzieren und nach den konkreten Raumkonzepten, die durch die
Verwaltung erarbeitet werden und die Politik letztendlich beschlossen werden,
umsetzen. Am Ende der Finanzierung soll der Neubau in den Besitz der Stadt Beckum

ubergehen.

Begrundung:

Der Neubau der Grundschule Sonnenschule ist fur die FDP-Fraktion ein wichtiges
Projekt fur die nachsten Jahre. Nach Kenntnis der FDP-Fraktion befindet sich der
Projektstatus des Neubaus der Grundschule Sonnenschule in der Planungsphase u.a.
hinsichtlich der Raumbedarfe. In dieser Planungsphase kdnnen wir noch Uber die
Finanzierung dieses Projektes entscheiden, ohne das es zu Verzdgerungen dieses

Projektes fuhrt.



Ein sogenanntes Public-Private-Partnership Modell (PPP) oder eines klassischen
Investorenmodells soll sowohl als Finanzierungs- als auch Realisierungsmoglichkeit im
Hinblick auf, Bauausfuhrung, Bauunterhalt/Betrieb umgesetzt werden. Das zu
erarbeitende Finanzierungsmodelle und dessen Laufzeit soll danach weiterhin im
hierfir zustandigen Ausschuss politisch beraten werden und eine Ausschreibung des

Projektes abschlieRend beschlossen werden.

Eine Grol3investition, wie sie der komplette Neubau einer Grundschule darstellt, sollte
auch von der Stadt Beckum hinsichtlich dieses alternativen Finanzierungsmodells
positiv begleitet werden. Wir als FDP-Fraktion wissen um die schwierige Haushaltslage

der kommenden Jahre, daher zeigen wir mit diesem Antrag eine klare Alternative auf.

Eine Einsparung an stadtischen finanziellen Mitteln fUr Baumalnahmen in den
nachsten Jahren im zweistelligen Millionenbereich bei diesem Projekt bei gleichzeitiger
Realisierung eigener Winsche und Anforderungen an die neue Grundschule sollten
Argument genug sein. Durch die Errichtung eines Schulneubaus durch einen privaten
Investor entstehen der Stadt keine Baukosten, sie muss fur die Mietzahlungen
aufkommen. Ein weiteres Argument ist die dann frei werdenden finanziellen Mittel

effizient in andere Projekt bzw. Baumalinahmen in den nachsten Jahren einzusetzen.

Die FDP-Fraktion sieht hier eine Chance die frei werdenden Finanzmittel, die in den
kanftigen Haushalten der Stadt durch den Neubau der Grundschule Sonnenschule
bisher gebunden sind, fur weitere wichtige Projekte in den nachsten Jahren ab 2023
zu verwenden. Wir schaffen uns hier einen finanziellen Spielraum. Diese anderen
Projekte sollten nach Meinung der FDP-Fraktion zeitnah realisiert werden, hier sind
die Projekte Neubau Sporthalle Gesamtschule Standort Neubeckum, weitere
Investitionen in Turnhallen, schulische Sanitaranlagen und in weitere Investitionen in

die Sportanlage Harberg Neubeckum beispielhaft zu nennen.

Gerade in der Zukunft stehen zudem weitere wichtige Investitionen in unsere
Schullandschaft bei den Grundschulen und weiterfUhrenden Schulen in allen
Ortsteilen an. Die frei werden Finanzmittel durch die Finanzierung eines privaten
Investors fur den Neubau der Grundschule Sonnenschule kénnten somit fur diese

auch sehr wichtigen MaBnahmen zum Teil verwendet werden. Nach Ansicht der FDP-
2



Fraktion kdnnen wir mit dieser Entscheidung einen méglichen drohenden zuktnftigen

Investitionsstau in diesen wichtigen Bereichen zudem aktiv vorbeugen.

Weitere positive Effekte des Neubaus der Grundschule Sonnenschule durch einen

privaten Investor sind:

1. Private Investoren kdnnen haufig gunstiger bauen als die 6ffentliche Hand;
wird das Projekt teurer als kalkuliert, ist es das Problem des Investors und nicht
der Stadt. Notwendige Instandhaltungen, Erneuerungen und Bauunterhaltung
(z.B. Wande, Dacher, Heizungen) muss wahrend der gesamten Laufzeit der
Investor tragen. Nach der maximalen Vertragsdauer hat die Stadt ein technisch

komplett funktionsfahiges Gebaude erworben.

2. InBeckum stehen in den nachsten Jahren viele grof3e Bauprojekte an, daher ist
ein weiterer Vorteil die Entlastung der Verwaltung in den zustandigen
Fachbereichen. Sie kénnten sich auf die anderen geplanten Bauprojekte

starker fokussieren.

Mit freundlichen GruRen,

Timo Przybylak
FDP Fraktionsvorsitzender
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Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Fraktion im Rat der Stadt Beckum

Herrn BUrgermeister
Michael Gerdhenrich
Stadt Beckum
Weststr. 46

59269 Beckum

Beckum, 31. November 2020

Die SPD-Fraktion Beckum beantragt die Entwicklung eines Grunpflegekonzeptes fir
die stadteigenen Grin- und Parkflachen mit dem Ziel eines optisch und gestalterisch

ansprechenderen Erscheinungsbildes.

Sehr geehrter Herr Blrgermeister,

nach Ansicht der SPD-Fraktionsmitglieder, aber auch zahlreicher anderer politisch
agierender Menschen (so zumindest deren Wahlprogramme), sowie eines nicht kleinen Teils
der Bevolkerung befinden sich die Grunflachen und Parkanlagen der Stadt Beckum in einem

,bedauernswerten“ Zustand.

Kreisverkehre und sog. Stral3enbegleitgriin erscheinen ungepflegt, nur sporadisch
geschnitten und mit lieblosen und wenig ansprechenden Griinpflanzen bewachsen. Aber
auch Parkflachen wirken eher so, als dass sie moglichst wenig Pflegeaufwand mit sich

bringen sollen, und dass auf optische und pflanzliche Vielfalt verzichtet wird.

Das Stadtbild insgesamt, hier die Grinanlagen, ist eine Visitenkarte einer Stadt. Ein
positives Erscheinungsbild hebt uns auch im Wettbewerb der Kommunen miteinander

hervor, kann damit zu einem Stadtortvorteil werden. Auch die Burgerinnen und Burger fuihlen

Fraktionsvorsitzende: Briefadresse Internet: Bankverbindung:

Felix Markmeier-Agnesens Postfach 2465 www.spd-fraktion-beckum.de Sparkasse Beckum-Wadersloh
Peter Tripmaker 59247 Beckum E-Mail:

Fraktionsgeschaftsstelle: Vorsitzender@spd-fraktion-beckum.de IBAN:

Vorhelmer StraRe 3 Tel.:02521/17384 SPD-Fraktionsvorsitzender@magenta.de DE79 4125 0035 0000 771584
59269 Beckum Fax: 02521/16934
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sich in einem ansprechenden ,griinen“ Umfeld wohler und zufriedener. Auch das subjektive
Sicherheitsgefuhl wird dadurch aufgewertet.

Daher beantragt die SPD-Fraktion die Entwicklung eines Griinpflegekonzeptes mit dem
konkreten Ziel, das Erscheinungsbild von Grin- und Parkanlagen deutlich aufzuwerten,
ohne dabei nachhaltige und 6kologische Aspekte aufzugeben. Dazu z&hlen u.a.

¢ regelmaligere Pflege und Beschnitt der Pflanzen in Kreisverkehren, Beeten und
Parkanlagen,

e das Verhindern eines ,ungepflegten* Eindrucks dadurch, dass Pflanzen nicht auf die
Gehwege und Stral3en auswuchern,

e das Anlegen von optisch ansprechenden Beeten auf herausgehobenen Flachen wie
z.B. Kreisverkehren, in vollem Bewusstsein, dass dadurch ein Gartner/eine Gartnerin
deutlich intensiver mit der Flache beschattigt ist als bisher,

e eine ansprechende und klinstlerische Neugestaltung von Kreisverkehren, wo es
maoglich ist. So kdnnte man, ahnlich wie an der Hammerstral3e, auf kulturelle und
historische Besonderheiten unserer Stadt hinweisen,

e das Einbeziehen von privaten Unternehmen, Vereinen oder Anwohnern, die eine

.Patenschaft” oder eine ,Pflege” von o6ffentlichen Grunflachen anbieten.

Wir als verantwortliche Politikerinnen und Politiker erwarten und wiinschen, dass sich die
Einwohnerinnen und Einwohner mit ihrer Stadt identifizieren und sich in ihr wohlftihlen. Das
bedeutet aber auch, dass wir den optischen und pflegerischen Eindruck unserer
Grinanlagen und Parkflachen aufwerten, soweit, wie es naturlich finanziell vertraglich

erscheint. Unserer Meinung nach, ist hier noch deutlich Luft nach oben.

Mit freundlichen GrilRen

gez. Felix Markmeier-Agnesens gez. Peter Tripmaker
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender
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BUNDNIS90/DIE GRUNEN - Nordwall 37 - 59269 Beckum Biindnis90/Die Griinen
Ratsfraktion der Stadt Beckum

Nadhira de Silva
Peter Dennin

Herrn Fraktionsvorsitzende
) ) Nordwall 37
BM Michael Gerdhenrich 59269 Beckum
WeststraB3e 46 E-Mails:
59269 Beckum peter.dennin@gruene-beckum.de

nadhira.de-silva@gruene-beckum.de

Beckum, 12.01.2022

Sicherheit fiir den Radverkehr - Park- und Halteverbot auf der

AlleestrafBe

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

Im aktuellen Radverkehrskonzept der Stadt Beckum wird im Kapitel 8.8.5
~StraBenraume mit perspektivischen Transformationsbedarf® die AlleestraBe mit
aufgelistet. Dort heiBt es: ,Teilweise fehlt Infrastruktur flir den Radverkehr auch
ganzlich, obwohl diese aufgrund der Belastung durch Kfz-Verkehr angemessen
ist.

Aufgrund der bestehenden StraBenquerschnitte und einem grundsatzlich guten
Fahrbahnzustand sind in einigen Abschnitten keine kurzfristigen Losungen um-
setzbar. Bis zur nachsten grundhaften Sanierung kénnen dort noch Jahrzehnte
vergehen." (5.109/110)

Antrag

Die Fraktion Blundnis 90/Die Grinen beantragt die Einfihrung eines generellen

Park- und Halteverbotes auf der gesamten Lange der Fahrbahn der AlleestraBBe.

Bankverbindung - Volksbank Beckum-Lippstadt eG - IBAN: DE78 4166 0124 0129 3925 00 - BIC: GENODEM1LPS



Begriindung

Die AlleestraBe hat ein - wie oben bereits dargestellt - sehr hohes Verkehrsauf-
kommen. Derzeit ist es in einigen Abschnitten der AlleestraBBe erlaubt, auf der
Fahrbahn Richtung NordstraBe zu parken. Diese parkenden Autos sind ein be-
trachtliches Sicherheitsrisiko flr alle im StraBenverkehr Beteiligten, aber insbe-
sondere fir die Fahrrad fahrenden Bilirger*innen. Besonders beim Uberholen der
parkenden Autos werden die Verkehrsteilnehmer*innen aus der Gegenrichtung
(von der Kreuzung NordstraBe/SternstraBe kommend) an einem flissigen Fahren
gehindert (bzw. ausgebremst), zum Teil bei einem Uberholvorgang von Lkw an
die Seite gedrangt.

Zur Entspannung der Verkehrslage und flr die Sicherheit der Radfahrenden kann
eine Anderung der Nutzung der 6ffentlichen Flachen durch ein generelles Park-
und Halteverbot auf der Fahrbahn der AlleestraBe zeitnah eine deutliche Verbes-

serung darstellen.

Mit freundlichen GriBen

(Nadhira de Silva) (Peter Dennin)
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
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~BEgreen BINDNIS 90
£ © GrueneBeckum D’E GR""E"

BUNDNIS90/DIE GRUNEN - Nordwall 37 - 59269 Beckum Biindnis90/Die Griinen
Ratsfraktion der Stadt Beckum

Nadhira de Silva
Peter Dennin

Herrn Fraktionsvorsitzende
) ) Nordwall 37
BM Michael Gerdhenrich 59269 Beckum
WeststralBe 46 E-Mails:
59269 Beckum peter.dennin@gruene-beckum.de

nadhira.de-silva@gruene-beckum.de

Beckum, 31.08.2022

Antrag auf Einrichtung eines einseitigen Radfahrstreifens im Zuge der

Einfithrung eines Park- und Halteverbots auf der AlleestraB3e

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

in der Vorlage sowie in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses
am 25.8.2022 wird berichtet, dass sowohl die Kreispolizeibehdérde Warendorf als
auch der Landesbetrieb StraBenbau-NRW hinsichtlich des von der Fraktion Blnd-
nis 90/Die Grinen am 12.1.2022 gestellten Antrags zur EinfUhrung eines Park-
und Halteverbots auf der AlleestraBe zu dem Schluss kommen, dass eine ent-
sprechende Umsetzung ohne gleichzeitige MaBnahmen zur Steigerung der Attrak-
tivitat des Radverkehrs allenfalls zum Anstieg des Geschwindigkeitsniveaus fih-
ren wird.

Abgesehen davon, dass dieser StraBenabschnitt auch teilweise an Wochenenden
frei von parkenden Autos ist, ohne dass nach unserer Erkenntnis Berichte Uber
ein gleichzeitig angestiegenes Geschwindigkeitsniveau vorliegen, bedeutete dies
doch auch im Umkehrschluss, dass dies flr alle Tempo-50-StraBen der Fall sein
musse oder man konsequenterweise auf allen Tempo-50-Abschnitten das Parken
erlauben musste, damit sich ein geringeres Geschwindigkeitsniveau einstellen
und Tempo-50 gar nicht erreicht werden kann - was wiederum dem eigentlichen

Sinn einer Tempo-50-StraBe widersprache.

Bankverbindung - Volksbank Beckum-Lippstadt eG - IBAN: DE78 4166 0124 0129 3925 00 - BIC: GENODEM1LPS



Um die erwilnschte Steigerung der Sicherheit der Radverkehrs zu erlangen und
gleichzeitig zur Beruhigung der Verkehrslage in der AlleestraBe beizutragen,
mochte die Fraktion Bilndnis 90/Die Grinen ihren Antrag vom 12.1.2022

nunmehr erweitern:

Antrag:
Die Fraktion Bundnis 90/Die Grinen beantragt, dass ihr Antrag vom 12.1.2022

auf EinfUhrung eines Park- und Halteverbots auf der AlleestraBe um die
Einrichtung eines einseitigen Radfahrstreifens (etwa von der Vorhelmer StraB3e
bis zur Ahlener StraBBe) erweitert wird. Der Radfahrstreifen sollte bevorzugt in
rot eingefarbtem Asphalt erfolgen, um als Abgrenzung zur Fahrbahn

insbesondere von Autofahrer*innen besser wahrgenommen zu werden.

Umsetzungen dieser Art werden bereits in zahlreichen Kommunen sowie
flachendeckend in den Niederlanden erfolgreich praktiziert.

Fir den Radverkehr in die entgegengesetzte Richtung bietet sich der Nordwall
an, der im Vergleich zur Alleestral3e eine sicherere Alternative darstellt.

Wir mochten somit den Vorstellungen der oben genannten Stellen
entgegenkommen und erhoffen uns mit diesem erweiterten Antrag die

Mdglichkeit auf eine beschleunigte Umsetzung der GesamtmaBnahme.

Mit freundlichen GruBen

M /,‘\) D(U L P @
(Nadhira de Silva) (Peter Dennin)

Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
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--’..':rer'e WihlerGemeinschaft
Beckum e.V.

TOP O 4

FWG-Fraktion im Rat der Stadt Beckum ¢ Everkekamp 4 « 59269 Beckum

Stadt Beckum

Herrn Blirgermeister
Michael Gerdhenrich
Weststrale 46

59269 Beckum

Beckum, den 13. Oktober 2022

Anfrage Linnenstrale: ,,Auto-Posing® / Larmbeldstigung / Ruhestérung
Sehr geehrter Herr Blrgermeister,

die Freie WiahlerGemeinschaft (FWG) Beckum ist im Jahr 2022 mehrfach auf das sogenannte ,,Auto-Posing*
und die damit einhergehenden Geschwindigkeitsiiberschreitungen auf der Linnenstrale hingewiesen bzw.
angesprochen worden. Anwohner informierten die FWG (ber Larmbel&stigungen durch Autoposer, die
mittlerweile zu einer permanenten Ruhestérung wéhrend der Nachtzeit ausgeartet sei, und baten in der Sache
eine Problemlésung herbeizufihren.

Mitglieder der FWG-Fraktion haben vor diesem Hintergrund am 11. Oktober 2022 das Gesprach mit
Anwohnern der LinnenstraBe gesucht, um sich vor Ort (lber den Sachstand zu informieren bzw.
auszutauschen. Mit gut zehn Anwohnern hat ein intensiver Informationsaustausch stattgefunden: alle
Gesprachspartner haben die standig stattfindende Larmbel&stigung und Ruhestérung durch Autoposer —
insbesondere an den Wochenenden — wéhrend der Nachtzeit bestatigt bzw. beklagt. Uns wurde detailliert
geschildert (Beschleunigungs- und Bremspunkte) wie die permanenten Geschwindigkeitsiiberschreitungen
auf der in Fahrtrichtung stetig ansteigenden schnurgeraden Tempo 50 Linnenstral3e ablaufen.

Namens der FWG-Fraktion bitte ich hiermit um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Welche Kenntnisse hat die Verwaltung/Ordnungsbehdrde in Bezug auf ,,Auto-Posing™, Larmbelédstigung
und Ruhestérung auf der Linnenstralle?

2. Wie ist die Datenlage in Bezug auf Geschwindigkeitsuberschreitungen und Verkehrssicherheit?

3. Hat die Verwaltung eine Zielvorstellung wie die Problemlage der Anwohner: Larmbelastigung,
Ruhestérung und zu wenig Verkehrssicherheit geldst werden kann?

Mit freundlichen GriiRen
FWG-Fraktion im Rat der Stadt Beckum

6@% gg)p{{

Gregor Stoppel
Fraktionsvorsitzender

Gregor Stoppel, Everkekamp 4, 59269 Beckum - Telefon: 02521/4861  E-Mail: gregorstoeppel@t-online.de * Internet: www.fwg-beckum.de
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Bericht uber die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum sowie
uber wichtige Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der
Beteiligungen im 3. Quartal 2022

Federfiihrung:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen

Beteiligungen:

Auskunft erteilt: Herr Wulf | 02521 29-200 | wulf@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Kenntnisnahme
Erlauterungen:

GemaB § 15 Nummer 17 Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der
Burgermeisterin/des Birgermeisters der Stadt Beckum hat der Blirgermeister vierteljahr-
lich Gber die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten und Uber wichtige Investitionsvor-
haben und strategische Grundsatzentscheidungen der Beteiligungen zu berichten.

Der Bericht fir das 3. Quartal 2022 ist als Anlage zur Vorlage beigefigt.

Anlage(n):

Bericht tber die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum sowie Uber
wichtige Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der Beteiligun-
gen im 3. Quartal 2022



AL B KU Anlage zur Vorlage 2022/0368

3)>%
dedDertich Fina und B igungen
Bericht uber die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum sowie (iber wichtige
Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der Beteiligungen im 3. Quartal 2022
1 Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum
1.1 Entwicklung der Investitionskredite vom 01.07. bis 30.09.2022
Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Stadtischer Gesamt
Haushalt* Energieversorgung | Betriebe Beckum Abwasserbetrieb
und Bader Beckum
-1- -2- -3- -4 - -5- -6 -

Stand 01.07.2022 0,00 € 12.382.854,30 € 4.480.484,40 € 45.451.975/48 € 62.315.314,18 €
Kreditaufnahmen fur 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €
Investitionen
im 3. Quartal 2022
Kreditaufnahmen fir 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ** 0,00 €
Umschuldungen
planmaBige Tilgung 0,00 € 158.526,40 € 92.770,67 € 744.303,34 995.600,41 €
im 3. Quartal 2022
Tilgung fur Umschuldungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 1.307.496,39 € 1.307.496,39 €
Stand 30.09.2022 0,00 € 12.224.327,90 € 4387.713,73 € 43.400.175,75 € 60.012.217,38 €
- Entschuldung/+ Verschuldung 0,00 € -158.526,40 € -92.770,67 € -2.051.799,73 € -2.303.096,80 €

Erlauterung:

*  Kredite im Rahmen des Férderprogramms ,NRW.BANK.Gute Schule 2020" werden nicht in der Ubersicht der investiven Kredite
abgebildet, sondern lediglich nachrichtlich ausgewiesen. Die zins- und tilgungsfreien Investitionskredite aus dem F&rderprogramm

NRW.Bank.Gute Schule 2020" betragen zum Stand 30.09.2022 845.611 €.

**  Die Kreditaufnahme fir die Tilgung fiir Umschuldungen erfolgte im 2. Quartal 2022.
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1.2 Zinsanpassungen, Neuaufnahmen und Umschuldungen vom 01.07. bis 30.09.2022
Im 3. Quartal erfolgten keine Zinsanpassungen, Neuaufnahmen und Umschuldungen von Krediten.

1.3 Jahresentwicklung der Investitionskredite

Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Stadtischer Gesamt
Haushalt* Energieversorgung | Betriebe Beckum Abwasserbetrieb
und Bader Beckum
-1- -2- -3- -4 - -5- -6-
Stand 01.01.2022 0,00 € 12.364.123,15 € 4.323.604,46 € 44.357.597,58 € 61.045.325,19 €
Stand 30.09.2022 0,00 € 12.224.327,90 € 4.387.713,73 € 43.400.175,75 € 60.012.217,38 €
- Entschuldung/+ Verschuldung 0,00 € -139.795,25 € +64.109,27 € -957.421,83 €|  -1.033.107,81¢€

im Jahr 2022




1.4 Liquiditatskredite vom 01.07. bis 30.09.2022

Liquiditatskredit Zinssatz fiir
(stichta;:gezogen) Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Stadtischer Gesamt kurzfristige
Haushalt* Energieversorgung | Betriebe Beckum | Abwasserbetrieb Aufnahmen
und Bader Beckum (in %)
-1- -2 - -3- -4 - -5- -6 - -7 -
Festgelegter 15.000.000,00 € 5.000.000,00 € 700.000,00 € 10.000.000,00 € | 30.700.000,00 € 0,20
Maximalbetrag
01.07.2022 0,00 € 1.650.000,00 € 57.518,20 € 0,00 € 1.707.518,20 € 0,20
19.08.2022 0,00 € 1.650.000,00 € 166.178,21 € 0,00 € 1.816.178,21 € 0,20
30.09.2022 0,00 € 1.650.000,00 € 0,00 € 0,00 € 1.650.000,00 € 0,20
Hochststand im 0,00 € 1.650.000,00 € 357.001,66 € 0,00 €
3. Quartal 28.07.2022
Zinsen im Kontokorrentverkehr und zur Liquiditatssicherung im 3. Quartal 2022
Stadtischer Haushalt Eigenbetrieb Energie- Stadtische Betriebe Stadtischer Gesamt
versorgung und Bader Beckum Abwasserbetrieb Beckum
-1- -2 - -3- -4 - -5-
0,00 € 843,64 € 284,12 € 0,00 € 1.127,76 €

Erlduterung:

*  Kredite im Rahmen des Férderprogramms ,NRW.BANK.Gute Schule 2020" werden nicht in der Ubersicht der Liquiditatskredite abgebildet,
sondern lediglich nachrichtlich ausgewiesen. Die zins- und tilgungsfreien Liquiditatskredite aus dem Férderprogramm ,NRW.Bank.Gute
Schule 2020" betragen zum Stand 30.09.2022 1.605.867 €.



1.5 Jahresentwicklung der Liquiditatskredite

Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Betriebe Stadtischer Gesamt
Haushalt* Energieversorgung Beckum Abwasserbetrieb
und Bader Beckum
-1- -2 - -3- -4 - -5- -6-—

Stand 01.01.2022 0,00 € 517.155,06 € 0,00 € 0,00 € 517.155,06 €
Stand 30.09.2022 0,00 € 1.650.000,00 € 0,00 € 0,00 € 1.650.000,00 €
- Entschuldung/+ Verschuldung 000€|  +1.132.844,94 € 0,00 € 000€|  +1.132.84494 €
im Jahr 2022

2 Liquide Mittel

2.1 Liquiditatssalden vom 01.07. bis 30.09.2022

Liquiditatssalden*

. Tag Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Betriebe Stadtischer Gesamt
(stichtagsbezogen) . )
Haushalt** Energieversorgung Beckum Abwasserbetrieb
und Bader Beckum
-1- -2 - -3 - -4 - -5- -6 -

01.07.2022 14.943.906,47 € -1.027.788,15 € -56.613,76 € 4.223.115,37 € 18.082.619,93 €
19.08.2022 18.828.121,00 € -1.171.227,05 € -165.218/43 € 5.744.688,40 € 23.236.363,92 €
30.09.2022 14.876.209,99 € -196.642,25 € 505.608,18 € 3.277.700,92 € 18.462.876,84 €
Hochststand im 21.853.540,00 € 180.039,23 € 763.967,03 € 5.744.688,40 €

3. Quartal 15.08.2022 31.08.2022 26.09.2022 19.08.2022

Tiefststand im 11.784.122,19 € -1.244.543,53 € -356.097,22 € 3.272.700,92 €

3. Quartal 28.09.2022 30.08.2022 28.07.2022 30.09.2022

Erlduterung:

*  Die Salden bilden sich aus den Bestanden der Kontokorrentkonten und den Liquiditatskreditkonten.

** Handvorschisse (Barkassen) sind im Liquiditatsbestand nicht enthalten. Aus wirtschaftlichen Griinden erfolgen keine unterjahrigen
Zwischenabrechnungen. Zum Stand 30.09.2022 waren 40 Handvorschisse in Hohe von insgesamt 14.560,00 € im Umlauf.
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Verwahrentgelte im 3. Quartal 2022
Stadtischer Haushalt Eigenbetrieb Energie- Stadtische Betriebe Stadtischer Gesamt
versorgung und Bader Beckum Abwasserbetrieb Beckum
-1- -2 - -3- -4 - -5-
2.765,39 € 0,00 € 23,50 € 0,00 € 2.788,89 €
2.2 Jahresentwicklung der Liquiditatssalden
Stadtischer Eigenbetrieb Stadtische Betriebe Stadtischer Gesamt
Haushalt Energieversorgung Beckum Abwasserbetrieb
und Bader Beckum
-1- -2- -3- -4 - -5- -6-—
Stand 01.01.2022 11.616.380,48 € -495.163,33 € * 209.865,51 € 1.220.211,40 € 12.551.294,06 €
Stand 30.09.2022 14.876.209,99 € -196.642,25 € 505.608,18 € 3.272.700,92 € 18.457.876,84 €
- Minderung/+ Erhéhung +3.259.829,51 € +298.521,08 € +295.742,67 € +2.052.489,52 € 5.906.582,78 €

Erlauterung:

*

aufgefuhrt.

3 VerauBerungen

von Umlaufvermégen vom 01.07. bis 30.09.2022

Im ersten Quartalsbericht fir das Jahr 2022 wurde aufgrund eines Fehlers in der Kassenbestandsliste ein falscher Saldo (-495.063,33 €)

Art Restbuchwert in der Bilanz Verkaufserlos Ertrag (+) bzw. Aufwand (-)

-1- -2- -3- -4 -
Grundstticke BG 60 ,Obere Brede an der A2” 154.858,79 € 299.447,31 € +144.588,52 €
Summe 154.858,79 € 299.447,31 € +144.588,52 €

von Anlagevermégen vom 01.07. bis 30.09.2022
VerauBerungen von Anlagevermdgen waren im 3. Quartal nicht zu verzeichnen.



4 Wichtige Investitionsvorhaben der Beteiligungen
Wichtige Investitionsvorhaben der Beteiligungen waren im 3. Quartal 2022 nicht zu verzeichnen.
5 Wichtige strategische Grundsatzentscheidungen der Beteiligungen

Die Anderungen der Gesellschaftsvertrage der Energieversorgung Beckum GmbH & Co. KG sowie der Energieversorgung Beckum
Verwaltungs-GmbH wurden der Kommunalaufsicht des Kreises Warendorf als zustdndige Aufsichtsbehdrde angezeigt. Mit Schreiben
vom 04.10.2022 hat die Kommunalaufsicht den Anderungen der Gesellschaftsvertrage zugestimmt. Das Anzeigeverfahren ist somit
abgeschlossen. Die notarielle Beurkundung der Vertrage wird zeitnah stattfinden.

Die Wasserversorgung Beckum GmbH beabsichtigt einen Wechsel vom bisherigen IT-Dienstleister Gelsenwasser AG hin zur
AOV IT.Services GmbH vorzunehmen. In diesem Zusammenhang hat sich die Wasserversorgung Beckum GmbH an der aov.GbR
beteiligt. Das hierfur erforderliche Anzeigeverfahren gegeniber der Bezirksregierung Detmold wurde zuvor abgeschlossen.
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Stellungnahme der Stadt Beckum zum Entwurf der Haushaltssatzung 2023 des Kreises
Warendorf

Federfihrung:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen

Beteiligungen:
Auskunft erteilt: Herr Wulf | 02521 29-200 | wulf@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Sachentscheidung

1. Die Stadt Beckum schlieBt sich der als Anlage zur Vorlage beigefiigten Stellung-
nahme der Birgermeisterinnen und Bulrgermeister im Kreis Warendorf vom
18.10.2022 an und erklart sie zu ihrer Stellungnahme zum Entwurf der Haushaltssat-
zung 2023 des Kreises Warendorf.

2. Auf die Mdoglichkeit der Anhérung zum Entwurf des Kreishaushaltes 2023 in einer
Sitzung des Finanzausschusses des Kreises Warendorf wird verzichtet.

Kosten/Folgekosten

Fur die Vorbereitung und Ausfiihrung des Beschlusses entstehen Personal- und Sachkos-
ten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuordnen sind.

Finanzierung

Es entstehen keine zusatzlichen finanziellen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.

Erlauterungen:

Nach § 55 Kreisordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) erfolgt die Fest-
setzung der Kreisumlage im Benehmen mit den kreisangehdérigen Kommunen.

Der Landrat des Kreises Warendorf hat den kreisangehdrigen Kommunen das Eckdaten-
papier zum Entwurf des Kreishaushaltes 2023 am 13.09.2022 zugeleitet. Den Fraktionen
im Rat der Stadt Beckum wurde das Eckdatenpapier im Anschluss per E-Mail Gbersandt.

Zwischenzeitlich wurde die gemeinsame Stellungnahme der Biirgermeisterinnen und Bir-
germeister im Kreis Warendorf vom 18.10.2022 zum Eckdatenpapier des Landrates zum
Entwurf des Kreishaushaltes 2023 gefertigt und abgestimmt. Die gemeinsame Stellung-
nahme ist als Anlage zur Vorlage beigefligt. Nach Eingang der finalen Version bei der
Stadt Beckum wurde die gemeinsame Stellungnahme den Fraktionsvorsitzenden per
E-Mail zugesandt.

Die Burgermeisterinnen und Birgermeister stellen in ihrer gemeinsamen Stellungnahme
fest, dass ein Benehmen im weiteren Verfahren grundsatzlich in Aussicht gestellt werden
kann.
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Im Unterschied zu den gemeinsamen Stellungnahmen der Vorjahre wird in diesem Jahr
keine im Einzelnen bezifferte Senkung der Kreisumlage gefordert. Nach gemeinsam ge-
tragener Auffassung ist die Herleitung des Kreisumlagebedarfes fiir das Jahr 2023 — je-
denfalls zum Erkenntnisstand bei Erstellung des Eckdatenpapier — folgerichtig abgeleitet
und die tragenden Annahmen tberwiegend plausibel gewahlt.

Positiv ist zu bewerten, dass der Kreis Warendorf bereit ist, rund 4,5 Millionen Euro Aus-
gleichsriicklage und — Gber den ,Umweg” der Isolierung — weitere rund 3,9 Millionen Euro
Allgemeine Rucklage zur Begrenzung der Steigerungen der Zahllast zur Allgemeinen
Kreisumlage im Jahr 2023 einzusetzen. Gleichwohl muss man feststellen, dass die den-
noch verbleibende Steigerung der Zahllast zur Allgemeinen Kreisumlage im Vergleich
zum Jahr 2022 (+13,6 Millionen Euro, Anteil Stadt Beckum daran: +2,0 Millionen Euro) fur
die Haushalte der kreisangehorigen Stadte und Gemeinden nur schwer — wenn denn
Uberhaupt — tragbar sein wird.

Im weiteren Beratungsverfahren zum Kreishaushalt 2023 wird sich zeigen missen, welche
noch eintretenden Entlastungen des Kreishaushaltes eine Senkung des Kreisumlagebe-
darfs herbeifiihren kénnen. Nicht ausgeschlossen ist allerdings, dass im Rahmen des Be-
ratungsverfahrens zusatzliche Belastungen eintreten kdnnen. Mit dem Kreis ist der weitere
Austausch Uber diese Aspekte vereinbart. Uber den aktuellen Sachstand wird in der
Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses berichtet.

Der Entwurf der Haushaltssatzung des Kreises Warendorf fiir das Haushaltsjahr 2023 mit
Anlagen wurde mittlerweile in der Sitzung des Kreistages am 28.10.2022 eingebracht. Im
Anschluss wurde der Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes des Kreises
Warendorf fur das Haushaltsjahr 2023 den kreisangehdrigen Kommunen zur Kenntnis ge-
geben. Nach § 55 Absatz 2 Satz 2 KrO NRW ist den kreisangehdrigen Kommunen vor der
Beschlussfassung Uber die Haushaltssatzung Gelegenheit zur Anhdrung zu geben. Diesen
Verfahrensschritt hat der Kreis Warendorf mit der Ubersendung des Entwurfes der Haus-
haltssatzung eingeleitet. Der Entwurf der Haushaltssatzung unterscheidet sich nach Be-
wertung der Verwaltung nicht wesentlich von den im Eckdatenpapier dargestellten Ent-
wicklungen und Vorhaben. Aus Sicht der Verwaltung wird empfohlen, die sich bietende
Moglichkeit der Anhérung nicht wahrzunehmen, da die dem Kreis bekannte gemeinsame
Stellungnahme die Position der Stadt Beckum bereits ausreichend verdeutlicht.

Anlage(n):

Stellungnahme der Birgermeisterinnen und Birgermeister im Kreis Warendorf zum Ent-
wurf des Kreishaushaltes vom 18.10.2022
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Anlage zur Vorlage 2022/0339

STADT/JHLEN

[T

Fyee fo el Der Biirgermeister
Dr. Alexander Berger
Herrn Landrat Sprecher der Burgermeister*innen im
Dr. Olaf Gericke Kreis Warendorf
Waldenburger Str. 2 Rathaus Telefon 02382 59221

Westenmauer 10  Telefax 02382 59441
48231 Warendorf

18.10.2022

Sehr geehrter Herr Landrat Dr. Gericke,

am 13. September haben Sie das Eckdatenpapier zu dem Entwurf des
Kreishaushaltes 2023 Ubersandt. Ihr Schreiben ist Bestandteil des Verfah-
rens zur Herstellung des Benehmens mit den kreisangehdrigen Stadten
und Gemeinden zur Festsetzung der Allgemeinen Kreisumlage gemaB § 55
Absatz 1 Kreisordnung flir das Land Nordrhein-Westfalen.

In der Dienstbesprechung am 21. September konnten wir uns zum aktuel-
len Verfahren bereits kurz austauschen; vorab erfolgte dies im kleinen
Kreis schon am 2. und 12. September. Den Termin am 12. September
mdchten wir besonders anerkennend herausgreifen, zeigt dieser doch,
dass Sie die Sorge um unsere Haushalte wahrnehmen und versuchen, da-
rauf zu reagieren.

Herr Kreiskammerer Dr. Funke hat am 26. September - wie bereits in den
Vorjahren — an der Zusammenkunft der Arbeitsgemeinschaft der Kdmme-
rinnen und Kdmmerer unter Beteiligung des Sprechers der Blrgermeiste-
rinnen und Burgermeister im Kreis Warendorf, Herrn Dr. Berger, in Ahlen
teilgenommen. In diesem sehr konstruktiven Gesprach konnten die aktu-
ellen Eckdaten und die wichtigsten Ertrags- und Aufwandspositionen dar-
legt und diskutiert werden.

Wir danken Ihnen, Herr Dr. Gericke, und Herrn Dr. Funke ausdricklich ftr
den sehr offenen und fairen Meinungsaustausch in dem bisherigen Verfah-
ren.

I. Rahmenbedingungen

Unter Bericksichtigung des Zahlenstandes Ihres Eckdatenpapiers soll eine
Steigerung der Zahllast zur Allgemeinen Kreisumlage von

rund 13,6 Mio. Euro gegenliber dem Jahr 2022 erfolgen. Der Umlagesatz
der Allgemeinen Kreisumlage soll um 0,6 Prozentpunkte auf 30,8 Prozent
steigen. Dass die — wenn denn Uberhaupt — nur unter gréBten Schwierig-
keiten flr unsere Haushalte nachzuvollziehende - Entwicklung nicht noch
dramatischer ausfallt liegt daran, dass Sie bereit sind, zusatzlich

rund 3,9 Mio. Euro einzusetzen, um die Steigerung der Zahllast zu be-
grenzen. Ohne diesen Einsatz und damit ,im Normalfall® ware ein Umlage-
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satz von 32,6 Prozent und eine noch weiter ansteigende Zahllast von
Ihnen angekindigt worden.

Die Zahllast zur Jugendamtsumlage soll ebenfalls steigen, im Jahr 2023
um rund 2,0 Mio. Euro auf rund 52,0 Mio. Euro. Der Umlagesatz soll hier
nur aufgrund der guten Entwicklung der Umlagegrundlagen um

1,1 Prozentpunkte abgesenkt werden, was an der erneuten Steigerung der
Zahllast jedoch nichts andert.

Durch beide Effekte ergibt sich eine kumulierte Zahllast aus unseren
Haushalten an den Kreishaushalt von rund 200,6 Mio. Euro, gegenilber
dem Vorjahr eine Mehrbelastung von rund 15,6 Mio. Euro.

Sie gehen davon aus, dass die Zahllast der Landschaftsumlage im Jahr
2023 um rund 11 Mio. Euro flr den Kreis Warendorf ansteigen wird. Dies,
falls der Landschaftsverband Westfalen-Lippe an seinen bislang kommuni-
zierten Hebesatzvorstellungen von 16,4 Prozent flr das Jahr 2023 fest-
halt.

Zutreffend stellen Sie fest, dass sich die in den Umlagegrundlagen enthal-
tene Steuerkraft unserer Kommunen im sogenannten Referenzzeitraum,
der bis Ende Juni 2022 lief, um rund 31,9 Mio. Euro erhéht hat. Thnen und
uns ist klar, dass dieser Zeitraum in der Vergangenheit liegt und hohe
Steuerertrage in der Vergangenheit nicht automatisch auf hohe Steuerer-
trage in der Zukunft schlieBen lassen. Gerade das Jahr 2023 betreffend
sind hier starke Zweifel — die Sie sicherlich teilen — angebracht. Die wirt-
schaftliche Lage ist aus den bekannten Griinden, die hier der Ubersicht-
lichkeit halber nicht vollstandig weiter vertieft werden sollen, unsicher wie
nie zuvor in den letzten Jahrzehnten. Die Kreisumlage ware unabhangig
von unserer konkreten Haushalts- und Einnahmesituation im Jahr 2023
ein ,Fixposten" - systembedingt der guten Steuerentwicklung in Vorjahren
,nachlaufend".

Ebenso zutreffend stellen Sie fest, dass die Schllsselzuweisungen des
Landes nach der vorliegenden Arbeitskreisrechnung zum Gemeindefinan-
zierungsgesetz 2023 (GFG 2023) flr unsere Kommunen um

rund 3,7 Mio. Euro ansteigen - dies immerhin zeitgleich mit der angekin-
digten Erhéhung der Kreisumlage im Jahr 2023. Erwahnt sei, dass Beelen,
Ennigerloh, Everswinkel, Oelde und Telgte im Jahr 2023 keine Schlissel-
zuweisungen erhalten werden.

In diesem Zusammenhang muss erwahnt werden, dass auch der Kreis von
der Gesamtdotierung des GFG 2023 profitiert. Immerhin entfallen auf den
Kreis Mehrertrage bei den Schllsselzuweisungen von rund 3,8 Mio. Euro
im Vergleich zum GFG 2022.

Der aus den Umlagegrundlagen resultierende sogenannte Mitnahmeeffekt
wilrde rund 10,7 Mio. Euro betragen. Dieser Mithahmeeffekt ist der Be-



trag, den wir systembedingt als Veranderung des Zahlbetrages zur
Kreisumlage einkalkulieren missen, so es denn nicht gelingt, andere Ver-
besserungen zu generieren. Jede Veranderung Uber den Mitnahmeeffekt
hinaus schwacht unsere Finanzkraft, fihrt zu einer Verschiebung von Fi-
nanzmitteln ,,von unten nach oben™ und muss daher - schon aus grund-
satzlichen Erwagungen - von uns kritisch gesehen und bemerkt werden.
Ziel muss es daher sein, mindestens auf diese zusatzlichen Verschiebun-
gen zu verzichten.

II. Besondere Entwicklungen und Ausfithrungen im Einzelnen

Das Eckdatenpapier zum Kreishaushalt kann — schon seiner Natur nach -
keinen vollstandigen Uberblick iber den gesamten Kreishaushalt und des-
sen Entwicklungen im Einzelnen bieten. Es wirft Schlaglichter; insbesonde-
re auf diese werden wir im Folgenden eingehen. Eine vertiefende Stel-
lungnahme behalten wir uns nach Vorlage des Haushaltsentwurfes vor.

Die nun zum wiederholten Male das Verfahren und die Kommunikation er-
leichternde Bereitschaft Ihrerseits weiterhin an dem vor einigen Jahren
gefundenen Konsens zur Dotierung der Ausgleichsriicklage festzuhalten
begriBen wir. Entsprechend der konsensualen Absprache sind Sie bereit,
rund 4,5 Mio. Euro der Ausgleichsricklage im Jahr 2023 einzusetzen, was
unserseits naturlich im Sinne der wechselseitigen ,Verabredung" positiv
beurteilt wird. Gleichwohl sehen wir mit Sorge, dass - Stand jetzt - ein
weiterer planerischer Einsatz von Ausgleichsriicklage in Folgejahren damit
unmdglich wird, da die Ausgleichsriicklage bis auf den zugestandenen
Mindestbestand verbraucht sein wird.

Nach dem Vorgesprach am 2. September und der darin unserseits darge-
stellten Problematik, unsere Haushalte flr das Jahr 2023 Uberhaupt ge-
nehmigungsfahig gestalten zu kénnen, haben Sie den nunmehr auch
schriftlich vorliegenden Vorschlag unterbreitet. Dieser Vorschlag soll hel-
fen, die zusatzliche Belastung aus der Allgemeinen Kreisumlage fir unsere
Haushalte zu begrenzen. Die unmittelbar nach dem Gesprach seitens des
Landes angeklndigte Isolierungspflicht fir Finanzschaden aufgrund des
Krieges gegen die Ukraine durfte hierbei eine wesentliche Rolle gespielt
haben. Diese Finanzschaden beziffern Sie auf mindestens 8 Mio. Euro flr
das Jahr 2023. Knapp die Halfte davon (rund 3,9 Mio. Euro) wollen Sie
isolieren. Verbunden mit dieser Bereitschaft ist allerdings Ihrerseits die
Bedingung, die isolierten Betrage zum frihestmdglichen Zeitpunkt (wohl
im Jahr 2026) einmalig aus der Allgemeinen Rlcklage entnehmen zu kdn-
nen, um die Thematik so dauerhaft zu erledigen. Einer dezidierten inhaltli-
chen Bewertung der landesseitig avisierten Isolierungspflicht und der den
Kreis aufgrund der gesetzlichen Regelungen treffenden Isolierungspflicht
der H6he nach wollen wir uns an dieser Stelle bewusst enthalten. Im Ge-
genzug gehen wir davon aus, dass der Betrag der H6he nach feststeht und
- auch bei durchaus mdglichen positiven Veranderungen im weiteren Ver-
fahren - nicht mehr angepasst wird. Wir erkennen im Ergebnis ausdriick-
lich an, dass Sie einen weiteren nennenswerten Beitrag zur Begrenzung



der Steigerung der Allgemeinen Kreisumlage leisten wollen und sind mit
der frihestmdglichen Ausbuchung gegen die Allgemeine Rlicklage aus-
dricklich einverstanden.

Wie Sie sind wir der Auffassung, dass die Allgemeine Rlicklage des Kreises
derzeit (mehr als) auskdmmlich dotiert ist und ein Bestand der Allgemei-
nen Rlcklage von rund 10,0 Mio. Euro zuzlglich Wertveranderungen aus
dem Aktienbestand des Kreises dauerhaft ausreichend, aber auch notwen-
dig, sein dlrfte. Eine weitergehende Isolierung wirde nur dazu fihren,
dass bei einer Auflésung der Isolierung diese von uns — nur zeitlich spater
- tatsachlich doch zu zahlen ware, was nicht im Sinne unserer Haushalte
sein kann.

Uber die geplante Inanspruchnahme des Eigenkapitals und das gewéhlte
Verfahren kann sichergestellt werden, dass Liquiditat von rund 8,4 Mio.
Euro dauerhaft in unseren Stadtkassen verbleibt. Ein fur das Jahr 2023
notwendiger, fir die Kreiskasse tragbarer und von uns begriBter, aber lei-
der nicht beliebig oft wiederholbarer Einmaleffekt.

Sehr nachvollziehbar und unserer langjahrigen Forderung entsprechend
wollen Sie die Schul- und Bildungspauschale vollstandig konsumtiv veran-
schlagen. Dies dient ebenfalls dazu, die Allgemeine Kreisumlage zu entlas-
ten.

Ihre Annahmen zum Budget des Jobcenters haben wir zur Kenntnis ge-
nommen. Besonders die zu finanzierenden Fllchtlinge aufgrund des Krie-
ges gegen die Ukraine und die mittelbaren Folgen des Krieges, insbeson-
dere die steigenden Energiepreise, belasten das Budget, Stichwort: Kosten
der Unterkunft. Besonders bedauernswert finden wir, dass eine Finanzie-
rung der seitens des Kreises zu tragenden Kosten flr die Fllichtlinge ohne
gesonderte Beteiligung des Bundes und des Landes erfolgen muss. Hier
sind wir gemeinsam aufgefordert, uns flr eine bessere Kostenerstattung
einzusetzen. Es darf nicht sein, dass fur diesen Personenkreis dauerhaft
weder Pauschalen nach dem Gesetz Uber die Zuweisung und Aufhahme
auslandischer Fluchtlinge (Flichtlingsaufnahmegesetz - FIGAG) noch ge-
sonderte Mittelzuweisungen an den Kreis Uber die Verteilwege des Sozial-
gesetzbuches erfolgen. Hier werden wir als kommunale Familie von Bund
und Land allein gelassen — ganz zu schweigen von den tatsachlichen
Schwierigkeiten bei der Unterbringung und der Versorgung mit Kinderbe-
treuungs- und Schulplatzen.

Die Auswirkungen des Bilrgergeldes - insbesondere im Budget des Sozial-
amtes - kalkulieren Sie nach unserer vorlaufigen Einschatzung eher vor-
sichtig mit einer Mehrbelastung von rund 800.000 Euro. Es wird im Rah-
men der weiteren Beratungen nachzuprifen sein, ob dieser gewahlte An-
satz in der H6he gebildet werden muss. Spatestens im Rahmen der Geset-
zesausfuhrung/in den Jahresabschlissen wird sich dies zeigen und - auch
gegenlber dem Bund - ,abzurechnen" sein. Gegen diese einseitige Aus-



weitung von Leistungsansprichen ohne Gewahrleistung der auskémmli-
chen Refinanzierung missen wir weiterhin gemeinsam unsere Stimme er-
heben.

Aktuell gehen Sie davon aus, dass der Landschaftsverband Westfalen-
Lippe (LWL) an dem bislang kommunizierten Hebesatz von 16,4 Prozent
flr das Jahr 2023 festhalten wird. Allerdings hat sich der Landschaftsver-
band noch nicht abschlieBend zu der avisierten Isolierungspflicht, die auch
ihn treffen dlrfte, verhalten. Eine Isolierung durch den LWL durfte zu ei-
ner Entlastung des Kreises flihren. Aus unserer Sicht kann dieser Entlas-
tungseffekt seitens des Kreises nicht fir zusatzliche freiwillige Aufga-
ben/Projekte/Zuschlisse verwandt werden, sondern ist 1:1 zur Senkung
der Kreisumlagebedarfe einzusetzen.

Das Personalbudget ist insbesondere durch die zusatzliche Einrichtung von
netto +41 Stellen beeinflusst. Soweit sie anfiihren, dass 17 Stellen, die
nunmehr dauerhaft eingerichtet werden sollen, zu keiner Mehrbelastung
des Budgets flihren, so teilen wir diese Bewertung im Ergebnis nicht. Jede
Stelle flihrt zu einer Mehrbelastung, im vorliegenden Fall der 17 Stellen
liegt diese Mehrbelastung allerdings zeitlich schon zurltck und soll nun-
mehr verstetigt werden.

Es muss darauf hingewiesen werden, dass alle nicht dauerhaft refinanzier-
ten Stellen auf Kreisebene - so wie alle ansonsten ungedeckten Aufwen-
dungen des Kreises - einer Refinanzierung in unseren Haushalten und
letztlich durch die ohnehin massiv inflationsbelastete Blrgerschaft unserer
Kommunen bedurfen. Hier gibt es Grenzen der Belastbarkeit, die wir zu-
nehmend erreicht sehen.

Sie kénnen unseren Ausfiihrungen entnehmen, dass wir an der ein oder
anderen Stelle durchaus noch Potential sehen, die Allgemeine Kreisumlage
zu entlasten. Des Weiteren ergeben sich regelmaBig im Beratungsverfah-
ren an verschiedenen Stellen, aus verschiedenen Griinden und Richtungen
eher zusatzliche Ent- als Belastungen. So sprach Herr Dr. Funke zuletzt die
sogenannten ,Teilraumkonten® im OPNV an, aus denen sich eine Entlas-
tungswirkung ergeben kénnte, die auch genutzt werden sollte. Wir geste-
hen zu, dass das Verbesserungspotential in Vorjahren gréBer erschien. Zu
der Frage, ob dieses Verbesserungspotential — das keinesfalls flir neue
freiwilligen Aufgaben/Projekte/Zuschiisse verwandt werden sollte — direkt
zur Senkung der Zahllast im Jahr 2023 oder zur Schonung der Ausgleichs-
ricklage zugunsten des Jahres 2024 verwandt werden sollte, bieten wir
Ihnen ausdricklich den weiteren offenen Austausch an.

II1. Jugendamtsumlage

Die Zahllast der Jugendamtsumlage fir die 10 kreisangehérigen Kommu-
nen ohne eigenes Jugendamt soll auf den Rekordwert von

rund 52,0 Mio. Euro im Jahr 2023 steigen. Damit setzt sich die seit Jahren
feststellbare Entwicklung der Kosten, die offensichtlich ,,nur eine Richtung"



- nach oben - kennt fort. Die ausschlieBlich kommunal zu tragende Hilfe
zur Erziehung wird zunehmend eine Belastung.

Die im Eckdatenpapier prominent dargestellte Senkung des Hebesatzes
zur Jugendamtsumlage verstehen wir als Euphemismus. Die Zahllast
steigt wiederum um rund 2,0 Mio. Euro an. Diese Zahllast ist letztlich ent-
scheidender flir unsere Haushalte als die Frage, mit welchem Hebesatz sie
generiert werden kann.

IV. Investitionstatigkeit/Liquiditatslage

Da die Liquiditatsausstattung des Kreises nach unserer Einschatzung trotz
der MaBnahmen zur Senkung des Eigenkapitals auf weiterhin ausreichend
hohem Niveau verbleibt werden Ihre Ausfihrungen zur Investitionstatig-
keit von uns nicht kritisch kommentiert.

Unser gemeinsames Ziel sollte sein, dass die nunmehr erfolgende Liquidi-
tatsschonung zu Gunsten unserer Stadtkassen (Abbau Eigenkapital, kon-
sumtiver Einsatz Pauschalen et cetera) dauerhaft erhalten bleibt.

V. Fazit

Das Jahr 2023 wird unzweifelhaft in vielerlei Hinsicht schwierig. Finanziell
fur den Kreis Warendorf eher auf der Aufwandsseite als auf der Ertragssei-
te, immerhin ist die Kreisumlage eine sichere Einnahmeposition. Flr unse-
re Haushalte wohl auf beiden Seiten der Medaille, denn die Steuereinnah-
men des Jahres 2023 sind - wie die vorgeplanten Aufwendungen - mit
einem dicken Fragezeichen zu versehen.

Gemeinsam muss es uns noch mehr gelingen, Bund und Land auf unsere
bescheidene Lage aufmerksam zu machen - die kommunale Familie ist
der Garant fur Stabilitat vor Ort, der finanziell handlungsfahig gehalten
werden muss.

Insgesamt kommen wir, Herr Dr. Gericke, zu der Einschatzung, dass ein
Benehmen im weiteren Verfahren hergestellt werden kann. Dies insbeson-
dere deshalb, da wir anerkennen, dass unsere Sorgen auf der Kreisebene
wahrgenommen werden. Uber weitere Entlastungspotentiale zugunsten
unserer Haushalte kénnen wir im weiteren Verfahren gerne sprechen.

Mit freundlichen GriuBen

Dr. Alexander Berger
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Einrichtung einer Hundeauslaufflache
— Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 18.02.2021

Federfihrung:  Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Beteiligungen:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Fachbereich Stadtentwicklung
Fachbereich Umwelt und Bauen
Stadtische Betriebe Beckum

Auskunft erteilt: Herr Liekenbrocker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

ohne

Erlauterungen:

Mit Schreiben vom 18.02.2021 hat die Fraktion Biindnis 90/Die Grinen (siehe Anlage 1
zur Vorlage) beantragt, dass die Stadt Beckum stadtnah eine Hundeauslaufflache zur Ver-
fligung stellt, auf der Hundehalterinnen und Hundehalter ihre Hunde ungestort von der
Leine lassen kdnnen. Die Hundeauslaufflache soll den Hunden die Méglichkeit geben, sich
frei und ohne Zwang der Leine in einem definierten Raum zu bewegen.

Grundsatzlich gilt im Stadtgebiet auf Grundlage der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung
Uber die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt
Beckum, dass auf Verkehrsflachen und in Anlagen innerhalb im Zusammenhang bebauter
Ortsteile Hunde an der Leine zu fihren sind.

Ausnahmen sind aber zulassig, denn rein rechtlich betrachtet gehen sowohl das Hunde-
gesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen (Landeshundegesetz — LHundG NRW) in den
§8 5 Absatz 2 und 11 Absatz 6 als auch die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften von
der Mdéglichkeit der Schaffung von Hundeauslaufflachen oder Hundeauslaufgebieten aus.
Regelungen zur Ausgestaltung der Flachen trifft die Gesetzgebung nicht. Auch in der
Rechtsprechung sind dazu bisher keine Vorgaben erfolgt. Gleichwohl soll die Ausweisung
von Hundeauslaufflachen auf der Grundlage folgender Grundsatze erfolgen:

. Hundeauslaufflachen im Sinne von § 5 LHundG NRW missen nicht stets durch
Zaune oder Mauern abgegrenzt werden.

. Die Hundeauslaufflachen werden durch Hinweisschilder gekennzeichnet.

. Die Nutzung der Hundeauslaufflaichen erfordert gegenseitige Ricksichtnahme fiir
ein vertragliches Miteinander, zum Beispiel von Radfahrenden, Joggenden und Spa-
ziergehenden mit und ohne Hund.

. Personen, die einen Hund halten, sind fir ihre Hunde verantwortlich. Sie mulssen
sicherstellen, dass durch unangeleinte Hunde keine Dritten gefahrdet oder belastigt
werden.
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Jede haltende Person haftet auch auf den ausgewiesenen Hundeauslaufflachen
selbst fur Sach- und Personenschaden, die durch seine freilaufenden Hunde entste-
hen.

Ein gesetzlicher Maulkorbzwang oder eine eventuell auferlegte Anleinpflicht gilt
auch auf den Hundeauslaufflachen.

Die Anleinpflicht wird in allen anderen Bereichen der Stadt weiterhin konsequent
Uberwacht und VerstoBe geahndet.

Die Verwaltung hat die stadtnahen, 6ffentlichen, stadtischen Grinflachen auf ihre Zweck-
maBigkeit geprift. Aus Griinden der Verkehrssicherheit, aus haftungsrelevanten Gesichts-
punkten und um das Weglaufen der Hunde zu verhindern, hélt die Verwaltung Einzau-
nungen der Flachen fir notwendig und sinnvoll.

Grundsatzlich geeignet erscheint im Stadtteil Beckum eine Flache in der StraBe
Am Kollenbach (siehe Lageplan gemaB Anlage 2 zur Vorlage).

Folgende Punkte sind zu beachten:

Die Flache ist seit Jahren verpachtet, eine Verkleinerung der Pachtflache ware erfor-
derlich.

Auf der Flache befinden sich derzeit 2 Pferde, das Gras wird als Futter genutzt (keine
landwirtschaftliche Nutzung, sondern Hobbytierhaltung).

Das Gelande ist von Blschen umsaumt.

Es konnten circa 600 Quadratmeter aus dem Pachtverhéltnis entnommen werden.
Die Hundeauslaufflache ist vom lbrigen Bereich mit einem 2 Meter hohen Zaun ab-
zutrennen, um die Pferde zu schiitzen sowie das Entlaufen der Hunde zu gewahr-
leisten.

Fur Fahrzeuge grenzt ein Parkplatz direkt an.

Ein Durchgang durch das Strauchwerk und den Stacheldrahtzahn musste geschaffen
werden.

Ein Hinweisschild und ein Milleimer, ferner optional ein Hundekotbeutelstander
und eine Bank mussten aufgestellt werden.

Die Kosten fiir den Zaun inklusive einem Tor liegen bei circa 8.900 Euro.

Nachteile des Standortes: Eine Teilkiindigung der Pachtflache ware erforderlich. Es
besteht eine geringe soziale Kontrolle, da der Bereich relativ abgeschieden liegt.

Als weitere Flache eignet sich im Stadtteil Beckum grundsatzlich eine Flache am Konrad-
Adenauer-Ring (siehe Lageplan gemaB Anlage 3 zur Vorlage). Folgende Punkte sind zu
beachten:

Es handelt sich um eine Grinflache mit Baumen und Strauchern.

Die Eigentimer bieten die Flache der Stadt Beckum als Hundeauslaufflache an, ver-
mutlich da schon einige Hundehalterinnen und Hundehalter die Flache nutzen.

Die Flache musste seitens der Stadt Beckum gepachtet werden.

Die Flache betragt circa 1 470 Quadratmeter.

Die Hundeauslaufflache ist mit einem 2 Meter hohen Zaun zu umzaunen, um das
Entlaufen der Hunde zu verhindern, da sich in direkter Nahe der relativ stark befah-
rene Konrad-Adenauer-Ring befindet.

Angrenzend befindet sich ein eingezdunter Gartenbereich, direkt dahinter steht ein
Mehrfamilienhaus.
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e  Angrenzend befinden sich mehrere Garagen. Zufahrten mussten dauerhaft freige-
halten werden.

. Fur Fahrzeuge ist eine ausreichende Stellflache fiir circa 10 PKW verfligbar.

. Ein Hinweisschild, ein Mulleimer, optional ein Hundekotbeutelstander und eine Bank
mussten aufgestellt werden.

o Die Kosten fiir den Zaun inklusive 2 Toren liegen bei circa 16.300 Euro.

o Nachteile des Standortes: Die Flache grenzt direkt an den Konrad-Adenauer-Ring,
die Zufahrt liegt direkt im Bereich der Lichtsignalanlage.

Fur den Stadtteil Neubeckum eignet sich grundsatzlich eine Teilflaiche des stadtischen
Grundstlcks hinter der Sportanlage Hellbach (siehe Lageplan gemaB3 Anlage 4 zur Vor-
lage). Folgende Punkte sind zu beachten:

o Die Flache ist nicht verpachtet.

. Das Gelande ist von Bischen umsaumt.

. Die Flache betragt circa 5 100 Quadratmeter.

. Die Hundeauslaufflache ist mit einem 2 Meter hohen Zaun zu umzaunen, um das
Entlaufen der Hunde zu gewahrleisten. Auch ein FuBBgangerwanderweg verlauft ent-
lang der Flache.

. Fur Fahrzeuge ist kein Parkplatz vorhanden, es kdnnte aber eine Parkflache angelegt
werden.

. 2 Hinweisschilder, ein Milleimer, optional ein Hundekotbeutelstander und eine
Bank mussten aufgestellt werden.

. Die Kosten fiir den Zaun inklusive 2 Toren liegen bei circa 31.400 Euro.

o Zu beachten ist, dass auf der Flache perspektivisch Wohnraum geschaffen werden
soll und die Flache zu gegebener Zeit zuriickgebaut werden miusste (vergleiche
Wohnbedarfsanalyse fiir die Stadt Beckum [siehe Vorlage 2017/0301] sowie Nieder-
schrift der Sitzung des Rates der Stadt Beckum vom 19.12.2017).

. Nachteile des Standortes: Die Flache liegt an einer AnwohnerstraBe, es gibt keinen
Parkplatz, die StraBe wird bereits beparkt, moglicherweise Flache fiur eine Wohnbe-
bauung.

In der Gesamtbetrachtung erscheint aus Sicht der Verwaltung die Flache in der Strale
Am Kollenbach am besten geeignet zu sein. Die Flache ist im Besitz der Stadt Beckum, ein
groBer Parkplatz liegt direkt angrenzend und die einmaligen Kosten liegen unter den Kos-
ten der anderen beiden Flachen. Weiterer Vorteil dieses Standortes ist die Nahe zum Nah-
erholungsgebiet Aktivpark Phoenix. Die Verwaltung schlagt die Herrichtung dieser Flache
als Hundefreilaufflache vor. Die Flache am Konrad-Adenauer-Ring liegt direkt angrenzend
am relativ stark befahrenen Konrad-Adenauer-Ring und die Flache im Stadtteil Neu-
beckum hinter der Sportanlage Hellbach soll perspektivisch als Wohnbauflache genutzt
werden.

Generell ist zu berlcksichtigen, dass die Stadtischen Betriebe Beckum die Flachen kon-
trollieren und saubern mussten (Mulleimer leeren, Gelande auf Mull kontrollieren, Wie-
senschnitt, Zaunkontrollen). Um den Einrichtungs- und Unterhaltungsaufwand dauerhaft
so gering wie moglich zu halten, empfiehlt sich die Flache in der StraBe Am Kollenbach
ebenfalls, da der Aktivpark Phoenix in direkter Nahe liegt und schon intensiv unterhalten
wird.
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Einen konkreten Aufwand bezliglich der Unterhaltung wird man aber erst beziffern kon-
nen, wenn die ersten Erfahrungen mit dem Betrieb einer Hundeauslaufflache gesammelt
werden konnten. Erst dann wird bewertbar sein, wie intensiv die Flache angenommen wird
und wie hoch die dadurch entstehenden Pflegeaufwendungen sind. Da diese Aufgabe
zusatzlich zu weiteren hinzugekommenen Unterhaltungsarbeiten fir zum Beispiel den
neuen Pumptrack in Neubeckum oder die in die Pflege Gibergebenen Griinflachen Pflau-
menallee und Gottfricker Weg durch die Stadtischen Betriebe Beckum ausgefiihrt werden
soll, ist hierzu gegebenenfalls eine Uberpriifung der personellen Ausstattung und damit
Nachscharfung des Wirtschaftsplanes der Stadtischen Betriebe Beckum erforderlich.

Die Einrichtung der vorgenannten Hundeauslauffliche hatte zur Folge, dass die Ord-
nungsbehdrdliche Verordnung Uber die Aufrechterhaltung der offentlichen Sicherheit
und Ordnung im Gebiet der Stadt Beckum einer Anpassung bedarf.

In der derzeit gultigen Fassung bezieht sich der Leinenzwang innerhalb geschlossener
Ortsteile auch auf sogenannte ,Anlagen” (vergleiche § 5 Absatz 1 Satz 1). Eine Hundeaus-
laufflache, die der Offentlichkeit zur Verfligung gestellt wird, fiele unter diesen Begriff. Die
Vorschrift musste deshalb durch den Rat der Stadt Beckum als zustandiges Gremium um
einen entsprechenden Passus geandert beziehungsweise erganzt werden.

Kosten/Folgekosten

Die Kosten liegen fir eine einzelne Anlage circa zwischen 8.900 Euro und 31.400 Euro.

Finanzierung

Die investiven Kosten (Zaunbau, Anschaffung von Schildern et cetera) werden Uber das
Produktkonto 130103.785209 — Bereitstellung von Grunflachen und Erholungsgebieten
(Aktivpark Phoenix und andere) — Auszahlung fir StraBen und Stadtmobiliar, Wartehaus-
chen, Pflanzenhochbeete u.a. — bei der Investmentnummer 0097 — Aufbauten auf 6ffent-
lichen Griinflachen abgewickelt.

Die laufende Unterhaltung der Flachen erfolgt Gber das Produktkonto 130103.524110 —
Bereitstellung von Grinflachen und Erholungsgebieten (Aktivpark Phoenix und andere).
Unterhaltung und Bewirtschaftung der Grundstiicke und baulichen Anlagen erfolgt durch
die Stadtischen Betriebe Beckum.

Anlage(n):

1 Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

2 Lageplan der Flache an der StraBe ,Am Kollenbach”

3 Lageplan der Flache an der Strale ,Konrad-Adenauer-Ring”
4  Lageplan der Flache hinter der Sportanlage ,Hellbach”
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~BEgiecen BiNDNIS 90
£ © GrueneBeckum D’E GRUNEN

BUNDNIS90/DIE GRUNEN - Nordwall 37 - 59269 Beckum Biindnis90/Die Griinen
Ratsfraktion der Stadt Beckum

Nadhira de Silva
Peter Dennin

Herrn Fraktionsvorsitzende
. . Nordwall 37
BM Michael Gerdhenrich 59269 Beckum
WeststraB3e 46 E-Mails:
59269 Beckum peter.dennin@gruene-beckum.de

nadhira.de-silva@gruene-beckum.de

Beckum, 18.02.2021

Antrag Schaffung von Hundefreilaufwiese in Beckum
Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

Blndnis 90/Die Grinen beantragen in Beckum eine Hundefreilaufwiese stadtnah zur
Verfugung zu stellen, auf der Hundehalterinnen und Hundehalter ihre Vierbeiner

ungestort von der Leine lassen kénnen.

Begriindung

Immer wieder kommt es bei der Begegnung mit freilaufenden Hunden zu Konflikten und
Unsicherheiten zwischen Mensch, Tier und Natur. Eine Hundefreilaufflache kann sowohl
den Erfordernissen der artgerechten Haltung von Hunden, als auch dem
Sicherheitsbedirfnis der Blrger Rechnung tragen. Viele Stadte halten solch eine
Hundefreilaufflache bereits vor. Die Stadt Ahlen hat inzwischen ihre flinfte, die Stadt
Oelde soeben ihre erste Freilaufwiese fertiggestellt. Auf dieser Flache kénnen Hunde
ohne Anleinpflicht frei laufen und spielen.

Mit freundlichen GriBen

M.d&%ﬂb\m P o

(Nadhira De Silva) (Peter Dennin)
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

Bankverbindung - Volksbank Beckum-Lippstadt eG - IBAN: DE78 4166 0124 0129 3925 00 - BIC: GENODEM1LPS


Anlage 1 zur Vorlage 2022/0376


Anlage 2 zur Vorlage 2022/0376

Pl

B | Tennisplatz

]

Datenlizenzen Deutschland 2.0 "Zero" (dl-de/zero-2.0-) https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0




Datenlizenzen Deutschland 2.0 "Zero" (dI-de/zero-2.0-) https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0



1 e ; +
l s 1
A ) Bl

Rad- und Futweg| .

4 .r,’«;, ;:“ . w¥ : o .
e , Kleine Hellbach |

/
/4

“ y E

= ’\« = £
o M : e

milia e 39 59 2 s

i e y ’ - Am Sportplatz ‘ y ‘ ;

3 > o 5 o -
&y i \
\ | 2 1 E e
[
|

Datenlizenzen Deutschland 2.0 "Zero" (dl-de/zero-2.0-) https://www.govdata.de/dl-de/zero-2-0



05529130300187______.html
05529130300204______.html
05529130400136______.html
05529130400139______.html
05529130400141______.html
05529130400133______.html
05529130400134______.html
05529130400135______.html
05529130400147______.html
05529130400198______.html
05529130400199______.html
05529130400148______.html
05529130400200______.html
05529130400190______.html
05529130400195______.html
05529130400201______.html
05529130400202______.html
05529130400197______.html
05529130400379______.html
05529130400382______.html
05529130400355______.html
05529130400356______.html
05529130400276______.html
05529130400385______.html
05529130400349______.html
05529130400277______.html
05529130400440______.html
05529130400416______.html
05529130400458______.html
05529130400470______.html
05529130400411______.html
05529130400413______.html
05529130400414______.html
05529130400516______.html
05529130400521______.html
05529130400479______.html
05529130400480______.html
05529130400528______.html
05529130400529______.html
05529130400530______.html
05529130400563______.html
05529130400564______.html
05529130400565______.html
05529130400566______.html
05529130400567______.html
05529130400531______.html
05529130400522______.html
05529130400524______.html
05529130400585______.html
05529130400586______.html
05529130400525______.html
05529130400526______.html
05529130400527______.html
05529130400570______.html
05529130400619______.html
05529130400622______.html
05529130400650______.html
05529130400653______.html
05529130400646______.html
05529130400659______.html
05529130400702______.html
05529130400703______.html
05529130400640______.html
05529130400142______.html
05529130400348______.html
05529130400194______.html
05529130400352______.html
05529130400412______.html
05529130400462______.html
05529130400466______.html
05529130400471______.html
05529130400532______.html
05529130400615______.html
05529130400561______.html
05529130400709______.html
05529132200410______.html
05529132200474______.html
05529132200475______.html
05529132200236______.html
05529132200050______.html
05529132200177______.html
05529132200486______.html
05529132200411______.html
05529132200011______.html
05529132200020______.html
05529132200071______.html
05529132200044______.html
05529132200045______.html
05529132200039______.html
05529132200102______.html
05529132200103______.html
05529132200094______.html
05529132200190______.html
05529132200178______.html
05529132200179______.html
05529132200317______.html

pT C K Beschlussvorlage 2022/0382
I URGER R offentlich

Erlass einer Ordnungsbehordlichen Verordnung zum Offenhalten von Verkaufsstellen
im Zusammenhang mit der Veranstaltung "Aktiv-Fest" im Stadtteil Neubeckum an
jedem letzten Sonntag im Marz

Federfiihrung:  Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Beteiligungen:  Fachbereich Stadtentwicklung

Auskunft erteilt: Herr Liekenbrocker | 02521 29-415 | liekenbroecker@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

22.11.2022 Beratung
Rat der Stadt Beckum
29.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Sachentscheidung

Die als Anlage 1 zur Vorlage beigefligte Ordnungsbehordliche Verordnung zum Offen-
halten von Verkaufsstellen im Zusammenhang mit der Veranstaltung ,Aktiv-Fest” im
Stadtteil Neubeckum an jedem letzten Sonntag im Marz wird beschlossen.

Kosten/Folgekosten

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-
nen sind.

Finanzierung

Es entstehen keine Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.

Erlauterungen:

Nach § 6 Absatze 1 und 4 Gesetz zur Regelung der Ladendffnungszeiten (Ladendffnungs-
gesetz — LOG NRW) besteht fiir die drtlichen Ordnungsbehérden die Méglichkeit, an jahr-
lich hochstens 8 Sonn- und Feiertagen Verkaufsstellen bis zur Dauer von 5 Stunden ver-
kaufsoffen zuzulassen. Innerhalb einer Gemeinde diirfen nicht mehr als 16 Sonn- und Fei-
ertage je Kalenderjahr freigegeben werden. Nach § 6 Absatz 1 LOG NRW setzt die Frei-
gabe ein ,6ffentliches Interesse” voraus.

Die hier vorgeschlagene Ordnungsbehdrdliche Verordnung wird auf den Sachgrund ge-
m&B § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 LOG NRW gestiitzt. Danach ist eine Verkaufséffnung
zulassig, wenn sie im Zusammenhang mit ortlichen Festen, Markten, Messen oder dhnli-
chen Veranstaltungen erfolgt. GemaB § 6 Absatz 1 Satz 3 LOG NRW wird das Vorliegen
eines Zusammenhangs vermutet, wenn die Laden&ffnung in rdumlicher Nahe zur ortli-
chen Veranstaltung sowie am selben Tag erfolgt.
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Nach der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vergleiche BVerwG,
Urteil vom 22.06.2020 — 8 CN 3.19) ist es grundsatzlich zulassig, dass Kommunen nicht fir
jeden Einzelfall einer anlassbezogenen Verkaufséffnung eine auf die Besucherzahlen der
Veranstaltung und der damit verbundenen Laden&ffnung bezogene Prognose abverlan-
gen. Vielmehr kann bei bestimmten typische Fallkonstellationen regelmaBig von einem
Uberwiegen der von der Veranstaltung angezogenen Besucherstréme ausgegangen wer-
den, wie in § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 LOG NRW vorgesehen. Es muss, jedoch ge-
wahrleistet sein, dass atypische Sachverhaltsgestaltungen nicht in die Nachweiserleichte-
rung einbezogen werden. Ein atypischer Fall ist anzunehmen, wenn konkrete Tatsachen
dafursprechen, dass die Zahl der von der Laden&ffnung angezogenen Besucherinnen und
Besucher gegenuber der Zahl der Veranstaltungsbesucherinnen und Veranstaltungsbe-
sucher Uberwiegt. Dieser kann sich zudem etwa aus dem Umfang der von der Ladenoff-
nung betroffenen Verkaufsflache oder der Zahl der erfassten Verkaufsstellen ergeben.

Ausgehend von diesem Malstab wird die zur Genehmigung vorgelegte Ordnungsbe-
hordliche Verordnung als zuldssig erachtet.

Mit Schreiben vom 13.01.2022 beantragte der Gewerbeverein Neubeckum e. V. die La-
dend6ffnung in einem Teilgebiet des Stadtteils Neubeckum an jedem letzten Sonntag im
Marz im Zusammenhang mit der jahrlichen Veranstaltung ,Aktiv-Fest".

Der geplante Inhalt und Umfang der Veranstaltung ist den Antragsunterlagen des Gewer-
bevereins zu entnehmen (siehe Anlage 2 zur Vorlage). Wie hieraus hervorgeht, erstreckt
sich die Laden6ffnung auf die unmittelbare raumliche Nahe der 6rtlichen Veranstaltung.
Es werden zum ,Aktiv-Fest” rund 2 300 Besucherinnen und Besucher erwartet. Diese Er-
wartung stltzt er zum einen auf Erfahrungen aus den Vorjahren, die durch die vom Ge-
werbeverein Neubeckum e. V. Gbermittelten Fotos dokumentiert sind sowie auf Befragun-
gen der Schaustellerinnen und Schausteller zu den Besucherzahlen aus den Vorjahren.
Des Weiteren ermittelte der Gewerbeverein durch Befragung seiner Mitglieder, deren Ge-
schafte im raumlichen Geltungsgebiet der beantragten Verkaufsoffnung liegen, dass die
Laden im Veranstaltungsgebiet an einem normalen Werktag von rund 1 000 Kundinnen
und Kunden aufgesucht wiirden. Die vom Gewerbeverein Neubeckum e. V. vorgelegten
Zahlen und Prognosen stiitzen daher die Annahme, dass insgesamt mehr Besucherinnen
und Besucher aus Anlass des ,Aktiv-Fest” als allein wegen der Ladendffnung in die Neu-
beckumer Innenstadt kommen werden. Zu bertcksichtigen ist bei der Prognose, dass sich
die Zahl der von der Laden6ffnung beglnstigten Einzelhdandlerinnen und Einzelhandler
im Stadtteil Neubeckum und deren Anziehungskraft fiir auswartige Kundinnen und Kun-
den im Vergleich zu den Innenstadtbereichen groBerer Ortsteile und Gemeinden als ver-
gleichsweise gering darstellt.

Die GroBe des Veranstaltungsgeldandes betragt rund 9 000 Quadratmeter — dem stehen
rund 4 000 Quadratmeter Verkaufsflache gegentber. Somit spielt diese raumliche Nahe
der sonntéglichen Offnung zu der Verkaufsfliche eine tibergeordnete Rolle und erfiillt die
gesetzlichen Anforderungen.
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Es ist beabsichtigt, die Verkaufséffnung fiir die Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr festzulegen
und auf die Verkaufsstellen zu erstrecken, die an den folgenden Stralen liegen:

e HauptstraBe — ab Einmindung Kreuzungsbereich BahnhofstraBe/Ennigerloher Stral3e
bis einschlieBlich Hauptstrale Hausnummer 64,

e Pastoratsweg,

e Friedrich-Frébel-StraBe — ab Einmiindung HauptstraBe bis Einmindung Kirchstral3e,
e SpiekersstralBe — ab Einmindung HauptstraBe bis einschlieBlich Hausnummer 4,

e Kaiser-Wilhelm-StraBBe — ab Einmiindung HauptstraBe bis Einmindung MauerstraBe,
e Lessingstrale,

e Martin-Luther-StraBe — ab Einmiindung Hauptstrale bis Einmiindung Kirchstrale,

e Gustav-Moll-StraBe — ab Einmiindung Hauptstrale bis Einmiindung Gottfried-Poly-
sius-Straf3e.

Nach Prufung der Unterlagen des Gewerbevereins Neubeckum wurden diese mit Schrei-
ben vom 20.10.2022 an die Handwerkskammer Miinster, die Industrie- und Handelskam-
mer Minster (IHK), den Handelsverband NRW Westfalen-Munsterland e. V., die Evange-
lische Kirchengemeinde Neubeckum, die Katholische Kirchengemeinde St. Franziskus
Neubeckum sowie die Vereinte Dienstleistungs-Gewerkschaft (ver.di) Bezirk Minsterland
mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 04.11.2022 weitergeleitet.

Hierzu waren bis Vorlagenschluss folgende Rickmeldungen zu verzeichnen (siehe An-
lage 3 zur Vorlage):

. Der Handelsverband NRW Westfalen-Miinsterland e. V. duBert keine grundsatzli-
chen Bedenken. Er weist auf die Anforderungen des § 6 LOG NRW und die Unzul3s-
sigkeit der Verkaufsoffnung am Ostersonntag hin, deren Einschrankung mit aufge-
nommen werden sollte.

. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert die Festsetzung des ver-
kaufsoffenen Sonntages. Die Prognose der Besucherzahlen sei nicht Giberzeugend,
da die Besucherinnen und Besucher der jeweiligen Attraktionen addiert worden und
Passantenzahlungen nicht erfolgt seien. Zudem sei bei der Abschatzung des Kun-
deninteresses auf einen durchschnittlichen Werktag abgestellt worden. Weiterhin
wird die beabsichtige Dauerverordnung mit einer Geltungsdauer von 20 Jahren kri-
tisiert, da bereits jetzt die Prognose getroffen werden musse, dass diese Veranstal-
tung in der vorgesehenen Form stattfinden werde. Dies sei jedoch nicht moglich.

e Weitere Stellungnahmen lagen bis zum Vorlagenschluss noch nicht vor.

Zu der geduBerten Kritik der Gewerkschaft ver.di nahm der Gewerbeverein Neubeckum
e.V.am 30.10.2022 erganzend Stellung (siehe Anlage 5 zur Vorlage).

Aufgrund der Stellungnahmen wurde die ordnungsbehérdliche Verordnung erneut ge-
pruft und § 1 um den Absatz 2 erganzt. Dieser enthalt die ausdriickliche Regelung, dass
eine Sonntagséffnung am Ostersonntag unzuldssig ist und alternativ die Verkaufsstellen
am jeweils vorangehenden Sonntag 6ffnen dirfen. Die Geltungsdauer der Ordnungsbe-
hordlichen Verordnung wurde zudem auf 10 Jahre begrenzt.
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Die von der Rechtsprechung geforderten schliissigen und nachvollziehbaren Prognosen
liegen insbesondere ebenfalls vor. Erforderlich ist dabei, dass die bei der Entscheidung
Uber die Sonntagsoffnung vorliegenden Informationen und die sonst bekannten Um-
stande die schliissige und nachvollziehbare Prognose erlauben, die Zahl der von der Ver-
anstaltung selbst angezogenen Besucherinnen und Besucher werde groBer sein als die
Zahl derjenigen, die allein wegen einer Laden6ffnung am selben Tag - ohne die Veran-
staltung — kamen (vergleiche BVerwG, Urteil vom 22.06.2020 — 8 CN 3.19).

Nach Auffassung der Verwaltung erlauben die vorliegenden Informationen die Annahme,
dass die Zahl der von der Veranstaltung selbst angezogenen Besucherinnen und Besucher
groBer sein wird als die Zahl derjenigen, die allein wegen der Laden&ffnung am selben
Tag — ohne die Veranstaltung — erscheinen werden. Die geplante Veranstaltung ,Aktiv-
Fest” wird seit mittlerweile 12 Jahren in der Neubeckumer Innenstadt erfolgreich veran-
staltet. Die Besucherprognose des Gewerbevereins Neubeckum e. V. bertcksichtigt dabei
in ausreichender Weise die Doppelnutzung der Kinderattraktionen, ebenso Doppelzéh-
lungen bei den Besucherzahlen.

Die Verordnung hat eine Geltungsdauer von 10 Jahren. Die Veranstaltung ,Aktiv-Fest”
findet in identischer Form bereits zum 10. Mal statt und stellt ein Fest von und fir Birge-
rinnen und Burger dar. Neben den Mitmachaktionen fir Kinder beruht die Attraktivitat
der Veranstaltung auf der persénlichen Einbindung vieler Neubeckumer Biirgerinnen und
Burger uUber die teiinehmenden Schulen, Vereinen und Gruppen. Eine Konzeptanderung
ist deshalb nicht erforderlich.

Im Ergebnis sieht die Verwaltung auf der Grundlage der Antragsunterlagen nebst Ergan-
zungen die rechtlichen Voraussetzungen fiir die Freigabe der Sonntagsoffnung im Zu-
sammenhang mit der Veranstaltung Aktiv-Fest” als erfillt an.

Sie schlagt daher vor, die als Anlage 1 zur Vorlage beigefligte Ordnungsbehdérdliche Ver-
ordnung zu beschlieBBen.

Anlage(n):

1 Ordnungsbehdrdliche Verordnung

2 Antrag mit Skizze

3 Anhorung beteiligter Stellen mit Antragsunterlagen

4  Stellungnahmen des Handelsverband NRW Westfalen-Miinsterland e. V und der Ver-

einten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
5 Erganzendes Schreiben des Gewerbevereins Neubeckum e. V. vom 30.10.2022
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I @rEeho Vero%ng der Stadt Beckum iiber das Offenhalten von Ver-

kaufsstellen an Jedem letzten Sonntag im Marz im Stadtteil Neubeckum im Zusam-
menhang mit der Veranstaltung , Aktiv-Fest”

Praambel

Aufgrund § 6 Absatz 4 Gesetz zur Regelung der Ladenéffnungszeiten des Landes Nordrhein-
Westfalen (Ladenéffnungsgesetz — LOG NRW) wird von der Stadt Beckum als 6rtlicher Ord-
nungsbehdrde gemal dem Beschluss des Rates der Stadt Beckum vom fur das
Stadtgebiet Beckum folgende ordnungsbehdrdliche Verordnung erlassen:

(M

(2)

(1)

(2)

3)

§1

An jedem letzten Sonntag im Marz dirfen im Stadtteil Neubeckum im Zusammenhang
mit der Veranstaltung ,Aktiv-Fest” in der Zeit von 13:00 bis 18:00 Uhr die Verkaufsstel-
len gedffnet sein, die an den nachstehenden Stral3en liegen:

— HauptstraBe — ab Einmiindung Kreuzungsbereich BahnhofstraRe/Ennigerloher
StraBe
bis einschlieBlich HauptstraBe Hausnummer 64,

— Pastoratsweg,

— Friedrich-Frobel-Strale — ab Einmiindung HauptstraBe bis Einmindung Kirch-
stral3e,

— Spiekersstralle — ab Einmiindung HauptstralBe bis einschlieBlich Hausnummer 4,

— Kaiser-Wilhelm-Stral3e — ab Einmindung Hauptstrale bis Einmindung Mauer-
strale,

— LessingstraBe,
— Martin-Luther-StraBBe — ab Einmiindung HauptstraBe bis Einmindung KirchstraBe,

— Gustav-Moll-StraBBe — ab Einmindung Hauptstral3e bis Einmindung Gottfried-Po-
lysius-StralB3e.

Fallt der vorgenannte Sonntag auf einen Ostersonntag, der von der Freigabe nach Ab-
satz 1 gemaB § 6 Absatz 5 Ladendffnungsgesetz ausgenommen ist, so dirfen die Ver-
kaufsstellen abweichend am jeweils vorangehenden Sonntag 6ffnen.

§2

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig Verkaufsstellen auBerhalb der
im Rahmen des § 1 zugelassenen Ladendffnungszeiten oder auBerhalb des raumlichen
Veranstaltungsbereiches offen halt.

Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Absatz 2 LOG NRW mit einer GeldbuBe von bis
zu 5.000 Euro geahndet werden.

Sollte der Anlass fur die Sonntagséffnung nicht stattfinden, ist die Freigabe nach § 1
gegenstandslos.



§3

Diese Ordnungsbehordliche Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkiindung in Kraft
und mit Ablauf des 30.04.2033 auBer Kraft.
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Gewerbeverein
MNeubeckum

gemeinsam
handeln
Gewerbeverein Neubeckum e.V. - SpiekerssiraBe 4 « 58269 Neubeckum
An die
Stadt Beckum
Fachdienst Recht und Ordnung
Weststrafle 46 Esschreibtlhnen:  Thomas Dreler
1. Vorsitzender
59269 Beckum Telefon; 0252528 24
Telefax: 02525/4797
E-Mail: info@gewerbeverein-neubeckum.de
Intemet: www gewerbeverein-naubeckum.de
Glaubiger-ID: DE98ZZZ00000598538

Neubeckum, 13. Januar 2022
Aktiviest am letzten Sonntaé im Marz eines jeden Jahres
Antrag auf Offenhaltung der Einzelhandelsgeschifte innerhalb des Veranstaltungsraumes am letz-
ten Sonntag im Mirz
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantragen wir anldsslich des Aktivfestes die Offenhaltung der Einzelhandelsgeschéfte innerhalb
des Veranstaltungsraumes am letzten Sonntag im Mérz eines jeden Jahres.

Dem Antrag fligen wir u.a. Anlagen bei.

Fir Rickiragen stehen wir Thnen selbstverstindlich geme zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen

Anlagen
Veranstaltungsraum Aktiv Fest

Teilnehmer Aktivfest
Verkaufsoffene Betriebe — Aktiv Fest
Progrpse Besucher der Einzelh&ndler ohne Event, Anschreiben
rzéihlung — Verkaufsoffener Sonntag 11.12.2016
Progriose Besucherstrom Aktivfest
Besuchermeldungen 2019, Bungesjumper, Riesenrutsche, Kinderkarussel
Impressionen Aktiv Fest 2019 .
au Flyer Aktiv Fest 2019

0

Sparkasse Beckum-Wadersloh O IBAN: DE30 4125 0035 0002 G039 78 O BIC: WELADED1BEK
Volksbank Neubeckum eG O DE2) 4126 1419 14190001 6593 00 Q BIC: WELADED1BEK
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Teilnehmer Aktiv Fest

Veranstaltungsbiihne -1

Freizeithaus Neubeckum -1
Roncallischule Neubeckum -1
Friedrich-von-Bodelschwingschule Neubeckum
Gesamtschule Ennigerloh-Neubeckum -1
Forderverein der Stadtbiicherei Neubeckum - 4
Waldschule -2

Heimatverein Neubeckum -3

TSC Rot-Gold Neubeckum -1

TSC Rot-Gold Neubeckum , Infostand — 23

SV Neubeckum -12

Luft & Farbe -5

TV 05 Neubeckum/

Deutsches Sportabzeichen -6

DRK Neubeckum -7
Pichel Zaubermobil -9
AntiRost e.V, -~ 10
ArmbrustschieBen - 11
Bungeejumper -13
Riesenrutsche -14
Kinderkarussel -15
Automeile -17
Hiibner Provinzial -21
Rickfelder , Honig - 22
Verve -8
City Cleaner - 15
Reinhold Horauf -1

St. Josephs Heim Neubeckum =il

GCewerbeverein

MNeubeckum

gemeinsam
handeln



StraBe Hausnummer | Name des Verkaufsfliche
| Betriehes (ca.}
‘Bahnhofstrae |1 | Optik Frerich |80
Glistav-Moll- 4 EDEKA Reker 1.358
Strafle
HauptstraBe 8 ANDER Mode 160
HauptsiraBe 19 Haus des Rauchers | 80
-HauptstraBie 21 DRK Kleiderladen | 82
HauptstraBe 24 . Handarbeiten 70
Ginnewig
Hauptstraie 26-28 Godde, : 300
Haushaliswaren
Haupistrafie 29-31 KIK 570
HauptstraBe 30 BuK Buch und[100
Kunst -
HauptstraBBe 34 Rossmann 300
HauptstraBe 40 Restposten 300
HauptstraBe 42 flirk. Lebensmittel | 70
HaupistraBe PO Augenoptik 70
Smolnik
HauptstraBe |59 Monelli -130
Textilbearbeitung '
HauptstraBe 64-66 Zoo Kaup ~ |250
Kaisar-Wilhelm- ia Musikladen Junker |45
‘Strale
Lessingstraie |8 Ross Malerbedarf ~ | 300
Spiekersstrabe 4 Dreler Schuh & 200
Fashion
Summer 4.365




Gewerbeverein
S Neubeckum

gemeinsam
handein
Gewerbeverein Neubeckum e.V. - SpickersstraBe 4 - 59269 Neubeckum
An die
Stadt Beckum
Fachdienst Recht und Ordnung
WeststraBe 46 : . Es schreibt Innen:  Thomas Dreler
1. Vorsitzender
59269 Beckum Tefefon: 0252528 24
Telefax: 0252514797
E-Mail: info@gewerbeverein-neubeckum.de
Internet: www.gewerbevereinneubeckum.de
Glaubiyer-iD: DES8ZZZ00000598538

Neubeckum, den 13.01.2022
Prognose, Erhebung Besucherstrom an Werktagen ohne Event

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Prognose der Besucher der verkaufsoffenen Betriebe beruht auf der Abfrage der betreffen-
den Geschdfte im Oktober 2016 sowie der vorgenommenen Zihlung im Dezember 2016. Beide
Auswertungen fiigen wir als Anlage bei. Gegeniiber 2016 halten sich dazugekommene und aus-
geschiedene Betriebe, die am Aktiv Fest (nicht-)teilnehmen, die Waage. Demnach stelien wir
weiterhin folgende Prognose auf:

An Werktagen ohne Event besuchen ca. 1000 Personen die betreffenden Unternehmen.

Aus datenschutzrechtlichen Griinden stehen die Erhebungsb&gen nur bei gerichtlicher Anord-
nung zur Verfligung.

Fir Rickfragen stehe ich Thnen natiirfich sehr gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiBen

Gewerbewerein Ned, um a.v.
ﬁ% é

Erster Vorsitzender

Sparkasse Beckum-Wadersloh O IBAN: DE30 4125 0035 G002 0039 78 G BIC: WELADED1BEK
Volksbank Neubeckum eG O DE21 4126 1419 14190001 6993 00 O BIC: WELADED1BEK



Gewerbeverein
SNeubeckum

gemeinsam
handein
Gewerbevereln Neubeckum e.V. « SplekersstraBe 4 « 59259 Neubackum
An die
Stadt Beckum
Fachdienst Recht und Ordnung
Waeststrafie 46 Es schrelbt Ihnen:  Thomas Dreier
1. Vorsitzender
50269 Beckum Telefon: 02525/28 24
Telefax: 02525/4797
E-Maik: info@gewarbeverein-nettbeckum.de
Intemet: www.gewerbeversin-netbeckun.de

Glaubiger-1: DES8ZZZ00000598538

Neubeckum, den 13.01.2022
Prognose Besucher Aktivfest

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Riicksprache mit den Teilnehmern vom Aktivfest 2019 erwarten wir an Aktivfest-Tagen ca.
2300 Besucher. )
Die Prognose wird in der beigefiigten Anlage genauer aufgeschiiisselt. Unsere Prognose beruht
auf der Vielzahl der Attraktionen, sowie der Tatsache, dass erfahrungsgemaB Eltern und GroBeil-
tern ihre Kinder begleiten und bei Auftritten unterstiitzen.

Das Aktivfest Neubeckum ist traditionell ein Fest von Biirgern, denen der Stadtteil Neubeckum
am Herzen liegt. Ein besonderer Wert wird dabei auf das gemelinschaftliche Zusammenleben
gelegt. Das Aktivfest Neubeckum ist ein Fest fiir Aung und Alt®, unterstiitzt Inklusion und In-
tegration in Neubeckum.

Flir weitere Ausfiihrungen stehe ich Ihnen natiirlich gerne zur Veriligung.
Mit freundlichen GriiBen

Gewerbeversin Neubeckum .V, a
Thomas ier ¢

Erster Vorsitzende
B

Anlagen
Besucher 2019

Sparkasse Beckum-Wadersloh @ IBAN: DE30 4125 0035 0002 0032 78 O BIC: WELADEDIBEK
Volksbank Neubeckum eG O DE21 4126 1419 14190001 6993 00 O BIC: WELADEDIBEK



_Gewerbeverein
Neubeckum

gemeinsam
nandein
Besucherprognose — Aktiv Fest
Zahlen — Aktiv Fest 2019
Veranstaltungsbiihne : Aktive: 80 Besucher: 600 {geschatzt)
Bungeelumper
Riesenrutsche
Kinderkarussel: Aktiv: 800 Kinder Besucher: 550
Kistenrollbahn : Aktiv: 180 Kinder Besucher: 250
Armbrustschiessen Aktiv: 160 Besucher: 300
Ausstellung/SVNeubeckum Besucher: 100
Pichel Zaubermaobil Aktiv: 120 Kinder Besucher: 200

AntiRost, Verve, Automeile etc Besucher: 300 (geschitzt)

Besucher 2019 / erwartete Besucher ca. 2300



Gewerbeverein
MNeubeckum

gemeinsam
nandein
Gewerbeverein Neubeckum e.V. « SpiekersstraBe 4 « 59269 Neubsckum

An
Gewerbetreibende / HauptstraBe

Es schreibt thnen:  Thomas Dreler

1. Vorsitzender
Telefon: 025252824
Telefax: 02525/4797
E-Mail: info@gewerbaverein-neubackum de
Intemet www.gewerbeverein-neubackum.de

GliubigerID: DES827200000598538
Neubeckum, 14.10.2016
Erfassung Besucherstrom

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Gewerbeverein Neubeckum e.V. als Veranstalter des Aktiv Festes und des Apfel Festes hat
fur die gleichzeitige Ladendffnung der Geschéfte auf der HauptstraBe (dem ~Jeranstaltungsge-
lande™) ab 2017 nach LadenschluBgesetz NRW diverse Auflagen zu erfiillen. Zu diesen Auflagen
gehort die Erfassung der Besucher/Kunden, die die Unternehmen an einem ,normalen® Werktag
ohne Event (Aktiv Fest, Apfel Fest) verzeichnen. Die Summe dieser Erhebung darf die Zahl der
zu erwartenden Besucher von Aktiv Fest und Apfel Fest nicht {ibersteigen.

Die erhobenen Daten flieBen in unsere allgemeine Prognose des Besucherstroms ein und unter-
liegen selbstversténdlich dem Datenschutz.

Ich darf Sie bitten, das beigefiigte Antwortschrelben auszufiillen und bis spétestens Donnerstag,
den 27. Oktober 2016 an den Gewerbeverein zurlickzuschicken. )

Der Vorstand des Gewerbevereins ist sich sicher, dass er mit beiden Festen in 2017 ein attrakt-
ves und prégendes Programm fiir die Bevilkerung auf die Beine stellen kann. Nur so kénnen wir
gewdhrleisten, dass die verkaufsoffenen Betriebe eine Erginzung zum Fest darstellen und die
Vorgaben nach LadenschluBgesetz NRW eingehalten werden.

Fur Ruckfragen stehe ich Thnen natiirlich sehr gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiBen
Gewerbeverein Nenbeckin eV,

_Thomas Dreief
_-Brster Vorsitzender

Sparkassa Beckum-Wadersigh O IBAN: DE30 4125 0035 0002 0039 78 O BIC: WELADED1BEK
Volksbank Neubeckum eG O DE21 4126 1419 14190001 6993 00 < BIC: WELADEDIBEK



Brinkbdumer
chaustellerbetrieb

befars Srbdbrumes e 4 I LV ET)

Gewerbeverein Neubeckum e.V.
Spiekersstrasse 4

59268 Beckum-Neubeckum

Sehr geehrte Damen und Herren,

Sehr geehrte
Damen und
Herren,

Schaustellerbetrieb
Stefan Brinkb3umer
SchillerstraBe 6a

48268 Greven
Tel.: 02575/970009

auf dem Aktiv Fest am 31.03.2019 haben unsere 3 Attraktionen (Riesenrutsche, Bungee

Jumper und Kinderkarussel) ca. 800 Kinder genutzt.

Gerne wiirden wir wieder am Aktiv Fest in Neubeckum teilnehmen.

Mit freundlichen GriiRen

Y, F7 e

Zahlbar sofori nach Erhait ohne Abziige auf das oben angegebene Konto
Stever-nummer 327/5025/2127
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Stadt Beckum ¢ Postfach 18 63 « 59248 Beckum

Herr Lideke

Nicht nachsenden! Fachdienst Recht und Ordnung

Bei Umzug mit neuer Anschrift zuriick! 02521 29-420 02521 2955-420 (Fax)
luedeke@beckum.de

per E-Mail an die zu Rathaus Beckum « Eingang WeststraBe 46

beteiligenden Stellen gemaf Erdgeschoss | Raum 27

§ 6 Absatz 4 Satz 7 LOG NRW Uber Haupteingang und Biirgerbiiro zu erreichen!

Haltestelle: Beckum, Rathaus

Geschiftszeichen: 32-Gew_LOG_2022

20. Oktober 2022

Antrag des Gewerbevereins Neubeckum e. V. auf Erlass einer Ordnungsbehordli-
chen Verordnung zum Offenhalten von Verkaufsstellen gemiB § 6 Abs. 4 LOG
NRW im Zusammenhang mit der Veranstaltung , Aktiv-Fest” im Stadtteil Neu-
beckum an jedem letzten Sonntag im Monat Marz

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach dem Gesetz zur Regelung der Ladenéffnungszeiten (LOG
NRW) besteht fir die 6rtlichen Ordnungsbehdrden die Moglich-
keit, an jahrlich hochstens 8 Sonn- und Feiertagen Verkaufsstellen
im Zusammenhang mit ortlichen Festen, Markten, Messen oder
ahnlichen Veranstaltungen bis zur Dauer von funf Stunden Off-
nungszeit verkaufsoffen zuzulassen.

Offnungszeiten

Montag: 08:30 bis 12:00 Uhr

Dienstag: 08:30 bis 12:00 Uhr

. : e 14:00 bis 16:00 Uh
Das Vorliegen eines Zusammenhangs im Sinne des § 6 Absatz 1 ° '
Mittwoch:  geschlossen

Satz 2 Nummer 1 LOG NRW wird vermutet, wenn die Ladenoff- Donnerstag: 08:30 bis 12:00 Uhr

nung in raumlicher N&he zur 6rtlichen Veranstaltung sowie am sel- 14:00 bis 17:00 Uhr
ben Tag erfolgt Freitag: 08:30 bis 12:00 Uhr
' Samstag: geschlossen

Der Gewerbeverein Neubeckum e.V. beantragt eine Ladendffnung

. . . . . Kommunikationsdaten Stadt Beckum
in einem Teilgebiet des Ortsteils Neubeckum

02521 29-0
02521 2955-199 (Fax)
stadt@beckum.de

an jedem letzten Sonntag im Monat Marz im Stadtteil www.beckum.de

Neubeckum in der Zeit von 13 bis 18 Uhr im Zusammen- Hausadresse

. . “ Stadt Beckum
hang mit der Veranstaltung , Aktiv-Fest". WeststraBe 46

59269 Beckum

. . . Rollstuhlgerechter Haupteingang,
Das anlassgebende ,Aktiv-Fest” wird seit mehreren Jahren ausge-  mit zugang zum Biirgerbiiro.

richtet und soll nach coronabedingter Unterbrechung in den Haltestelle: Beckum, Rathaus
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Jahren 2020 bis 2022 nun wieder stattfinden. Es wird auch nach Einschatzung der Stadt
Beckum insbesondere von den Bewohnerinnen und Bewohnern des Ortsteils Neubeckum, aber

auch von Besuchern der umliegenden Ortsteile und Gemeinden gut angenommen und zahlreich
besucht.

Die Attraktivitat des ,Aktiv-Festes” beruht unter anderem auf den vielen Mitmachaktionen fir
Kinder sowie der personlichen Einbindung vieler Neubeckumer Biirgerinnen und Blirger Gber die
teilnehmenden Vereine, Schulen und Gruppen.

Die von dem Gewerbeverein Neubeckum e.V. vorgelegten Zahlen und Prognosen belegen
die Annahme, dass insgesamt weit mehr Besucherinnen und Besucher aus Anlass des ,Ak-
tiv-Festes” als allein aufgrund der geplanten Laden&ffnung in die Innenstadt Neubeckum
kommen werden. Es wird mit rund 2.300 Besucherinnen und Besuchern der Veranstaltung
gerechnet. Dem stehen rund 1.000 Personen, die die Einzelhandelsgeschafte besuchen,
gegenuber.

Die vorgesehene Veranstaltungsflache bemisst rund 9.000 m? Dem steht eine Verkaufs-
flache in den von der Ladenéffnung begiinstigten Laden von rund 4.000 m? gegeniiber.
Auch diese Zahlen sprechen dafiir, dass die anlassgebende Veranstaltung fiir das zu er-
wartende Besucheraufkommen pragend ist und der gréBere Teil der Besucher die Neu-
beckumer Innenstadt an diesem Sonntag wegen des ,Aktiv-Festes” und nicht vorrangig
wegen der Laden6ffnung aufsuchen werden.

Durch den Gewerbeverein Neubeckum e.V. wurde der seitens der Rechtsprechung vorge-
gebene enge raumliche Bezug zwischen der Veranstaltung und der Sonntagsoffnung be-
ricksichtigt. Es ist wieder beabsichtigt, in der Rechtsverordnung die Laden6ffnung auf das
unmittelbare Umfeld der Veranstaltung zu begrenzen, da dort der hinreichende Bezug
zum Veranstaltungsgeschehen ausreichend erkennbar sein wird.

Insgesamt lassen die GroBe und Attraktivitat der Veranstaltung auf den Ausnahmecha-
rakter dieses Tages schlieBen. Die Ladenoffnung stellt sich dagegen nur als Annex dar,
wie von der Rechtsprechung gefordert.

Aus meiner Sicht ist es daher in Abwagung mit der grundgesetzlich geschiitzten Sonn-
tagsruhe verhaltnismaBig, eine Sonntagséffnung im raumlichen Umfeld der Veranstaltung
JAktiv-Fest” zu gestatten.

Es ist seitens der Verwaltung beabsichtigt, antragsgemaB fir diese sich jahrlich am letzten
Sonntag im Marz wiederholende gleiche Veranstaltung, den jeweiligen Sonntag — unter
Festsetzung des raumlich eingegrenzten Veranstaltungsraumes — als verkaufsoffenen
Sonntag in der Zeit von 13 Uhr bis 18 Uhr, durch Rechtsverordnung mit unbefristeter
Geltungsdauer festzusetzen.

Weitere Details bitte ich, dem beiliegenden Antrag des Gewerbevereins Neubeckum e.V.
zu entnehmen. Als weitere Anlage flige ich meinen Entwurf der entsprechenden Rechts-
verordnung ebenfalls zur Kenntnis bei.

Sollten aus lhrer Sicht dennoch Hinderungsgriinde bestehen, sind wir gerne zeitnah be-
reit, diese mit lhnen in einem persdnlichen Gesprach zu erdrtern und auszuraumen.

Bevor ich die seitens des Gewerbevereins Neubeckum e.V. gewlinschte Freigabe dem
Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss zur Beratung sowie dem Rat zur Entscheidung
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vorlege, méchte ich Thnen gemaB § 6 Absatz 4 Satz 7 LOG NRW nun Gelegenheit zur
Stellungnahme zu dem vorliegenden Antrag geben.

Sofern lhre Stellungnahme freundlicherweise bis Freitag, 04. November 2022 hier ein-
trifft, kann diese den politischen Organen vor den Beratungen rechtzeitig zur Verfligung
gestellt werden.

Hilfreich wére eine Ubersendung lhrer Stellungnahme per E-Mail an meine Adresse:
luedeke@beckum.de

Vielen Dank und
mit freundlichen GriBen
im Auftrag

Anlagen


mailto:hanisch@beckum.de

ver.di Bezirk Monsterland - Postfach 78 70 + 48042 Miinster

Stadt Beckum
Der Blrgermeister
Fachdienst Recht und Ordnung

z. H. Herrn Markus Liideke STADT BECKUM
Weststr. 46 _
59269 Beckum 131 0kt, 2022

vorab per Email

Offenhalten von Verkaufsstellen fiir die Veranstaltung
~Aktivfest" im Stadtteil Neubeckum am jeweils letzten
Sonntag im Marz eines jeden Jahres

Sehr geehiter Herr Lideke,
sehr geehrte Damen und Herren,

Anlage 4 zur Vorlage 2022/0382

Fachbereich D Handel
Einzel- und GroBhandel

Datum

lhre Zeichen
Unsere Zeichen
Tel-Durchwahl

Fax-Durchwahi

zu dem Antrag auf Erlass einer ordnungsbehérdlichen Verordnung fiir die Offnung
von Verkaufsstétten im Zusammenhang mit der Veranstaliung ,Aktiv-Fest” in

Beckum nehmen wir wie folgt Stellung:

Die Offnung von Verkaufsstellen am Sonntag bedeutet fiir die Beschéftigten des
Einzelhandels Sonntagsarbeit, sie kénnen an diesen Sonntagen nichts mit ihren
Freunden und Familien unternehmen, nicht am kulturellen und politischen Leben
teilnehmen. Deswegen werden verkaufsoffene Sonntage von uns aus grundsétz-

lichen Erwagungen heraus abgelehnt.

Das Bundesverfassungsgericht hat zu dem Schutz der Arbeitsruhe an Sonn- und

Feiertagen ausgefihrt:

,Die Sonn- und Feiertagsgarantie fordert und schiitzt nicht nur die Ausiibung der
Religionsfreiheit. Die Arbeitsruhe dient dar(iber hinaus der physischen und psy-
chischen Regeneration und damit der kdrperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2
wG). Die Statuierung gemeinsamer Ruhetage dient dem Schutz von Ehe und
amilie (Art. 6 Abs. 1 GG). Auch die Vereinigungsfreiheit lasst sich so effektiver
wahrnehmen (Ari. 9 Abs. 1 GG). Der Sonn- und Feiertagsgarantie kann schlief3-
lich ein besonderer Bezug zur Menschenwirde beigemessen werden, weil sie
- Oem okonomischen Nutzendenken eine Grenze zieht und dem Menschen um
. einer selbst willen dient.

Die soziale Bedeutung des Sonn- und Feiertagsschutzes und mithin der generel-
len Arbeitsruhe im weltlichen Bereich resultiert wesentlich aus der - namentlich
D_durch den Wochenrhythmus bedingten - synchronen Takiung des sozialen Le-

O
—

Vereinte
Dienstleistungs-
Gewerkschaft

Bezirk Miinsterland
Geschéftsstelle Minster

Johann-Krane-Weg 16
48149 Miinster

Telefon: 0251 - 93300-0
Telefax: 0251 - 9330044

28.10.2022

Bewmd
0251-93300-58

Internetadressen.
wrw.muenster.yerdi.de
www.verdi.de

e-Mail:
bezirk.muenstedand@vecdi.de

...... 28eite 1 von 4



bens . Wahrend die Arbeitszeit- und Arbeitsschutzregelungen jeweils fiir den Ein-
zelnen Schutzwirkung entfalten, ist der zeitliche Gleichklang einer fiir alle Berei-
che regelméRigen Arbeitsruhe ein grundlegendes Element fiir die Wahrnehmung
der verschiedenen Formen sozialen Lebens. Das betrifft vor allem die Familien,
insbesondere jene, in denen es mehrere Berufstétige gibt, aber auch gesellschaft-
liche Verbande, namentlich die Vereine in den unterschiediichen Sparten. Dane-
ben ist im Auge zu behalten, dass die Arbeitsruhe an Sonn- und Feiertagen auch
fir die Rahmenbedingungen des Wirkens der politischen Parteien, der Gewerk-
schaften und sonstiger Vereinigungen bedeuisam ist und sich weiter, freilich im
Verbund mit einem gesamten "freien Wochenende", auch auf die Moglichkeiten
zur Abhaltung von Versammiungen auswirkt. lhr kommt mithin auch erhebliche
Bedsutung fiir die Gestaltung der Teilhabe im Alltag einer gelebten Demokratie
zu. Sinnféllig kommt das dadurch zum Ausdruck, dass nach der einfachrechtli-
chen Ausgestaltung der Tag der Wahlen ein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag
sein muss (vgl. § 16 Satz 2 Bundeswahlgesetz).

Dar(iber hinaus erdffnet die generelle Arbeitsruhe an Sonn- und Feiertagen dem
Einzelnen die Mbgiichkeit der physischen und psychischen Regeneration.
(BVerfG, Urteil vom 01. Dezember 2009 — 1 BvR 2857/07 —, BVerfGE 125, 39-
103, Rn. 144 - 146)

Schon aus diesem Grund lehnen wir eine Ladendffnung und die damit verbunde-
ne Sonntagsarbeit der Beschéftigten im Einzelhandel ab. )

Umgekehrt hat das Interesse der Verkaufsstelleninhaber an einer Gffnung der
Geschafte grundsatzlich ein geringeres Gewicht. Das Bundesverwaltungsgericht
hat dazu ausgeflihrt:

~Weder das Umsatzinteresse der Verkaufsstelleninhaber, die von der Anzie-
hungskraft der Veranstaltung profitieren, noch das Shopping-interesse potenziel-
ler Kunden kommen als Sachgriinde einer Sonntagséffnung in Betracht (vgl. oben
Rn. 15). Dem Versorgungsinteresse kommt angesichts der volligen Freigabe
werktéglicher Offnungszeiten (§ 3 Abs. 1 LadOG BW) und der weitreichenden
Ausnahmen vom Verbot der Sonntagséfinung, die nach §§ 4 bis 6 und 7 bis 9
LadOG BW fir dort ndher bezeichnete Verkaufsstellen, Orte und Warengruppen
gelten, kein nennenswertes Gewicht mehr zu. Das gilt erst recht, wenn bereits die
Anlassveranstaltung dem Warenverkauf und der Bedarfsdeckung dient. Veran-
staltungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 LadOG BW kénnen daher nur Laden-
6ffnungen von geringer préagender Wirkung fiir den 6ffentlichen Charakier des be-
treffenden Sonntags rechtfertigen (vgl. BVerfG, Urteil vom 1. Dezember 2009 - 1
BvR 2857, 2858/07 - BVerfGE 125, 39 <100>). Dazu muss die &ffentliche Wir-
kung der anlassgebenden Veranstaltung gréRer sein als die der Ladendffnung
und der dadurch ausgeldsten werktégfichen Geschiftigkeit, sodass die Ladendfi-
nung als bioRer Annex der Veranstaltung erscheint (BVerwG, Urteile vom 11. No-
vember 2015 - 8 CN 2.14 - BVerwGE 153, 183 LS 2 und Rn. 23 f. und vom 12.
Dezember 2018 - 8 CN 1.17 - BVerwGE 164, 64 Rn. 19) und zugleich als anlass-
bedingte Ausnahme vom Sonntagsschutz erkennbar wird®,

BVerwG, Urteil vom 22. Juni 2020 — 8 CN 1/19 —, BVerwGE 168, 338-356, Rn.
2%

Bei Ladendffnungen im Zusammenhang mit drtlichen Veranstaltungen nach §6
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 LOG NRW muss nach hochstrichterlicher Rechtsprechung
gewahrieistet sein, dass die Veranstaltung — und nicht die Ladenéffnung — das &f-
fentliche Bild des betreffenden Sonntags pragt.

Oberverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 10.
Dezember 2021 — 4 B 1857/21.NE —, Rn. 18, juris.
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Dies erfordert zunachst eine raumliche Beschrankung des Bereichs, in dem die
Ladendffnung gestattet wird.

Das BVerwG hat mit Urteil vom 22. Juni 2020 die Anforderungen an die réumliche
Ausdehnung einer Ladendffnung prazisiert. Die Ladendffnung darf sich danach
nicht auf Gebiete erstrecken, in denen der Bezug zum Veranstaltungsgeschehen
fur die Offentlichkeit nicht mehr zu erkennen ist.

.JUm diese Erkennbarkeit zu gewéhrleisten, miissen anlassbezogene Sonntags-
offnungen in der Regel auf das raumliche Umfeld der Anlassveranstaltung be-
schrankt werden (BVerwG, Urteile vom 11. November 2015 - 8 CN 2.14 -
BVerwGE 153, 183 Rn. 25 und vom 12. Dezember 2018 - 8 CN 1.17 - BVerwGE
164, 64 Rn. 20).

Zu erkennen ist der Bezug zum Veranstaltungsgeschehen in dem raumlichen Be-
reich, der von der Ausstrahlungswirkung der Veranstaltung erfasst wird. Das ist
der Bereich, in dem die Veranstaltung das éffentliche Bild des betreffenden Sonn-
tags pragt (VGH Miinchen, Beschluss vom 21. Marz 2018 - 22 NE 18.204 - juris
Rn. 25, 28 1.). Die pragende Wirkung muss dabei von der Veranstaltung selbst
und nicht nur von dem durch sie ausgeldsten Ziel- und Queliverkehr ausgehen.
Die Ausstrahlungswirkung erstreckt sich also nicht auf den gesamten Einzugsbe-
reich der Veranstaltung und auch nicht auf alle vom Ziel- und Quellverkehr ge-
nutzten Verkehrswege und Parkflachen. Werbemalinahmen oder Hinweisschilder
in einem nicht vom Veranstaltungsgeschehen gepragten Bereich kdnnen den er-
forderlichen Bezug ebenialls nicht vermitteln.”

BVerwG, Urteil vom 22. Juni 2020 — 8 CN 1/19 —, BVerwGE 168, 338-356, Rn. 24
-25

Ausnahmen von diesem Erfordernis gibt es nach der Rechtsprechung nur von
besonderen Veranstaltungen:

~Ausnahmen vom Regelerfordernis der raumlichen Begrenzung auf das Umfeld
der Veranstaltung kommen beispielsweise bei mehrtagigen GroRveranstaltungen
von nationalem oder internationalem Rang in Betracht, wenn deren Besucher im
gesamten Gebiet der Kommune untergebracht und versorgt werden (vgl. BVerfG,
Urteil vom 1. Dezember 2009 - 1 BvR 2857, 2858/07 - BVerfGE 125, 39 <98>)."
BVerwG, Urteil vom 22. Juni 2020 — 8 CN 1/19 —, BVerwGE 168, 338-356, Rn.
26.

Kommunale Veranstaltungen mit mehrjahriger Tradition rechtfertigen es also nicht
den Bereich der Ladendffnung auszuweiten.

Das OVG NW folgt dieser Rechtsprechung, vgl. Oberverwaltungsgericht fiir das
Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 10. Dezember 2021 — 4 B 1857/21.NE
-, Rn. 39, juris.

In diesem rdumlichen Umfeld der Veranstaltungen ist eine Ladendffnung nur
mdglich, wenn das Geschehen durch die Veranstaltung und nicht durch die La-
dendffnung gepragt ist. Dies ist grundsétzlich. durch eine vergleichende Besu-
cherprognose zu ermitteln.

Hier halten wir die Besucherprognose nicht fiir (iberzeugend. Zum einen kénnen
die Besucher der jeweiligen Attraktionen nicht einfach addiert werden, weil davon
auszugehen ist, dass die Besucher verschiedene Atiraktionen aufsuchen. Das ist
flr eine Festveranstaltung geradezu typisch. Das Besucherinteresse kénnte bes-
ser durch eine Zahlung der Passanten ermittelt werden.



Auf der anderen Seite kann nach der Rechtsprechung zur Abschatzung des Kun-
deninteresses nicht auf einen durchschnittlichen Werktag abgestelit werden, Trotz
der auf finf Stunden beschrankten Offnung ist das Kundeninteresse an einem
verkaufsoffenen Sonntag regelméRig hdher als an einem durchschnittlichen
Werkiag, deshalb besteht ja gerade bei den Einzelhandelsunternehmen ein sol-
ches Interesse auf verkaufsoffenen Sonntagen.

Schliellich weisen wir darauf hin, dass eine Dauerverordnung, die wie hier keine
Befristung der Geltungsdauer hat, nach § 32 OBG eine Geltungsdauer von 20
Jahren hat. Es muss also bereits jetzt die Prognose getroffen werden kénnen,
dass diese Veranstaltung in den néchsten 20 Jahren in der vorgesehenen Form
statifinden wird. Das halten wir fiir ausgeschlossen. Anhaltspunkte, auf die eine
solche Annahme gestiitzt werden kann, ergeben sich nicht.

Kann eine solche Prognose aber nicht getroffen werden, dann kommt eine solche
Dauerverordnung nicht in Befracht. Dieses Problem wiirde sich bei einer auf ein
Jahr beschrankten Verordnung nicht stellen.

Mit freundlichen Griilten
ver.di Bezirk Miinsterland
Fachbereich D - Handel

C7 | %
Gaby Beuing
-Gewerkschaftssekretérin-



Handelsverband NRW WM - Weseler Str. 316¢ - 48183 Munster

Stadt Beckum
FD Recht und Ordnung/Herrn Markus Lideke
Postfach 1863

59248 Beckum N STADT BECKUM

28 Okt, 2022

f

Vorab per Mail: Iuedeib@beckum.de

LOG NRW

[hr Schreiben vom 20.10.2022
lhr Zeichen: 32-Gew LOG 2022
Hier: Aktiv-Fest“ Neubeckum

Sehr geehrter Herr Ludeke,
sehr geehrte Damen und Herren,

Zu lhrem Schreiben vom 20.10.2022 nehme ich wie folgt Stellung:

Das LOG NRW lasst verkaufsoffene Sonntage unter bestimmten Voraus-
setzungen als Ausnahme zu. Nach Gesetz und Rechisprechung hat sich
die Kombination einer anlassgebenden Veranstaltung mit einem maximal
5 Stunden wahrenden verkaufsoffenen Sonntag als Regelfall ausgebildet.

Das Aktiv-Fest in Neubeckum ist ein mittlerweile schon traditionelles Fest,
das sich bei kleinen und grofen Besuchern grofier Beliebtheit erfreut —
gerade durch die grofte Beteiligung der Neubeckumer Vereine und somit
der &rtlichen Bevélkerung. Die lhrem Schreiben beigefilgien Unterlagen
belegen das aus unserer Sicht. Durch die Eingrenzung des Gebiets, in
dem Verkaufsoffnungen stattfinden kdnnen, ist auch der rAumliche Zusam-
menhang zwischen Veranstaltung und den Geschaften, die fir den Ver-
kauf am Sonntag geéffnet haben diirfen, gegeben. Die vorgegebene Uhr-
zeit {13:00 — 18:00 Uhr} entspricht den Vorgaben. Die Ladendifnung stellt
sich ganz klar als Annex zum Aktiv-Fest dar.

Aus unserer Sicht bestehen keinerlei Bedenken gegen die beabsichtigte
Verkaufsoffnung und die im Entwurf vorgelegte Verordnung, sofern noch
eine Einschrankung mit aufgenommen wird: wenn der Ostersonntag auf
den letzten Marz-Sonntag fall, ist eine Verkaufséffnung nicht zuldssig.

Mit freundlichen Griafien

Kyt Clse

Karin Eksen
Geschaftsfihrerin

Handelsverband

) Nordrhein-Westfalen

Westfalen - Miinsterland

Miinster, 26.10.2022
vkoeSO 201022-1-ek

Handelsverband
Nordrhein-Westfalen
Westfalen-Miinsterland e. V.
Geschifisstelle Miinster

Weseler Strake 316 ¢
48163 Miinster

Telefon: 0251/41416-0
Telefax: 0251 /414 16 —212

Mail: k.eksen@hv-wm.de
Internet: www.hv-wim.de

Vorsitzender
Michael Radau

Geschéaftsfithrer
Thomas Schafer

Geschéfisflihrerin
Karin Eksen

IBAN:  DE®&0 4005 0150 0000 0501 95
Sparkasse Miinsterland Ost

St-Nr.  317/5960/0275
Amtsgericht Dortmund, VR 2585

Gerichtsstand Dortmund



Liideke, Markus

s R e S —
Von: ute.raape-berghoff@hwk-muenster.de
Gesendet; Montag, 7. November 2022 07:57
An: Liideke, Markus
Betreff: Offenhalten von Verkaufsstellen / Beckum

Sehr geehrter Herr Lideke,

gegen das geplante Offenhalten von Verkaufsstellen an dem aufgefiinrten Sonntag werden bei
Beachtung der Giblichen Vorgaben von Seiten des Handwerks keine Bedenken erhoben.

Freundliche Grilie
im Auftrag
Ute Raape-Berghoff

Geschéftsbereich Wirtschaftsférderung

HWK ¢

HANDWERKSKAMMER
MUNSTER

Bismarckallee 1

48151 Minster

Telefon 0251 5203-238

Telefax 0251 520375238
ute.raape-berghoff@hwk-muenster.de
www.hwk-muensier.de

DAS HANSWERK

CIE WIRTSCHAFTSMACHT. VOMN REBENAN

www.handwerk.de

[Seite]
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TOP O 8

Sehr geehrte Damen und Herren,

30.10.2022

zu den von der Gewerkschaft Verdi bemangelten Punkten nehmen wir wie folgt
Stellung:

zu Punkt 1:

Wir sind der Auffassung, dass die Besucherzahlen der verschiedenen Attraktionen
addiert werden kénnen, da bei der Erhebung der Besucherzahlen in den Geschaften
davon auszugehen ist, dass diese auch mehrere Geschafte besuchen und somit
mehrmals in die Statistik eingeflossen sind. Wir sind der Uberzeugung, dass die
beigefiigten Bilder des letzten Festes verdeutlichen, dass die angegebenen
Besucherzahlen realistisch sind.

Zu Punkt 2:

Wie in dem beigefligtem Pressetext zu ersehen ist, wird das das Aktivfest

2023 in der vorliegenden Form zum zehnten Mal veranstaltet. Es handelt sich somit
bereits um eine feste GroBe im Veranstaltungskalender der Neubeckumer
Burgerschaft und den ortlichen Vereinen. Die Tradition, sich fiir die Blrger unseres
Stadtteils einzusetzen, fortzufiihren, liegt im ureigensten Interesse des
Gewerbevereins, welches wir in § 2 unserer Satzung fest verankert haben.

Daher gehen wir fest davon aus, dass das Aktivfest Neubeckum noch tber Jahrzehnte
Bestand haben wird.

Fur weitere Rickfragen stehe ich sehr gerne zur Verfligung.

Herzliche GriiBe vom
Gewerbeverein Neubeckum e.V.

Thomas Dreier
Erster Vorsitzender

Gewerbeverein Neubeckum e.V.
Spiekersstrale 4, 59269 Neubeckum
Telefon: 02525/2824

Telefax: 02525/4797
www.gewerbeverein-neubeckum.de



http://www.gewerbeverein-neubeckum.de/
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Erlass der Richtlinie Verfiigungsfonds Innenstadt Neubeckum

Federfiihrung:  Fachbereich Stadtentwicklung

Beteiligungen:  Bulro des Burgermeisters
Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Fachbereich Innere Verwaltung
Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Auskunft erteilt: Herr Denkert | 02521 29-170 | denkert.u@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

22.11.2022 Beratung
Rat der Stadt Beckum
29.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die als Anlage zur Vorlage beigefligte Richtlinie der Stadt Beckum tber die Mittelgewah-
rung aus dem Verfiigungsfonds Innenstadt Neubeckum (Richtlinie Verfiigungsfonds In-
nenstadt Neubeckum) wird beschlossen.

Kosten/Folgekosten

Die Kosten fur den Verfigungsfonds belaufen sich bei Inanspruchnahme in voller Hohe
auf maximal 50.000 Euro. Davon mussen 25.000 Euro von den privaten Antragstellerinnen
und Antragstellern getragen werden. Bei einem Zuschuss in Hohe von 25.000 Euro betragt
der stadtische Eigenanteil 10.000 Euro, 15.000 Euro entstammen der Landeszuweisung.

Finanzierung

Fur den Verfligungsfonds stehen fir die Jahre 2022 bis 2026 entsprechende Haushalts-
mittel bei den folgenden Produktenkonten zur Verfiigung:

. 150101.528048/728048 — Verfiigungsfonds (Sachaufwendungen),

. 150101.529151/729151 — Verfigungsfonds (sonstige Dienstleistungen),

. 150101.531738/731738 — Weiterleitung Zuschuss Mittel Verfligungsfonds,

. 150101.781801 — Weiterleitung Zuschuss Mittel Verfligungsfonds — aktivierbare Zu-
wendungen — (Abgrenzung uber 150101.531737 — Weiterleitung Zuschuss Mittel
Verfligungsfonds — aktivierbare Zuwendungen).

Die Zuwendung des Landes Nordrhein-Westfalen ist fir die Jahre 2022 bis 2026 bei fol-
genden Produktkonten veranschlagt:

. 150101.414126/614126 — Zuweisung vom Land (Verfligungsfonds),

. 150101.681106 — Zuschuss vom Land fir Verfigungsfonds — passivierbare Zuwen-
dung (Abgrenzung Uber 150101.414137 —Zuschuss vom Land fiir Verfligungsfonds
— passivierbare Zuwendung).



Erlduterungen:

Im Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzept fiir die Innenstadt Neubeckum
(ISEK Neubeckum), das am 25.06.2020 beschlossen wurde, soll mit der MaBnahme A10
das Engagement und die Initiative von Privaten durch die Einrichtung eines Verfligungs-
fonds unterstiitzt werden. Mit dem Verfligungsfonds sollen konkrete private Projekte,
Aktionen und MaBnahmen in der Innenstadt geférdert werden, die im Einklang mit den
Zielen des ISEK Neubeckum stehen.

Ein Verfligungsfonds ist ein Budget, das mit Mitteln der Stadtebauférderung bezuschusst
wird. Mit diesen Mitteln soll die Durchfiihrung von kleinteiligen Projekten und MaBnah-
men in einem definierten raumlichen Bereich angeregt werden. Das Instrument richtet
sich insbesondere an Bewohnerinnen und Bewohner, Geschéftsleute, Vereine und sons-
tige Innenstadtakteurinnen und Innenstadtakteure. Die Besonderheit eines Verfligungs-
fonds liegt darin, dass die Fordermittel vergleichsweise flexibel und kurzfristig verfigbar
sind, soweit die entsprechenden Antrage und Nachweise rechtzeitig vorgelegt werden.

Die grundsatzlichen Rahmenbedingungen fir die Einrichtung eines Verfligungsfonds er-
geben sich aus Nummer 14 der Richtlinien Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur
Forderung von MaBnahmen zur Stadtentwicklung und Stadterneuerung des Landes
Nordrhein-Westfalen (Férderrichtlinien Stadterneuerung 2008).

So wird der Verfiigungsfonds zu maximal 50 Prozent aus 6ffentlichen Mitteln (Bund, Land
Nordrhein-Westfalen und Stadt Beckum) und zu mindestens 50 Prozent aus privaten
Mitteln finanziert.

Die Mittel des Verfliigungsfonds koénnen fir investive, investitionsvorbereitende und
nichtinvestive MalBnahmen verwendet werden. Nichtinvestive MaBnahmen durfen aus-
schlieBlich mit privaten Mitteln des Verfligungsfonds finanziert werden.

Uber die Verwendung der Mittel des Verfligungsfonds Innenstadt Neubeckum entschei-
det ein Auswahlgremium, dessen Mitglieder einen Querschnitt der Interessenvertreterin-
nen und Interessenvertreter der Neubeckumer Innenstadt bilden. Vorgeschlagen wird,
das Auswahlgremium zu einer Halfte aus Vertreterinnen und Vertretern der Hauptadres-
satinnen und Hauptadressaten, also den (organisierten) Akteurinnen und Akteuren der
Innenstadt Neubeckums, und zur anderen Halfte aus Vertreterinnen und Vertretern des
stadtischen Fachdienstes Stadtplanung und Wirtschaftsférderung, die mit der Einrichtung
und Betreuung des Verfligungsfonds betraut sind, zu besetzen. Zielsetzung sollte es sein,
das Auswahlgremium personell so zu besetzen, dass bei Bedarf eine moglichst zeitnahe,
niedrigschwellige Bewertung eingehender Antrage erfolgen kann.

Im Unterschied zum Verfiigungsfonds Innenstadt Beckum wird vorgeschlagen, dass die
Geschaftsflihrung extern erfolgen darf und vom stadtischen Fachdienst Stadtplanung und
Wirtschaftsforderung innerhalb der Vertragslaufzeit an das seitens der Stadt Beckum be-
auftragte Innenstadtmanagement Neubeckum ibergeben wird.

Die Verwaltung schldgt vor, den als Anlage zur Vorlage beigefligten Entwurf der Richtlinie
Verfigungsfonds Innenstadt Neubeckum zu beschlieen. Der Entwurf erfillt die Vorga-
ben der Forderrichtlinie Stadterneuerung 2008 des Landes Nordrhein-Westfalen.
Anlage(n):

Entwurf Richtlinie Verfigungsfonds Innenstadt Neubeckum
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Richtlinie der Stadt Beckum liber die Mittelgewahrung aus dem Verfiigungsfonds
Innenstadt Neubeckum (Richtlinie Verfliigungsfonds Innenstadt Neubeckum)
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Praambel

Der Rat der Stadt Beckum hat am folgende Richtlinie tGber die Mittelgewahrung
aus dem Verfligungsfonds Innenstadt Neubeckum beschlossen:

Das am 25. Juni 2020 vom Rat der Stadt Beckum beschlossene Integrierte Stadtebauliche
Entwicklungskonzept (ISEK) beinhaltet eine Fille von MaBnahmen zur Starkung und Weiter-
entwicklung Neubeckums.

Unter anderem wird die Einrichtung eines Verfligungsfonds vorgeschlagen.

Durch den Verfiigungsfonds soll privates Engagement geférdert werden, indem zur Umset-
zung geeigneter Projekte, Aktionen und MaBnahmen fir die Erhaltung und Entwicklung des
zentralen Einkaufsbereichs der Innenstadt Neubeckums angeregt wird.

Der Verfligungsfonds erdffnet zudem die Mdglichkeit, finanzielle Mittel flexibel und lokal
angepasst einzusetzen.

§1
Rechtsgrundlagen und Rechtsanspruch

(1) Die Bewilligung von Projektantragen erfolgt nach MaBBgabe dieser Richtlinie und nach
Nummer 14 der Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von
MaBnahmen zur Stadtentwicklung und Stadterneuerung (Forderrichtlinie Stadterneu-
erung 2008) des Landes Nordrhein-Westfalen vom 22. Oktober 2008.

(2) Ein Anspruch auf Férderung nach dieser Richtlinie besteht nicht.
§2
Fordergrundsatze und Ziele
(1) Die Stadt richtet den Verfliigungsfonds Innenstadt Neubeckum innerhalb des Sanie-
rungsgebietes ,Innenstadt Neubeckum” ein (siehe Anlage Fordergebiet nach § 3).

(2) Der Verfugungsfonds wird aus Mitteln des Bundes, des Landes Nordrhein-Westfalen
und der Stadt Beckum finanziert. Die Finanzierung der bewilligten MaBBnahmen erfolgt
maximal zu 50 Prozent aus diesen &ffentlichen Mitteln und mindestens zu 50 Prozent
aus privaten Mitteln und/oder zusatzlichen Mitteln der Stadt Beckum.

(3) Eine Forderung durch den Verfigungsfonds erfolgt nur im Rahmen der vom Rat der
Stadt Beckum zu diesem Zweck bereitgestellten Haushaltsmittel.

Das Budget des Verfligungsfonds umfasst 25.000 Euro aus 6ffentlichen Mitteln. Vo-
raussetzung fir deren Einsatz ist die entsprechende Einbringung von weiteren
25.000 Euro privater Mittel.

(4) Verwalterin des Verfligungsfonds ist die Stadt Beckum, vertreten durch die Birgermeis-
terin beziehungsweise den Blrgermeister.

(5) Die durch den Verfigungsfonds geférderten MaBBnahmen sollen zu einer nachweisba-
ren und mdglichst dauerhaften Starkung der Innenstadt Neubeckums beitragen.

Gefordert werden folgende MaBBnahmen innerhalb des Fordergebietes:
a) MaBnahmen zur Belebung des Einzelhandels und Gastgewerbes,

b)  MaBnahmen zur Imagebildung und Offentlichkeitsarbeit,



(1)

(2)

(M

c¢) MaBnahmen, Aktionen und Workshops zur Aufwertung des Stadtbildes und des
Geschaftsflachenumfeldes.

§3
Fordergebiet

Gefordert werden MaBnahmen innerhalb des Fordergebietes:

a) HauptstraBe — vom nordlichen Beginn bis zur Kreuzung Mozartstral3e, einschlieB3-
lich der Hausnummer 74 sowie Pastoratsweg mit der Hausnummer 1, Friedrich-
Frobel-StraBe mit der Hausnummer 2 und 4, Kaiser-Wilhelm-StraBe mit der Haus-
nummer 1, TurmstraBe mit der Hausnummer 1,

b)  BahnhofstraBe — vom &stlichen Beginn bis zum ehemaligen Bahnhofsgebaude
einschlieBlich Bahnhofsvorplatz (ungerade Hausnummern bis Bahnhofstral3e 9,
gerade Hausnummern bis Bahnhofstrale 18),

c¢)  Graf-Galen-StraBe — vom westlichen Beginn an der Ennigerloher StraB3e bis zur
Kreuzung KirchstraBBe, einschlieBlich KirchstraBe 2 sowie der StraBenraum Enni-
gerloher StraBe vom westlichen Beginn (Kreuzung HauptstraBe und Bahnhof-
straBBe) bis zu diesem Bereich (Hohe KirchstraB3e),

d) SpiekersstraBe — vom westlichen Beginn an der HauptstraBe bis zur Kreuzung
KirchstraBe, einschlieBlich der Hausnummern 4 und 5 sowie KirchstraBe mit der
Hausnummer 18,

e) KirchstraBe — von der Kreuzung SpiekersstraBBe bis zur Kreuzung Lessingstrale,
ausgenommen der ungeraden Hausnummern 19 bis 39,

f) HerderstraBe — bis zur Kreuzung KirchstraBe,

g) Martin-Luther-StraBe - bis zur Kreuzung Kirchstral3e,
h)  Platz der Stadtepartnerschaft — in Ganze,

i) Rathausplatz — in Ganze,

j) Lessingstr — in Ganze,

k)  Gustav-Moll-StraBBe — vom 6stlichen Beginn an der HauptstraB3e bis zur Kreuzung
Gottfried-Polysius-StraBe,

)  Gottfried-Polysius-StraBe — von der Kreuzung Gustav-Moll-Strale bis zur Haus-
nummer 10, ausgenommen Hausnummern 4 sowie 7.

Das Fordergebiet ist in dem als Anlage beigefligten Lageplan dargestellt.

§4
Fordergegenstand

Die Mittel des Verfiigungsfonds kdnnen fir investive, investitionsvorbereitende und
nichtinvestive MaBnahmen eingesetzt werden. Flr die Umsetzung nichtinvestiver MaB-
nahmen dirfen keine 6ffentlichen Mittel, sondern ausschlieBlich private Mittel einge-
setzt werden.



()

MaBnahmen sind zum Beispiel:

Investive MaBnahmen

a)
b)
0)
d)
e)
f)

9)
h)
i)

J)

k)

punktuelle StraBenumgestaltung,

Begrinung und Blumengestaltung,

Aufstellung von Stadtmobiliar, zum Beispiel Banke, Spielgerate, Fahrradstander,
Aufstellung von StraBen-Papierkorben,

Umsetzung von Lichtkonzepten in Erganzung zur Funktionsbeleuchtung,
Beschilderungs-, Informations- und Leitsysteme,

Kunst im 6ffentlichen Raum,

bauliche Gestaltung von Eingangssituationen,

Zwischennutzung von Baullicken,

Bau von offentlichen Toilettenanlagen,

sonstige offentlichkeitswirksame InvestitionsmaBnahmen.

Investitionsvorbereitende MaBnahmen

a)
b)

0

d)

9)

Analysen und Konzepte zur Umsetzung der investiven MalBnahmen,
Umnutzungskonzepte flr Leerstande,

Investitionsanreizende Beratung von Immobilieneigentiimerinnen und Immobili-
eneigentimern, zum Beispiel Zusammenlegung von Ladenlokalen, Gestaltung
und Nutzung von Immobilien,

Erstellung von Gestaltungsleitfaden, zum Beispiel fur Schaufenster,
Durchfiihrung von Wettbewerben,

Befragungen von Geschéftsleuten, Immobilienbesitzenden und Passantinnen und
Passanten,

sonstige Analysen und Konzepte, die dem Forderziel dienen.

Nichtinvestive MaBnahmen
(zu 100 Prozent aus privaten Mitteln des Verfliigungsfonds nach § 2 Absatz 2 zu finan-

zieren)

a) Aufbau und Pflege von Immobiliendatenbanken,

b)  Neugestaltung von Anlieferverkehr,

c¢)  Vorbereitung und Durchfiihrung von Veranstaltungen zur Frequenzsteigerung,
Bindung und Gewinnung von Kundinnen und Kunden,

d) Serviceoffensiven zur Kundinnen- und Kundenbindung, zum Beispiel Lieferser-
vice, Einrichtung von Kinderbetreuung,

e) QualifizierungsmaBnahmen fir Unternehmen,

f)  Aktionen gegen durch Tauben verursachte Belastigungen,

9)

Runde Tische und Innenstadtforen,
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h)  sonstige 6ffentlichkeitswirksame nichtinvestive MaBnahmen.
Nicht geférdert werden:

a) laufende Betriebs- und Sachkosten sowie reguldre Personalkosten und Honorar-
kosten der Antragstellerin oder des Antragstellers,

b)  Kosten, die nicht in direktem Zusammenhang mit der MaBnahme stehen,
c¢) MaBnahmen, die der unmittelbaren Gewinnerzielung dienen,

d) MaBnahmen, die nach anderen Richtlinien und/oder Férderprogrammen gefor-
dert werden kénnen.

§5
Fordervoraussetzungen
Eine Forderung erfolgt unter folgenden Voraussetzungen:
a) MaBnahme liegt im Fordergebiet,

b)  MaBnahme entspricht den genannten Forderzielen laut § 1, den Zielen des Inte-
grierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes fir die Innenstadt Neubeckum
sowie den weiteren ortsrechtlichen Bestimmungen und verstoBt nicht gegen gel-
tendes Recht,

c) alle erforderlichen, offentlich-rechtlichen Genehmigungen und Zustimmungen
liegen vor,

d) samtliche MaBnahmen werden vor MalBnahmenbeginn mit der Stadt abgestimmt.
Fur die Vergabe der Férdermittel werden folgende Kriterien beriicksichtigt:

a) Aufwand-Nutzenverhaltnis,

b)  Reihenfolge der Antragseingange,

c¢) Technische und/oder zeitliche Umsetzbarkeit,

d) Artund Hohe kinftiger finanzieller Belastungen, zum Beispiel Folgekosten, Pfle-
gebedarf.

Mit der Durchfiihrung der MaBnahme darf erst nach der Bewilligung der Fordermittel
begonnen werden. In begriindeten Ausnahmefallen kann die Stadt auf schriftlichen
Antrag hin einem vorzeitigen MaBBnahmenbeginn zustimmen.

§6
Antragsverfahren

Antragsberechtigt sind alle natirlichen und juristischen Personen.

FUr eine Forderung ist ein schriftlicher Antrag bei der Geschéftsfiihrung des Verfi-
gungsfonds einzureichen. Die Forderung ist ausschlieBlich mit dem unter
www.beckum.de/innenstadtmanagement-neubeckum eingestellten Formular zu bean-
tragen.

Ab einer Kostenhdhe von 3.000 Euro sind mit dem Antrag mindestens 3 Angebote vor-
zulegen.
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§7
Hohe der Férderung

Eine MalBBnahme wird mit maximal 6.000 Euro gefordert.

MaBnahmen von besonderer Bedeutung fiir das Fordergebiet konnen mit bis zu
10.000 Euro gefordert werden. Eine ausfiihrliche Begriindung ist dem Antrag beizufu-
gen.

§8
Auswahlgremium

Zur Entscheidung Uber die Vergabe von Férdermitteln aus dem Verfligungsfonds wird
ein lokales Auswahlgremium aus Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern der
Innenstadt Neubeckums und Beschaftigten des stadtischen Fachdienstes Stadtplanung
und Wirtschaftsforderung gebildet. Die Geschaftsfiihrung liegt beim stadtischen Fach-
dienst Stadtplanung und Wirtschaftsforderung und kann an einen externen Dienstleis-
ter vergeben werden.

Das Verhaltnis der berechtigten Stimmen zwischen Privaten und der Verwaltung be-
tragt immer 1:1.

Das Auswahlgremium setzt sich aus folgenden, jeweils fiir sich stimmberechtigten Mit-
gliedern zusammen:

a) Jeweils eine Person als Vertreterin oder Vertreter plus eine Stellvertreterin/ein
Stellvertreter fir folgende Gruppen aus dem Férdergebiet:

] Gewerbetreibende,
] Kunst, Kultur und Soziales,

" Eigentiimerinnen oder Eigentiimer und/oder Anwohnerinnen oder Anwoh-
ner.

b)  Entsprechend der Personenzahl unter Buchstabe a Bedienstete des stadtischen
Fachdienstes Stadtplanung und Wirtschaftsforderung, davon 1 Person aus dem
Aufgabenfeld Stadtmarketing.

§9
Sitzung des Auswahlgremiums

Die Sitzungen des Auswahlgremiums finden auf schriftliche Einladung der Geschafts-
fuhrung in Abhangigkeit vorliegender Forderantrage statt. Es erfolgt ein Beschlusspro-
tokoll.

Zur 1. Sitzung werden die Mitglieder des Auswahlgremiums laut § 8 Absatz 2 Buch-
stabe a eingeladen und in der Sitzung nach § 8 namentlich bestimmt. Um eine konti-
nuierliche Arbeit zu gewahrleisten, sollen standige Mitglieder benannt werden. Fiir je-
des standige Mitglied ist mindestens 1 Stellvertretung namentlich zu benennen.

Das Auswahlgremium ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte der stimmbe-
rechtigten Mitglieder anwesend ist. Zur Entscheidung genigt die einfache Mehrheit
(Enthaltungen werden nicht mitgezahlt). Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als ab-
gelehnt.
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Bei Abwesenheit kann die Stimme im Voraus abgegeben oder an ein anderes Beirats-
mitglied weitergegeben werden.

Bei personlicher Befangenheit eines Mitgliedes entfallt das Stimmrecht. Die Befangen-
heit ist vor Beratung Uber das jeweilige Projekt zu erklaren.

Die Sitzungen des Auswahlgremiums sind nicht 6ffentlich.

§10
Mittelgewdhrung, Durchfiihrung und Abrechnung

Der Zuschuss wird nach Zustimmung durch das Auswahlgremium von der Stadt durch
Bewilligungsbescheid gewahrt. Der Bescheid kann mit Auflagen, Bedingungen oder an-
deren Nebenbestimmungen versehen werden.

Der Bewilligungsbescheid ersetzt nicht nach anderen Vorschriften erforderliche Geneh-
migungen und Zustimmungen zu der geplanten MaBBnahme.

Der Antragstellerin oder dem Antragsteller wird gestattet, bei der Durchfliihrung der
geférderten MaBnahme Mehrausgaben einzelner Kostenpositionen durch Minderaus-
gaben bei anderen Kostenpositionen bis zu einer Héhe von 20 Prozent ohne Zustim-
mung der Stadt auszugleichen. Die Hohe der Forderung bleibt davon unberihrt.
Dariiberhinausgehende Kostenidnderungen oder inhaltliche Anderungen der MaB-
nahme mussen erneut durch das Auswahlgremium und durch stadtischen Bescheid
genehmigt werden.

Fur die Auszahlung sind folgende Unterlagen innerhalb von 2 Monaten nach Abschluss
der MaBnahme als Verwendungsnachweis schriftlich per Brief, Fax oder E-Mail vorzu-
legen:

a) Formloser Bericht Gber die MaBnahme mit einer Erlauterung der Zielsetzung und
mindestens einem Foto,

b) Belege der Offentlichkeitsarbeit mit Hinweis auf die Férderung aus dem Verfii-
gungsfonds, zum Beispiel Presseinformationen, Fotos, Publikationen,

c¢)  Alle Originalrechnungen und Zahlungsbelege als Kostennachweis.

Damit MaBnahmen noch bis zum Ende des Bewilligungszeitraumes abgeschlossen und
abgerechnet werden kdnnen, endet die Frist zur Einreichung des Verwendungsnach-
weises fir MaBnahmen im Jahr 2026 am 25. August 2026.

Sind die nachgewiesenen Kosten geringer als die in dem Bescheid angegebenen Kos-
ten, wird der Zuschuss entsprechend verringert. Sind die Kosten bei einer Vorfinanzie-
rung geringer als geplant, so sind die zu viel gezahlten Mittel aus der Vorfinanzierung
unverziglich zuriickzuzahlen. Eine nachtrigliche Zuschusserhéhung bei Uberschrei-
tung der veranschlagten Kosten ist ausgeschlossen.

Die Auszahlung als Zuschuss erfolgt nach Priifung des Verwendungsnachweises durch
die Stadt. Ist eine bewilligte MaBnahme ohne Vorfinanzierung nicht durchfiihrbar, kann
im Ausnahmefall auch eine Vorfinanzierung erfolgen. Die Vorfinanzierung muss schrift-
lich begriindet werden.
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Im Falle eines VerstoBes gegen diese Richtlinie oder falscher Angaben kann der Bewil-
ligungsbescheid auch nach Auszahlung des Zuschusses ganz oder teilweise aufgeho-
ben werden. Zu Unrecht ausgezahlte Betrage werden mit der Aufthebung des Bewilli-
gungsbescheids zur Riickzahlung fallig und sind vom Zeitpunkt der Auszahlung an mit
5 Prozentpunkten Gber dem Basiszinssatz jahrlich zu verzinsen.

§1
Zweckbindung

Fur aus dem Verfliigungsfonds geférderte EinzelmaBnahmen gelten die nachfolgenden
Zweckbindungsfristen:

a) 10 Jahre fir Gebaude, Gebaudeteile, sonstige bauliche Anlagen,
b) 5 Jahre flr bewegliche Gegenstande.

FUr nichtinvestive MaBnahmen endet die Zweckbindungsfrist mit Beendigung der
MaBnahme.

Bei Unterschreiten der Frist muss von der Zuwendungsempfangerin oder dem Zuwen-
dungsempfanger die aus Mitteln des Verfligungsfonds stammende Zuwendung antei-
lig auf die nicht erflllte Zweckbindungsfrist erstattet werden. Die Riickzahlungssumme
ist mit 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz jahrlich zu verzinsen.

Alle im Rahmen der Férderung eingegangenen Verpflichtungen sind im Falle eines Ei-
gentumswechsels an die Rechtsnachfolgerin oder den Rechtsnachfolger mit bindender
Wirkung weiterzugeben.

§12
Datenschutz

Die im Rahmen der Antragstellung nach § 6 zu verarbeitenden Daten werden auf
Grundlage von § 3 Absatz 1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen erhoben, verar-
beitet und gespeichert. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschlieBlich zur Wahrneh-
mung einer im 6ffentlichen Interesse liegenden und erforderlichen Aufgabe. Eine Uber-
mittlung der Daten an Dritte findet nicht statt.

Die Antragstellerin beziehungsweise der Antragsteller erhalt mit Antragstellung ein In-
formationsblatt gemaB Artikel 13 VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung).

§13
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft und am 31. De-
zember 2026 auBer Kraft.



Anlage

Fordergebiet nach § 3

Legende: Umgrenzung des Fordergebietes

Quellenvermerk Luftbild: Stadt Beckum
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Erlass der Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum

Federfiihrung:  Fachbereich Stadtentwicklung

Beteiligungen:  Bulro des Burgermeisters
Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Fachbereich Innere Verwaltung
Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Auskunft erteilt: Herr Denkert | 02521 29-170 | denkert.u@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

22.11.2022 Beratung
Rat der Stadt Beckum
29.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Sachentscheidung

Die als Anlage zur Vorlage beigefiigte Richtlinie der Stadt Beckum Uber die Gewahrung
von Zuschussen fur Hof- und Fassadengestaltung, Entsiegelung und Begriinung von Hof-
flachen im Bereich der Innenstadt Neubeckum (Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm
Innenstadt Neubeckum) wird beschlossen.

Kosten/Folgekosten

Die Gesamtkosten belaufen sich bei einer Inanspruchnahme in voller H6he auf maximal
50.000 Euro. 50 Prozent dieser Kosten werden von den privaten Antragstellerinnen und
Antragstellern Ubernommen. Die ubrigen Kosten in Hohe von 25.000 Euro werden mit
60 Prozent aus Stadtebaufordermitteln gefordert. Bei einer Zuwendung in Héhe von
15.000 Euro betragt der stadtische Eigenanteil 10.000 Euro.

Finanzierung

Fir das Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum sind bei dem Produktkonto
090101.531828/731828 — Weiterleitung Hof- und Fassadenprogramm - insgesamt
25.000 Euro fiir die Jahre 2022 bis 2026 veranschlagt.

Die Zuwendung des Landes Nordrhein-Westfalen fiir das Hof- und Fassadenprogramm
Innenstadt Neubeckum ist unter dem Produktkonto 090101.414100/614100 — Zuweisun-
gen und Zuschusse fir laufende Zwecke vom Land — in H6he von insgesamt 15.000 Euro
fur die Jahre 2022 bis 2026 veranschlagt.

Erlauterungen:

Im Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzept fir die Innenstadt Neubeckum
(ISEK Neubeckum), das am 25.06.2020 beschlossen worden ist, ist als ein wesentliches Ziel
die qualitative Aufwertung und Entwicklung des Stadtbildes genannt.
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Hierzu ist unter anderem vorgesehen, MalBnahmen zur Fassadenverbesserung, Entsiege-
lung, Begriinung, Herrichtung und Gestaltung von Hof- und Gartenflaichen sowie an
AuBenwanden und Dachern auf privaten Grundstiicken durchzufiihren (MaBnahmennum-
mer AO7 — Haus- und Hofflachenprogramm). Das Hof- und Fassadenprogramm soll die
Eigentiimerinnen und Eigentimer durch finanzielle Anreize zu privaten Investitionen be-
ziehungsweise zur Herrichtung ihrer Grundstiicke motivieren.

Das Programm wird bereits seit Jahren in der Innenstadt Beckum angewendet und findet
eine gute Akzeptanz bei den Eigentiimerinnen und Eigentimern.

Im Unterschied zum Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Beckum wird vorgeschla-
gen, dass die Abwicklung und Betreuung der Eigentiimerinnen und Eigentiimern extern
erfolgen darf und vom stadtischen Fachdienst Stadtplanung und Wirtschaftsforderung
innerhalb der Vertragslaufzeit an das Innenstadtmanagement Neubeckum Ubergeben
wird.

Die Verwaltung schlagt vor, den als Anlage zur Vorlage beigefiigten Entwurf der Richtlinie
Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum zu beschlieBen.
Anlage(n):

Entwurf Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum
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Richtlinie der Stadt Beckum liber die Gewahrung von Zuschiissen fiir Hof- und Fassa-
dengestaltung, Entsiegelung und Begriinung von Hofflachen im Bereich der Innenstadt
Neubeckum (Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum)

Inhaltsverzeichnis
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Praambel

Der Rat der Stadt Beckum hat am folgende Richtlinie zur Gewahrung von Zuschiis-
sen im Rahmen des Hof- und Fassadenprogrammes Innenstadt Neubeckum (Richtlinie ,Hof-
und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum®) beschlossen:

In dem am 25. Juni 2020 vom Rat der Stadt Beckum beschlossenen Integrierten Stadtebau-
lichen Entwicklungskonzept (ISEK) Neubeckum ist als ein wesentliches Ziel die qualitative
Aufwertung und Entwicklung des Stadtbildes genannt.

Hierzu ist fur die Innenstadt Neubeckum unter anderem vorgesehen, MaBnahmen zur Fas-
sadenverbesserung, Entsiegelung, Begriinung, Herrichtung und Gestaltung von Hof- und
Gartenflachen sowie an AuBenwanden und Dachern auf privaten Grundstiicken durchzufih-
ren.

Die Eigentumerinnen und Eigentiimer sollen durch ein Anreizprogramm zur Herrichtung ih-
rer Grundstticke mobilisiert und unterstitzt werden.

Das Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum wird mit Mitteln des Bundes und
des Landes Nordrhein-Westfalen geférdert. Deren Bewilligungszeitraum und somit das For-
derprogramm nach dieser Richtlinie endet am 31. Dezember 2026.

§1
Ziel und Zweck der Férderung

(1) Die Stadt beabsichtigt, durch das Hof- und Fassadenprogramm das Erscheinungsbild
der Innenstadt Neubeckum zu verbessern und gewahrt einen finanziellen Zuschuss.
Der Bund und das Land Nordrhein-Westfalen férdern solche MaBnahmen zur Stadt-
entwicklung und Stadterneuerung.

(2) Mit der finanziellen Unterstiitzung soll die private Investitionsbereitschaft angeregt
werden. Es geht hierbei um eine entscheidende stadtgestalterische Verbesserung im
Erscheinungsbild sowie eine Attraktivitatssteigerung.

(3) Dazu zahlen zum Beispiel die Herrichtung von Hof- und Gartenflachen, die Beseitigung
von Versiegelung, die Herstellung von Begriinung sowie die Herrichtung der Fassaden.

§2
Fordergebiet

(1) Gefordert werden MaBnahmen innerhalb des Férdergebietes:

a) HauptstraBe — vom nordlichen Beginn bis zur Kreuzung Mozartstral3e, einschlieB3-
lich der Hausnummer 74 sowie Pastoratsweg mit der Hausnummer 1, Friedrich-
Frobel-StralBe mit der Hausnummer 2 und 4, Kaiser-Wilhelm-Stra3e mit der Haus-
nummer 1, TurmstraBe mit der Hausnummer 1,

b)  BahnhofstraBe — vom 0Ostlichen Beginn bis zum ehemaligen Bahnhofsgebaude
einschlieBlich Bahnhofsvorplatz (ungerade Hausnummern bis Bahnhofstral3e 9,
gerade Hausnummern bis BahnhofstraBBe 18),

c) Graf-Galen-StraBe — vom westlichen Beginn an der Ennigerloher StraBe bis zur
Kreuzung KirchstraBe, einschlieBlich KirchstraBe 2 sowie der StraBenraum Enni-
gerloher StraBe vom westlichen Beginn (Kreuzung HauptstraBe und Bahnhof-
straBBe) bis zu diesem Bereich (Hohe Kirchstral3e),
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d) SpiekersstraBe — vom westlichen Beginn an der HauptstraBe bis zur Kreuzung

KirchstraBe, einschlieBlich der Hausnummern 4 und 5 sowie KirchstraBe mit der
Hausnummer 18,

e) KirchstraBe — von der Kreuzung SpiekersstraBBe bis zur Kreuzung Lessingstrale,
ausgenommen der ungeraden Hausnummern 19 bis 39,

f) HerderstraBe — bis zur Kreuzung KirchstraBe,

g) Martin-Luther-StraBe - bis zur Kreuzung Kirchstral3e,
h)  Platz der Stadtepartnerschaft — in Ganze,

i) Rathausplatz — in Ganze,

j) Lessingstr — in Ganze,

k)  Gustav-Moll-StraBBe — vom 6stlichen Beginn an der HauptstraB3e bis zur Kreuzung
Gottfried-Polysius-StraBe,

)  Gottfried-Polysius-StraBe — von der Kreuzung Gustav-Moll-Strale bis zur Haus-
nummer 10, ausgenommen Hausnummern 4 sowie 7.

Das Fordergebiet ist in dem als Anlage beigefligten Lageplan dargestellt.

§3
Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind nur Eigentiimerinnen und Eigentimer sowie Erbbauberechtigte
von Gebauden, baulichen Anlagen und Grundstiicken, die im Férdergebiet nach § 2
liegen.

Einrichtungen des Bundes, des Landes und kommunale Einrichtungen sind nicht an-
tragsberechtigt.

§4
Fordergegenstand

MaBnahmen an Hof- und Gartenflachen, Fassaden, Giebeln und Dachern werden gefordert,
wenn sie von der &ffentlichen Verkehrsflache des Fordergebietes nach § 2 aus sichtbar sind.

a)

b)

Q)

Der Erhalt und die Verbesserung des Ortsbildes sind Grundlage einer Férderung.

Gefordert werden die Kosten fiir Material, Arbeitslohn, Nebenkosten, wie fachliche Be-
ratung und Bauleitung, Gertste, vorbereitende Arbeiten, die im direkten Zusammen-
hang zur MaBnahme stehen, und Ahnliches.

Fur folgende EinzelmaBnahmen ist eine Forderung maoglich, wobei die Gestaltungs-
grundsatze nach § 5 zu beachten sind.

Hof- und Gartenflachen

Gefordert werden MaBBnahmen mit dem Ziel einer verbesserten Gestaltung, der Entsiegelung
von Flachen oder einer Begriinung.

Hierzu gehoren insbesondere:

a)

Gartnerische Gestaltungen, die vom 6ffentlichen Raum einsehbar sind, zum Beispiel
Anlegen von Spiel- und Wegeflachen, Anlegen von Garten fir Mieterinnen und Mietern
und Pergolen.
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b)  Gestalterische Anpassungsarbeiten zum 6ffentlichen Raum hin, zum Beispiel Anpflas-
terung und Abgrenzung durch Mauern.

Nicht gefordert werden:

a) Kunstlerische Einrichtungen und Anlagen, wie Skulpturen, Brunnen.
b)  Errichtung von Stellplatzen fir Kraftfahrzeuge (einschlieBlich Carports und Garagen).
c)  Gestaltung und Ausbau von Lichthofen.

d) MaBnahmen an Neubauten, deren Bezugsfertigkeit weniger als 5 Jahre seit dem Tag
der Antragstellung zurtickliegt.

Fassaden und Dacher

Gefordert werden MaBnahmen mit dem Ziel einer verbesserten oder erneuerten Gestal-
tung von Fassaden und Dachern.

Hierzu gehoren insbesondere:

a) Neuanstrich erhaltenswerter Fassaden, die Neugestaltung von Fassaden, Reinigung
von Sichtmauerwerk, sowie Instandsetzung von Fassadenornamenten (Stuck und Ahn-
liches), wenn dadurch eine Verbesserung des StraBBenbildes erreicht wird.

b)  Erneuerung und Instandsetzung historischer und erhaltenswerter Fenster, Tiren und
Tore, wenn das urspriingliche Erscheinungsbild erhalten bleibt beziehungsweise wie-
derhergestellt wird.

c¢)  Begriinung von Fassaden, Brandwanden, Mauern und sonstiger Gebaudeteile, sofern
wertvolle Gestaltungselemente der Fassade nicht beeintrachtigt werden. Als Begru-
nung werden Rankgeriste mit Kletterpflanzen anerkannt.

d) Beseitigung von ortsbildstorenden Anlagen und Bauteilen.

Nicht gefordert werden:

a) ausschlieBliche Reparaturarbeiten,

b) das Verblenden von Fassaden,

c) der Einbau von Warmedammverbundsystemen,

d) AuBenwerbung,

e) MaBnahmen, die den stadtgestalterischen Zielen dieser Richtlinie entgegenstehen.
§5

Gestaltungsgrundsatze

Bei der Neu- oder Umgestaltung muss auf die vorhandene Bebauung Riicksicht genommen
werden. Dies betrifft die Form, den Umfang, den MalBstab und die Gliederung der MaB-
nahme. Werkstoff und Farbgebung mussen auf die vorhandene Bebauung und die engere
Umgebung Ricksicht nehmen.

Die gestalterische Einheit eines Bauwerks und Architekturelements, die fiir das historische
Stadtbild, fur die Entstehungszeit eines Gebdudes beziehungsweise Gebdaudeensembles o-
der handwerklich wertvoll ist, ist zu erhalten beziehungsweise wiederherzustellen.

Der Gesamteindruck der geforderten MaBnahme darf durch etwaige andere, nicht gefor-
derte MaBBnahmen, nicht beeintrachtigt werden.



Fassadengestaltung

Die umgestaltete Fassade muss gestalterisch zum bestehenden Gebaude und zu den Ge-
bauden in der Nachbarschaft passen.

Fassaden6ffnungen

a) StraBenseitige Fassaden sind in allen Geschossen durch Fassadenoffnungen zu glie-
dern. Offnungen miissen als Einzel6ffnungen erkennbar sein. Die Summe der einzelnen
Fensterbreiten muss mindestens 30 Prozent und darf maximal 75 Prozent der jeweili-
gen Frontlange betragen.

b)  Nutzungsbedingte Schaufenster sind nur im Erdgeschoss zuldssig. Die Pfeilerbreite
zwischen Schaufenstern muss mindestens 24 Zentimeter betragen. Die zulassige Fens-
terbreite betragt maximal 90 Prozent der Fensterhohe.

Die Schaufensterhdhe darf das lichte MaB des Erdgeschosses nicht Giberschreiten.
Fenster

Bei allen Fenstern sind-reflektierende Fensterflachen unzulassig. Verglasungen sind nur aus
unbehandelten, glatten und farblosen Glasern zulassig.

Fassadenmaterialien

Zur Gestaltung der Fassade mussen ortstibliche Materialien verwendet werden. Holzverklei-
dungen, Fliesen- oder Blechverkleidungen oder dhnliche Materialien, sind nur als unterge-
ordnete Fassadenelemente zuldssig, sofern sie sich in das Gesamtbild einfligen. Reflektie-
rende Materialien oder Materialien, die als Kunstprodukt andere naturliche Baustoffe imitie-
ren, sind unzulassig.

Farbgebung

Alle MaBnahmen, die eine Veranderung des auBeren Erscheinungsbildes von Fassaden be-
wirken, sind bezlglich ihrer Farbgebung in das Umfeld einzufligen. Die Farbgebung darf
nicht storend wirken und muss sich in ihren Farbwerten an den vorhandenen Farben sowohl
der jeweiligen Fassade als auch der umgebenden Gebaude sowie des jeweiligen StraBenzugs
orientieren.

Technische Einrichtung

Konstruktive und technische Hilfsmittel wie Montageleisten, Kabelzufiihrungen oder Trans-
formatoren sind verdeckt anzubringen.

Dacher und AuBBenantennen

a) Die Dacheindeckungen sind in roten, braunen oder schwarzen nicht reflektierenden
Farben auszufuhren.

b)  Schiefer-, Blei- oder Blecheindeckungen sowie andersartige beziehungsweise anders-
farbige Dachziegel sind nur zulassig, wenn sie sich in die Gesamtgestaltung des Bau-
werks sowie in das Umfeld einfligen.

¢)  Antennen und Satellitenempfanger sind dem 6ffentlichen Straenraum abgewandt an-
zubringen, sofern dies empfangstechnisch maglich ist. GroBe und Gestaltung sind dem
Gebaude anzupassen. Je Gebaude ist nur eine AuBBenantenne — gleich welchen Systems,
zum Beispiel Parabolantennen, DVB-T — zulassig.



Werbeanlagen

a)
b)

Q)

Die Anbringung von Werbung ist auf das Erdgeschoss begrenzt.

Werbeanlagen haben sich in Form, Dimension, Anordnung, Gestaltung, Werkstoff und
Farbgebung dem baulichen Charakter der Fassade des jeweiligen Gebaudes und des-
sen Nachbargebauden unterzuordnen.

Werbeanlagen sind nur an der Statte der eigenen Leistung zulassig und direkt an der
straBenseitigen Fassade anzubringen. Bei der Wahl des Anbringungsortes ist auf Fas-
saden gliedernde Elemente Ricksicht zu nehmen.

AuBenanlagen

Flachenbefestigungen, die an den &ffentlichen Raum grenzen und nicht durch Einfassungen
wie Mauern, Zaune oder Ahnliches abgegrenzt sind, sind im Material auf die Befestigung der
offentlichen Flache abzustimmen.

(1)

(2)

()

(4)

©)
(6)

(M

()

§6
Hohe der Forderung

Als anrechenbare Kosten gelten Ausgaben fir MaBnahmen, die unter § 4 als forderfa-
hig genannt sind und die den Gestaltungsgrundsatzen nach § 5 entsprechen.

Bezuschusst wird die Halfte der anrechenbaren Kosten; maximal 60 Euro je Quadrat-
meter umgestalteter Flache.

Der Forderbetrag darf die Summe von 6.000 Euro pro Grundstiick innerhalb der Zweck-
bindung von 10 Jahren nach § 9 Absatz 2 nicht tGberschreiten.

Im Ausnahmefall kann ein hoherer Forderbetrag gewahrt werden, wenn das Grund-
stiick von besonderer stadtebaulicher Bedeutung ist und durch MaBnahmen nach § 4
und 5 das Erscheinungsbild des Fordergebietes nach § 2 verbessert wird.

Gefordert werden MaBBnahmen, wenn die Kosten der GesamtmaBnahme auf dem
Grundstiick 500 Euro Uberschreiten (Bagatellgrenze).

Fur selbst geleistete Arbeit (Eigenleistung) wird kein Zuschuss gewahrt.

Fir MaBnahmen, die durch andere Forderprogramme geférdert werden beziehungs-
weise gefordert werden kdnnen, ist eine Férderung nach dieser Richtlinie ausgeschlos-
sen (keine Doppelforderung).

§7
Antragstellung, Verfahren und Auszahlung

Die Férderung ist ausschlieBlich mit dem unter www.beckum.de eingestellten Formular
zu beantragen. Der Antrag ist bei der Stadt, mit der Darstellung der GesamtmaBnahme,
unter Angabe von Art und Umfang der MaBBnahme, einem Angebot einer Fachfirma
und der Verpflichtungserklarung einzureichen. Mit der Verpflichtungserklarung ver-
pflichten sich die antragstellenden Personen dazu, die Zweckbindung fur die Dauer von
10 Jahren einzuhalten und diese Verpflichtung im Falle eines Eigentumswechsels an die
Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger weiterzugeben.

Die Stadt kann weitere Unterlagen anfordern.

Ab einer Kostenhdhe von 3.000 Euro sind mit dem Antrag mindestens 3 Angebote vor-
zulegen.


http://www.beckum.de/

3)
4)

()

(6)
()

(8)

-7-
Die Arbeiten missen durch geeignete Fachfirmen ausgefiihrt werden.

Die Arbeiten sind innerhalb von 4 Monaten nach der schriftlichen Bewilligung abzu-
schlieBen, andernfalls erlischt der Anspruch. Eine Verlangerung der Frist ist nur aus-
nahmsweise und nur nach schriftlicher Zustimmung durch die Stadt zulassig.

Spatestens 6 Wochen nach Abschluss der Arbeiten ist der Stadt ein Nachweis der Ver-
wendung einzureichen. Alle Rechnungen und Zahlungsbelege sind im Original vorzu-
legen.

Damit MaBnahmen noch bis zum Ende des Bewilligungszeitraumes abgeschlossen und
abgerechnet werden koénnen, endet die Frist zur Einreichung des Verwendungsnach-
weises fir MaBnahmen im Jahr 2026 am 25. August 2026.

Die Verwendung des Zuschusses ist entsprechend der Kostenrechnung vorzunehmen.

ErmaBigen sich die Gesamtkosten (férderfahige Kosten), so ermaBigt sich die Zuwen-
dung um den Anteil der Ersparnis. Eine nachtragliche Erhéhung des Zuschusses ist aus-
geschlossen.

Nach Anerkennung des Nachweises und Feststellung der Kosten erfolgt die Auszah-
lung auf das vereinbarte Konto.

§8
Auskunftspflicht

Auf Anforderung ist der Stadt Auskunft Gber die durchgefiihrten MaBnahmen bis zum Ende
der Zweckbindung nach § 9 Absatz 2 zu geben.

(1)

(2)

()

(M
(2)

()

§9
Bewilligung und Zweckbindung

Die Bewilligung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Mit den Arbeiten darf erst nach
dessen Erhalt begonnen werden, anderenfalls sind die Bewilligung aufzuheben und be-
reits geleistete Betrage zurlickzuzahlen. In begriindeten Ausnahmefallen kann die Stadt
durch schriftlichen Bescheid einen vorzeitigen MaBnahmenbeginn genehmigen.

Um zu gewahrleisten, dass die Um- oder Neugestaltung fiir langere Zeit Bestand hat,
wird durch die Stadt eine Zweckbindung festgelegt. Die geférderten MaBnahmen ein-
schlieBlich der Einhaltung der in dieser Richtlinie genannten Gestaltungsgrundsatze
mussen fur 10 Jahre nach Fertigstellung der beantragten Zweckbestimmung dienen.

Alle im Rahmen der Forderung eingegangenen Verpflichtungen sind im Falle eines Ei-
gentumswechsels auf die Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger weiterzuge-
ben.

§10
Rechtsanspruch
Ein Rechtsanspruch auf Férdermittel nach dieser Richtlinie besteht nicht.

Die Forderung kann nur erfolgen, sofern ausreichend Haushaltsmittel im stadtischen
Etat vorhanden sind.

Uber die Gewahrung einer Férderung wird in der Reihenfolge des Antragseinganges
entschieden.
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§1
Ausnahmeregelung

Die Foérderfahigkeit von MaBnahmen, die von dieser Richtlinie nicht erfasst sind beziehungs-
weise abweichen, wird im Einzelfall gepriift. Bei einer unbedenklichen Abweichung oder im
begriindeten Einzelfall kann die Stadt Ausnahmen zulassen.

§12
Datenschutz

(1) Die im Rahmen der Antragstellung nach § 3 zu verarbeitenden Daten werden auf
Grundlage von § 3 Absatz 1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen erhoben, verar-
beitet und gespeichert. Die Datenverarbeitung erfolgt ausschlieBlich zur Wahrneh-
mung einer im &ffentlichen Interesse liegenden und erforderlichen Aufgabe. Eine Uber-
mittlung der Daten an Dritte findet nicht statt.

(2) Die Antragstellerin beziehungsweise der Antragsteller erhalt mit Antragstellung ein In-
formationsblatt gem&B Artikel 13 VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EURO-PAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung).

§13
Inkrafttreten und Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft und am 31. De-
zember 2026 auBer Kraft.



Anlage
Fordergebiet nach § 2

Fordergebiet nach § 2

Legende: Umgrenzung des Fordergebietes

Quellenvermerk Luftbild: Stadt Beckum
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Sachkunde und Fortbildung von Gremienmitgliedern gemaB § 113 Absatz 6
Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen

Federfihrung:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen

Beteiligungen:  Buro des Burgermeisters

Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung

Auskunft erteilt: Herr Wulf | 02521 29-200 | wulf@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

22.11.2022 Beratung
Rat der Stadt Beckum
29.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Sachentscheidung

1.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die bestellten Vertreterinnen und Vertreter
der Stadt Beckum in Unternehmen und Einrichtungen Uber die zur Wahrnehmung
des Vertretungsamtes sowie die zur Beurteilung und Uberwachung der Geschéfte,
die das Unternehmen oder die Einrichtung betreibt, erforderliche betriebswirtschaft-
liche Erfahrung und Sachkunde zu verfiigen haben. Die bestellten Vertreterinnen
und Vertreter haben sich regelmaBig zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben fortzubil-
den.

Den bestellten Vertreterinnen und Vertretern wird nach der jeweiligen Ratskonstitu-
ierung und zur Mitte der Wahlperiode des Rates der Stadt Beckum ein Fortbildungs-
angebot nach § 113 Absatz 6 Satz 2 Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-
Westfalen unterbreitet. Seitens der Verwaltung wird vorab abgefragt, ob es spezielle
Anforderungen/Wiinsche gibt, auf die in dem Fortbildungsangebot eingegangen
werden soll. Diese sind zu beriicksichtigen. Die Kosten der Fortbildung tragt die
Stadt Beckum.

Eine weitergehende Kostentragungspflicht der Stadt Beckum in diesem Zusammen-
hang, zum Beispiel fir individuell organisierte oder gebuchte Fortbildungsveranstal-
tungen, wird ausgeschlossen. Die Personal- und Organisationshoheit des Blrger-
meisters bleibt unberihrt.

Die Beteiligungen der Stadt Beckum werden aufgefordert, fur ihre jeweiligen Gre-
mien und auf ihre Kosten passgenaue Fortbildungsangebote fiir das jeweilige Auf-
gabenfeld zu unterbreiten beziehungsweise in den jeweiligen Gremien durchzufiih-
ren.

Kosten/Folgekosten

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die der laufenden Verwaltungstatigkeit zuzuord-
nen sind.



Finanzierung

Es entstehen keine zusatzlichen Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt Beckum.

Erlauterungen:
Gesetzliche Neuregelung

§ 113 Absatz 6 Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) wurde
durch das Gesetz zur Einfiihrung digitaler Sitzungen fiir kommunale Gremien und zur An-
derung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13.04.2022 in die GO NRW eingefligt. Die
Vorschrift macht Vorgaben zur Sachkunde und Fortbildung von Gremienmitgliedern in
kommunalen Unternehmen und Einrichtungen. Sie lautet: ,Die Vertreterinnen und Vertre-
ter der Gemeinde haben tiber die zur Wahrnehmung des Vertretungsamtes sowie die zur
Beurteilung und Uberwachung der Geschdifte, die das Unternehmen oder die Einrichtung
betreibt, erforderliche betriebswirtschaftliche Erfahrung und Sachkunde zu verftigen. Die
Gemeinde soll den nach Satz 1 entsandten Personen die Gelegenheit geben, regelmdBig an
Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, die der Wahrnehmung dieser Aufgaben dien-
lich sind. Die nach Satz 1 entsandten Personen haben sich regelmdBig zur Wahrnehmung
dieser Aufgaben fortzubilden.” Satze 1 und 3 betreffen die jeweilige Vertreterin bezie-
hungsweise den jeweiligen Vertreter unmittelbar, Satz 2 macht den entsendenden Ge-
meinden Vorgaben.

Der Stadte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen hat aufgrund von an ihn herange-
tragenen Rechtsfragen zu der neuen Regelung in einem Schnellbrief vom 15.09.2022 Stel-
lung zu der Thematik genommen. In diesem wird unter anderem ausgefihrt, dass die
Regelung sich nicht nur auf den Aufsichtsrat, sondern auf alle Gremien im Sinne des § 113
Absatz 1 GO NRW, also auch auf etwaige Beirate und die Gesellschafterversammlung von
kommunalen Unternehmen oder Einrichtungen sowie die Zweckverbandsversammlung
bezieht, nicht hingegen auf den Betriebsausschuss.

Was unter betriebswirtschaftlicher Sachkunde und Erfahrung zu verstehen ist, wird in dem
Gesetz nicht im Einzelnen definiert. Hierbei handelt es sich um unbestimmte Rechtsbe-
griffe, hinsichtlich deren Einhaltung inhaltlich eine vollstandige gerichtliche Nachprifbar-
keit besteht. Einen besonderen formalisierten oder gar inhaltlich qualifizierten/zertifizier-
ten Sachkundenachweis hat die Gesetzgebung nicht vorgeschrieben. Laut Gesetzesbe-
grindung ist die Regelung (bewusst) allgemein gehalten. Damit solle der Vielgestaltigkeit
bestehender Beteiligungen und zukiinftigen Beteiligungsmaoglichkeiten sowie den indivi-
duellen Bedirfnissen der Kommunen hinreichend Rechnung getragen werden (vergleiche
Landtagsdrucksache 17/16929, Seite 3). Die Regelung ist folglich auslegungsbediirftig
und auslegungsfahig.

Laut der Gesetzesbegriindung ist die neu aufgenommene Vorschrift zum Erfordernis der
betriebswirtschaftlichen Erfahrung und Sachkunde eine gesetzlich konkretisierende Re-
gelung bereits bestehender gesellschaftsrechtlicher Anforderungen. Der Bundesgerichts-
hof hat bereits in seiner sogenannten ,Hertie-Entscheidung” vom 15.11.1982 — Aktenzei-
chen Il ZR 27/82 — zu den erforderlichen Mindestqualifikationen von Aufsichtsratsmitglie-
dern (eines obligatorischen Aufsichtsrates) Stellung genommen. Nach dieser Rechtspre-
chung sind dies ,Mindestkenntnisse allgemeiner, wirtschaftlicher, organisatorischer und
rechtlicher Art, die erforderlich sind, um alle normalerweise anfallenden Geschéftsvor-
gange auch ohne fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu kénnen”.



Hierzu zéhlen insbesondere:

. Kenntnisse der gesetzlichen und satzungsmaBigen Aufgaben des Aufsichtsrats,

o Kenntnisse der Rechte und Pflichten des Aufsichtsratsmitglieds,

. Kenntnisse, die dem Aufsichtsrat vorgelegten Berichte zu verstehen, zu bewerten
und daraus Schlussfolgerungen ziehen zu kdénnen,

. Kenntnisse fir die Priifung des Jahresabschlusses mit Hilfe des Abschlusspriifers,

o Kenntnisse zur Beurteilung der OrdnungsmaBigkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck-
maBigkeit und RechtmaBigkeit von Flihrungsentscheidungen.

Das aus dem Bundesrecht abgeleitete Erfordernis einer Mindestqualifikation gilt nach den
ungeschriebenen gesellschaftsrechtlichen Vorgaben fiir samtliche Aufsichtsratsmitglieder
einschlieBlich den Arbeitnehmervertretungen und muss bei Amtsantritt vorliegen (ver-
gleiche Habersack in: Miinchener Kommentar zum Aktiengesetz, § 116 Aktiengesetz
[AktG], Randnummer 23 und § 100 AktG, Randnummer 72). Der Verweis auf die Kommen-
tarliteratur findet sich in der im Zusammenhang mit der hier behandelten Gesetzgebung
auf der Internetseite des Landtags Nordrhein-Westfalen veroffentlichten Stellungnahme
des Parlamentarischen Beratungs- und Gutachterdienst des Landtags Nordrhein-Westfa-
len (Information 17/363, Seite 6). Auf diese Stellungnahme bezieht sich die Gesetzesbe-
grundung ausdrticklich.

Diese Vorgaben sind bei der Auslegung der neuen Regelung und der damit verbundenen
Entscheidung Uber die — gegebenenfalls durch Fortbildungen zu erlangende/auszubau-
ende — erforderliche Sachkunde von Aufsichtsratsmitgliedern zu berticksichtigen. Bei an-
deren Gremien als dem Aufsichtsrat orientiert sich die Mindestqualifikation ebenfalls an
den spezifischen Aufgaben des jeweiligen Gremiums und den damit verbundenen Anfor-
derungen an dessen Gremienmitglieder. Zudem durften die GroBe und Bedeutung, die
Umsatze, die Art der Unternehmensgeschafte und die damit verbundenen Risiken bei der
Frage der erforderlichen Sachkundetiefe zu berticksichtigen sein. Anders als vergleichbare
Regelungen in Sachsen und Sachsen-Anhalt bestimmt die GO NRW nicht ausdrticklich,
dass die erforderliche Sachkunde und Erfahrung bereits bei der Bestellung der Gremien-
mitglieder vorhanden sein missen. Zu beachten sind allerdings die ausgefiihrten Vorga-
ben des Bundesrechtes.

Gesetzlich erstmals in Nordrhein-Westfalen geregelt ist, dass Gemeinden nach § 113 Ab-
satz 6 Satz 2 GO NRW den durch den Rat bestellten Vertreterinnen und Vertretern Gele-
genheit geben sollen, regelmaBig an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, die der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben dienlich sind. Die Gemeinde trifft damit eine Unterstut-
zungspflicht. Mit der Pflicht der Gemeinde, Gelegenheit zur Fortbildung zu geben, korre-
liert die Pflicht der durch den Rat bestellten Vertreterinnen und Vertreter zur Fortbildung
gemal § 113 Absatz 6 Satz 3 GO NRW. Sofern eine bestellte Vertreterin oder ein bestellter
Vertreter es ablehnt, sich fortzubilden, kommt — unter anderem nach Auffassung des
Stadte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen — eine Abberufung durch den Rat, im
Eskalationsfall auch durch die Kommunalaufsicht, in Betracht. Dies jedenfalls dann, wenn
die bestellte Vertreterin beziehungsweise der bestellte Vertreter nicht tiber die erforder-
liche Mindestqualifikation verfligt.
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Auf der anderen Seite wird man fir die durch den Rat bestellte Vertreterin beziehungs-
weise den bestellten Vertreter, die aufgrund ihrer langjahrigen Mitgliedschaft in dem Gre-
mium oder aufgrund ihrer beziehungsweise seiner beruflichen Qualifikation oder Berufs-
erfahrung (zum Beispiel als Wirtschaftspriferin/Wirtschaftsprifer oder Steuerberate-
rin/Steuerberater) tGber die erforderliche Sachkunde und Erfahrung verfiigen, keine Pflicht
herleiten kdnnen, an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen, es sei denn grundle-
gende gesetzliche oder betriebswirtschaftliche Anderungen machen dies erforderlich.

Gesetzlich ist ferner nicht geregelt, wer die Kosten der Fortbildung zu tragen hat. Grund-
satzlich ist damit eine Kostentragung durch die bestellte Vertreterin beziehungsweise den
bestellten Vertreter, das jeweilige Unternehmen oder die jeweilige Einrichtung oder durch
die Stadt Beckum denkbar.

Umsetzung durch die Stadt Beckum

Die Gemeindeprufungsanstalt Nordrhein-Westfalen stellte anlasslich der letzten tberort-
lichen Prifung (vergleiche Anlage 1 zur Vorlage 2021/0261/1) fest: ,Die Stadt Beckum ver-
fugt (ber eine umfangreiche und komplexe Beteiligungsstruktur. Die Stadt Beckum ist in
2018 an insgesamt 23 Unternehmen beteiligt, die sich auf drei Beteiligungsebenen verteilen.
Sowohl die Anzahl der Beteiligungen, auf die die Stadt mindestens einen maBgeblichen Ein-
fluss austiben kann, als auch die Komplexitdt der Beteiligungsstruktur der Stadt Beckum
sind hoch. Demzufolge ist auch die wirtschaftliche Bedeutung der Beteiligungen hoch.” In
dem Bericht wird der Stadt Beckum ferner empfohlen: ,Das Beteiligungsmanagement der
Stadt Beckum sollte mindestens einmal je Wahlperiode eine Schulung anbieten, in der die
Gremienvertreter liber ihre Rechte und Pflichten unterrichtet werden. Dartiber hinaus kann
es sich in Einzelfdllen anbieten, dass Schulungen zu fachlichen Themen angeboten werden.”

Die nunmehr gesetzlich definierte ,Unterstiitzungspflicht” der bestellten Vertreterinnen
und Vertreter im Hinblick auf entsprechende Fortbildungsangebote ist fir die Stadt
Beckum inhaltlich keinesfalls neu. So wurde zum Beispiel in Kenntnis der gesellschafts-
rechtlichen Anforderungen aus dem Bundesrecht — noch vor der Einfligung des § 113 Ab-
satz 6 GO NRW —ein entsprechendes Fortbildungsangebot nach der Kommunalwahl 2020
seitens der Verwaltung angeboten und von zahlreichen der durch den Rat bestellten Ver-
treterinnen und Vertreter auch wahrgenommen.

Nunmehr wird angestrebt, eine Grundsatzentscheidung zur Ausfillung des gesetzlich ein-
geforderten Angebotes herbeizufiihren.

Konkret wird vorgeschlagen, in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang nach der jewei-
ligen Ratskonstituierung und jeweils zur Mitte der Wahlperiode des Rates der Stadt
Beckum ein entsprechendes Fortbildungsangebot zu unterbreiten. Das Fortbildungsan-
gebot soll so ausgestaltet sein, dass es die Anforderungen des Bundesgerichtshofes sowie
deren Fortentwicklung aufgreift und die wesentlichen Kenntnisse zu vermitteln versucht.
Seitens der Verwaltung wird vorab abgefragt, ob es spezielle Anforderungen/Wiinsche
gibt, auf die in dem Fortbildungsangebot eingegangen werden soll.

Der Vielschichtigkeit der Beteiligungen der Stadt Beckum entsprechend schlagt die Ver-
waltung darlber hinaus vor, die jeweiligen Unternehmen und Einrichtungen aufzufordern,
gegenuber ihren Gremien und auf ihre Kosten passgenaue Fortbildungsangebote flr das
jeweilige Aufgabenfeld zu unterbreiten beziehungsweise in den jeweiligen Gremien
durchzufihren.
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Im Ubrigen steht es jeder bestellten Vertreterin und jedem bestellten Vertreter frei, der-
artige Angebote durch das jeweilige Unternehmen oder die jeweilige Einrichtung einzu-
fordern.

Zur Kostentragung schlagt die Verwaltung vor, dass die von der Stadt Beckum anzubie-
tenden Fortbildungen durch diese finanziert werden. Dies erscheint vor dem Hintergrund
der grundsatzlich ehrenamtlichen Mandatsausiibung angemessen.

Das vorgeschlagene Vorgehen erscheint insgesamt angemessen. Daher wird ferner vor-
geschlagen, dass eine weitergehende Kostentragungspflicht der Stadt Beckum, zum Bei-
spiel fur individuell organisierte oder gebuchte Fortbildungsveranstaltungen, ausge-
schlossen wird.

Ferner ist zu berlicksichtigen, dass auch der Birgermeister und Bedienstete der Stadt
Beckum zu den bestellten Vertreterinnen und Vertretern gehdéren. Fir diesen Personen-
kreis gilt die Personal- und Organisationshoheit des Blrgermeisters. Aufgrund dieser
muss der Blrgermeister Uber die wahrzunehmenden Fortbildungsangebote und deren
Umfang entscheiden. Inhaltlich gelten hier die gleichen Anforderungen wie fir die Ubri-
gen bestellten Vertreterinnen und Vertreter.

Anlage(n):

ohne
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Steigerung der Abstimmungstransparenz in Sitzungsniederschriften

— Antrag der Fraktion Bilindnis 90/Die Griinen vom 24.10.2022
Federfihrung:  Blro des Blrgermeisters

Beteiligungen:

Auskunft erteilt: Herr Gerdhenrich | 02521 29-100 | gerdhenrich@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

ohne

Erlduterungen:

Mit Schreiben vom 24.10.2022 beantragt die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen, dass kunf-
tig in allen Niederschriften von Rats- und Ausschusssitzungen die Abstimmungsergeb-
nisse auch nach Fraktionszuordnung angegeben werden sollen. Zur Begriindung wird auf
den als Anlage zur Vorlage beigefligten Antrag verwiesen.

Gemal § 52 Absatz 1 Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) ist
Uber die im Rat gefassten Beschllsse eine Niederschrift aufzunehmen, welche vom Biir-
germeister und von einem vom Rat zu bestellenden Schriftflihrer unterzeichnet wird.

Uber die Beschliisse der Ausschiisse ist gemaB § 58 Absatz 7 GO NRW eine Niederschrift
aufzunehmen, welche dem Birgermeister und den Ausschussmitgliedern zuzuleiten ist.

Welche Inhalte in einer Sitzungsniederschrift konkret enthalten sein missen, regeln § 24
Absatze 1 und 2 Geschaftsordnung fir den Rat und die Ausschiisse der Stadt Beckum
(Geschaftsordnung):

.8 24 — Niederschrift

(1) Uber die im Rat gefassten Beschliisse ist durch die bestellte Schriftfiihrung eine Nie-
derschrift zu erstellen. Die Niederschrift muss enthalten:

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder mit Hinweis auf
den jeweiligen Tagesordnungspunkt,

b)  die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen mit Hin-
weis auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt,

¢)  Angaben zu befangenen Ratsmitgliedern mit Hinweis auf den jeweiligen Tages-
ordnungspunkt,

d)  Ortund Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der
Beendigung der Sitzung,

e) die behandelten Beratungsgegenstdnde,

f)  die gestellten Antrdge,
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g) die gefassten Beschliisse und die Ergebnisse von Wahlen,

h)  Angaben iber die Offentlichkeit und die Nichtéffentlichkeit der Sitzung mit Hin-
weis auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt.

(2) Die Niederschrift soll eine gedridngte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs enthal-
ten.”

GemaB § 27 Absatz 8 Satz 1 Geschéaftsordnung ist in den Ausschiissen eine Niederschrift
Uber die Beschlusse analog § 24 zu erstellen.

Primarer Sinn und Zweck einer unterzeichneten Niederschrift ist, dass sie eine offentliche
Urkunde im Sinne der §§ 415, 417 und 418 Zivilprozessordnung (ZPO) darstellt und somit
den vollen Beweis des beurkundeten Vorganges (§ 415 ZPO), ihres Inhalts (§ 417 ZPO)
und der darin bezeugten Tatsachen begriindet. Aus diesem Grund geht von Niederschrif-
ten eine groBe Beweiskraft aus und wird somit auch regelmalig bei Gerichtsverfahren
herangezogen. Es ist somit unabdingbar, dass insbesondere die gefassten Beschliisse
Uber die Niederschriften dokumentiert werden.

Eine Dokumentation Gber das Abstimmungsverhalten der einzelnen Fraktionen und sogar
eine Dokumentation der Anzahl der abgegebenen ja- und nein-Stimmen sowie die Anzahl
der Enthaltungen ist nicht erforderlich und hat fir die Beweiskraft der Niederschriften
keine Bedeutung.

Im Kreis Warendorf ist es ebenfalls uniblich, das Abstimmungsverhalten der einzelnen
Fraktionen in den Niederschriften aufzufihren. So ist kreisweit die Gemeinde Ostbevern
die einzige Kommune, die dies praktiziert. Alle anderen kreisangehdrigen Stadte und Ge-
meinden sowie der Kreis Warendorf dokumentieren héchstens die abgegebenen ja- und
nein-Stimmen sowie die Enthaltungen. Auch auB3erhalb des Kreises Warendorf ist das be-
antragte Verfahren der Fraktion Bliindnis 90/Die Griinen eine grole Seltenheit.

Fur das beantragte Vorgehen hat die Gesetzgebung eine andere Losung: Es steht den
Mitgliedern des Rates jederzeit frei, gemal3 § 50 Absatz 1 Satz 4 GO NRW in Verbindung
mit § 13 Absatz 1 Buchstabe g Geschaftsordnung einen Antrag auf namentliche Abstim-
mung zu stellen. In diesem Fall ist in der Niederschrift das genaue Abstimmungsverhalten
eines jeden einzelnen Rats- beziehungsweise Ausschussmitglieds zu dokumentieren.

Aufgrund der vorgenannten Griinde ist es aus Sicht der Verwaltung nicht erforderlich, die
Abstimmungsergebnisse in den Sitzungsniederschriften auch nach Fraktionszuordnung
anzugeben. Selbstverstandlich steht es dem Haupt- Finanz- und Digitalausschuss den-
noch frei, die Verwaltung zu beauftragen, eine Anderung der Geschéftsordnung vorzube-
reiten, um dem Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen zu folgen.

Anlage(n):

ohne
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~BEg:eern BiNDNIS 90
£ © GrueneBeckum D’E GR""E"

BUNDNIS90/DIE GRUNEN - Nordwall 37 - 59269 Beckum Biindnis90/Die Griinen
Ratsfraktion der Stadt Beckum

Nadhira de Silva
Peter Dennin

Herrn Fraktionsvorsitzende
. . Nordwall 37
BM Michael Gerdhenrich 59269 Beckum
WeststraB3e 46 E-Mails:
59269 Beckum peter.dennin@gruene-beckum.de

nadhira.de-silva@gruene-beckum.de

Beckum, 24.10.2022

Abstimmungstransparenz in Sitzungsprotokollen

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

derzeit ist es gdngige Praxis, in den Niederschriften der Ausschuss- und
Ratssitzungen wohl die Abstimmungsergebnisse in Zahlen wiederzugeben, jedoch

nicht nach Fraktionszuordnung.

Antrag

Die Fraktion BUndnis 90/Die Grinen beantragt, dass kilnftig in allen
Niederschriften von Ausschissen und Ratssitzungen die Abstimmungsergebnisse

auch nach Fraktionszuordnung angegeben werden.

Bankverbindung - Volksbank Beckum-Lippstadt eG - IBAN: DE78 4166 0124 0129 3925 00 - BIC: GENODEM1LPS



Begriindung

Bisher ist das Abstimmungsverhalten der einzelnen Fraktionen nachtraglich
nicht mehr nachvollziehbar, da es aus den Niederschriften nicht hervorgeht. Ziel
sollte es jedoch sein, in den Sitzungsprotokollen mehr Transparenz zu schaffen,
um auch interessierten Blrger*innen sichtbar zu machen, wie sich die
Fraktionen bei den einzelnen getroffenen Entscheidungen positioniert haben.
BlUndnis 90/Die Grlinen halt diesen kleinen Mehraufwand der Protokollfiihrung

flr tragbar.

Mit freundlichen GriBen

M /,‘\) DLU L P @
(Nadhira de Silva) (Peter Dennin)

Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
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Neufassung der Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der
Burgermeisterin/des Biirgermeisters

Federfihrung:  Blro des Blrgermeisters

Beteiligungen:  Eigenbetrieb Energieversorgung und Bader
Fachbereich Bildung, Kultur und Freizeit
Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Fachbereich Innere Verwaltung
Fachbereich Jugend und Soziales
Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung
Fachbereich Stadtentwicklung
Fachbereich Umwelt und Bauen
Ortliche Rechnungspriifung
Stadtische Betriebe Beckum
Stadtischer Abwasserbetrieb Beckum

Auskunft erteilt: Herr Gerdhenrich | 02521 29-100 | gerdhenrich@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

22.11.2022 Beratung
Rat der Stadt Beckum
20.12.2022 Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Sachentscheidung

Die als Anlage 2 zur Vorlage beigefligte Neufassung der Zustandigkeitsordnung des
Rates, der Ausschisse und der Blirgermeisterin/des Burgermeisters der Stadt Beckum
wird beschlossen.

Kosten/Folgekosten

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-
nen sind.

Finanzierung

Es entstehen keine zusatzlichen finanziellen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.

Erlauterungen:

1 Anderung der Zustindigkeitsordnung hinsichtlich Auftragsvergaben
1.1 Ausgangslage

Die Verwaltung fihrt zahlreiche Vergabeverfahren zur Umsetzung der Beschlisse
des Rates und seiner Ausschisse durch. Grundlage hierfirr sind der Haushaltsplan
der Stadt Beckum sowie die Wirtschaftsplane der Eigenbetriebe. Diese bilden ge-
plante Projekte, die Umsetzung von Konzepten sowie den laufenden Bedarf fur die
stadtischen Einrichtungen ab.
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Planungen fiir Hoch- und TiefbaumaBnahmen werden im Ausschuss fiir Bauen, Um-
welt, Klimaschutz, Energie und Vergaben beziehungsweise im Betriebsausschuss be-
raten, bevor ein Vergabeverfahren eingeleitet wird.

In der Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschisse und der Blrgermeiste-
rin/des Blirgermeisters der Stadt Beckum (Zustandigkeitsordnung) ist aktuell gere-
gelt, dass Auftragsvergaben ab einer Summe von Uber 50.000 Euro sowie Nach-
tragsauftrage den jeweils zustandigen Fachausschiissen zur Entscheidung vorzule-
gen sind.

Den Rats- und Ausschussmitgliedern ermdglicht diese Regelung

o die Kenntnisnahme Uber bevorstehende Auftragsvergaben,

. die Kenntnisnahme aller Bieterinnen und Bieter,

. die Kenntnisnahme Uber die Angebotspreise,

. die Kenntnisnahme Uber den Ausschluss von Angeboten aus formalen Grin-
den, aus Griinden der Unauskdmmlichkeit und aus Griinden der Unwirtschaft-
lichkeit,

. die Kenntnisnahme Uber das Unternehmen, das den Auftrag erhalten wird so-
wie die Auftragssumme,

. die Kenntnisnahme Uber erforderliche Nachtragsauftrage und deren Umfang
sowie

. den Austausch Uber die Vergabeprifung und das Projekt in der Ausschusssit-
zung.

Rechtliche Hintergriinde

Mit der Veroffentlichung einer Ausschreibung endet die Moglichkeit der Einfluss-
nahme auf die spatere Vergabeentscheidung. Die Zuschlagskriterien missen so fest-
gelegt und bestimmt sein, dass ein wirksamer Wettbewerb gewahrleistet wird, der
Zuschlag nicht willkirlich erteilt werden kann und eine wirksame Uberpriifung mog-
lich ist, ob und inwieweit die Angebote die Zuschlagskriterien erfillen (§ 43 Absatz 5
Verfahrensordnung fiir die Vergabe 6ffentlicher Liefer- und Dienstleistungsauftrage
unterhalb der EU-Schwellenwerte [Unterschwellenvergabeordnung — UVgO] - in-
haltsgleich § 16d Absatz 1 Nummer 6 Vergabe- und Vertragsordnung fur Bauleis-
tungen [VOB/A]). Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt (§ 43
Absatz 1 UVgO - inhaltsgleich § 16d Absatz 1 Nummer 4 VOB/A). Das Ergebnis der
Angebotsprifung wird dokumentiert und die zu beauftragende Bieterin bezie-
hungsweise der zu beauftragende Bieter festgestellt. Ist kein zuschlagsfahiges An-
gebot eingegangen, wird das Vergabeverfahren aufgehoben.

Die aktuelle Regelung in der Zustandigkeitsordnung berihrt das Kontrollrecht des
Rates gemaB § 55 Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
nur mittelbar. Die Regelungen sind flr Einzelfdlle normiert und bieten jederzeit die
Moglichkeit, Einsichtnahmen vorzunehmen. Die regelmaBige Prifung von Vergabe-
verfahren obliegt der Ortlichen Rechnungsprifung (§ 104 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5
GO NRW). Diese ist wiederum gegeniiber dem Rechnungsprifungsausschuss be-
richtspflichtig.
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Nachteile

Vergabeverfahren dauern langer als erforderlich. Aufgrund der Vorlagepflicht von
Vergabeprifungen vor einer Auftragserteilung beim zustandigen Fachausschuss
dauert eine Auftragsvergabe 2 bis 4 Wochen langer im Vergleich zu der Mdglichkeit
einer sofortigen Auftragsvergabe nach Abschluss von Vergabeprifungen inklusive
der Priifung durch die Ortliche Rechnungspriifung. Bei der Zuschlagsentscheidung
handelt es sich um eine sogenannte ,gebundene Entscheidung”, bei der keine Aus-
wahlmdglichkeit und kein Ermessen besteht. In Einzelfédllen sind Sondersitzungen
oder Dringlichkeitsentscheidungen erforderlich. Die zeitliche Ausrichtung der
Vergabeverfahren auf die Sitzungen der Fachausschisse fiihrt zu einer Blindelung
bei der Zentralen Vergabe- und Submissionsstelle sowie der Ortlichen Rechnungs-
prifung.

Bei der Vergabe von Bauleistungen besteht zudem die rechtliche Anforderung, in
der Regel eine Bindefrist von maximal 30 Kalendertagen festzulegen (§ 10 Absatz 4
VOB/A). Die Auftraggeberinnen und Auftraggeber sind zudem zu einer zligigen Pru-
fung und Wertung der Angebote angehalten. Langere Bindefristen flihren zu einem
hoéheren Kalkulationsrisiko fur die Bieterinnen und Bieter, was vermutlich durch ho-
here Angebotspreise ausgeglichen wird. Aktuell werden Bindefristen flr Bauaus-
schreibungen regelmaBig auf 5 bis 6 Wochen festgelegt.

Empfehlung der Gemeindepriifungsanstalt Nordrhein-Westfalen

Die Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-Westfalen hat in ihrem Prifungsbericht
Uber die Uberortliche Priifung 2020 der Stadt Beckum zur bestehenden Vorgehens-
weise bei Vergabeverfahren Stellung bezogen. Es wird wie folgt ausgefihrt:

.Feststellung: bei den betrachteten Vergabeverfahren hat die Stadt ihre vergaberecht-
lichen Vorschriften eingehalten. Somit hat sie die Vergabeverfahren entsprechend der
ortlichen und allgemeinen Vergabevorschriften durchgefiihrt. Auf zusdtzliche Be-
schliisse durch politische Gremien zu MalBnahmen kann die Stadt zukiinftig verzichten.

Empfehlung: Die Stadt Beckum sollte priifen, die Auftragserteilung nach Abschluss des
Vergabeverfahrens nicht zusdtzlich vom zustdndigen politischen Gremium beschlie-
Ben zu lassen. Sie kénnte dadurch Vergabeverfahren schneller abwickeln. Uber er-
folgte Vergaben sollte sie dort regelmdBig in geeigneter Form berichten.”

Im Deutschen Vergabenetzwerk hat sich die Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-
Westfalen ebenfalls zu der Thematik gedulBert:

.[...] wir plddieren schon seit Jahren dafiir, fiir die Zuschlagsentscheidung keinen Gre-
mienbeschluss mehr einzuholen und begriinden dies wie folgt:

Der Rat hat bereits bei den Haushaltsplanberatungen (iber die durchzufiihrenden
MalBnahmen und deren Haushaltsansdtze beschlossen. Die jeweilige Planung der
MaBnahmen kann die Kommune dann ggf. in den Fachausschiissen sowie im Rat kom-
munalpolitisch abstimmen. Die Entscheidung (ber die Vergabe der zur Umsetzung der
politischen Entscheidungen notwendigen Leistungen ist dann aber nach den Regeln
des Vergaberechts zu treffen. Unter den vorliegenden Angeboten ist unter Berticksich-
tigung der festgelegten Wertungskriterien das wirtschaftlichste Angebot auszuwdhlen.
Insofern gibt es keinen Ermessensspielraum.
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Entschiede sich der Rat (oder Ausschuss) fiir ein anderes als das durch Wertung fest-
gestellte wirtschaftlichste Angebot, macht sich die Kommune schadensersatzpflichtig
gegentiber dem Bestbieter, denn dieser hat einen Rechtsanspruch auf den Zuschlag.
Folglich kann der Beschluss lediglich eine Bestdtigung der Zuschlagserteilung sein.

Da der Rat nur wenige Male im Jahr tagt, kbnnen bei seiner pflichtigen vorherigen
Beteiligung erhebliche Zeitverzégerungen eintreten, die beispielsweise die vergabe-
rechtliche Bindefrist gefdhrden kénnen. Daher muss die betroffene Kommune die Ent-
scheidung des Rates regelmdBig liber Dringlichkeitsentscheidungen einholen. Diese
fliihren zu zusdtzlichem und in der Sache nicht erforderlichem Aufwand.

Die Entscheidung liber den Zuschlag von VergabemaBnahmen, die im Rahmen der
Haushaltsplanberatungen vom Rat legitimiert wurden, bedlirfen keiner weiteren Ent-
scheidung des Gremiums. Sie haben nach der Wertung der Angebote auf das wirt-
schaftlichste Angebot zu entfallen. Zur Information des Rates sollten diesem die Zu-
schlagsergebnisse dann in Form eines Berichtswesens zur Kenntnis gegeben werden.

[.]

Vorschlag der Verwaltung

Bereits vor Beginn der aktuellen Wahlperiode wurde in einem Interfraktionellen Ge-
sprach am 27.10.2020 unter anderem auf Vorschlag der Verwaltung dariber disku-
tiert, die Zustandigkeitsordnung dahingehend zu andern, dass Auftragsvergaben
kinftig durch den Burgermeister erledigt werden. Damals war es der Wunsch der
Fraktionen, dass die Verwaltung zunachst einen Vorschlag fiir ein umfassendes Be-
richtswesen fir erfolgte Auftragsvergaben erarbeitet und diesen Vorschlag der Po-
litik im Anschluss prasentiert.

Zwischenzeitlich wurde verwaltungsintern ein Vorschlag fur ein Berichtswesen erar-
beitet, der sich wie folgt darstellt:

Uber jede erfolgte Auftragsvergabe bei einem Auftragswert von {iber 150.000 Euro
soll eine Berichtsvorlage zur Kenntnisnahme fir den jeweils zustandigen Ausschuss
mit separatem Tagesordnungspunkt erstellt werden. Eine solche Berichtsvorlage soll
mindestens folgende Angaben enthalten:

. Name und Firmensitz aller Bieterinnen und Bieter,

. Hohe der gepriiften Angebotssummen inklusive Steuern und Nachlassen,

. Benennung ausgeschlossener Bieterinnen und Bieter und deren Ausschluss-
grunde,

e  gegebenenfalls Wertungsmatrix mit Angabe und Erlauterung der Wertungskri-
terien sowie dem Ergebnis der Angebotswertungen,

. Benennung des wirtschaftlichsten Angebotes und der Auftragnehmerin/des
Auftragnehmers,

o Ergebnis der Beteiligung der Ortlichen Rechnungspriifung,

. Einschatzung zum Verhaltnis Kostenschatzung/Angebotspreis,

. Darstellung der Finanzierung der MaBBnahme.
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Ebenfalls soll eine Berichtsvorlage erstellt werden bei Auftragserweiterungen (Nach-
tragsauftragen) von vergebenen Auftragen mit einem Auftragswert von Uber
150.000 Euro, wenn der Ursprungsauftrag durch Nachtragsauftrage um mehr als
10 Prozent Uberschritten wird oder ein Nachtragsauftrag von tber 50.000 Euro er-
teilt wird, auch wenn der Ursprungsauftrag zusammen mit bereits vergebenen Nach-
tragsauftragen durch einen Nachtragsauftrag erstmals die Wertgrenze von Uber
150.000 Euro erreicht.

Die Berichterstattung im Rahmen eines eigenen Tagesordnungspunktes hat den
Vorteil, dass weiterhin ein Austausch Uber die Vergabeprifungen und das Projekt
im jeweils zustandigen Ausschuss erfolgen kann.

Ein Nachteil besteht darin, dass die Rats- und Ausschussmitglieder erst mit einem
zeitlichen Nachlauf Uber erfolgte Auftragsvergaben in Kenntnis gesetzt werden, da
die Vergabeverfahren dann nicht mehr auf die festgelegten Sitzungstermine abge-
stimmt werden mussten. Dieser Nachlauf kann — je nach Sitzungsrhythmus — 2 bis
6 Wochen betragen; tGber die Ferien kann dies bis zu 10 Wochen dauern. Aus diesem
Grund ist vorgesehen, den Fraktionsvorsitzenden die Berichtsvorlagen Uber die ge-
genlber den jeweils zustandigen Ausschiissen mitteilungspflichtigen Auftrage be-
reits im Zuge des Zeitpunktes der Auftragserteilung durch die Verwaltung per E-Mail
zur Verfigung zu stellen.

Mit diesem Vorgehen ist gewahrleistet, dass die Fraktionen in jedem Fall vor Beginn
einer MaBnahme Uber die erfolgte Vergabe informiert sind.

Fur die Umsetzung des Verwaltungsvorschlags ist es erforderlich, die Zustandig-
keitsordnung an folgenden Stellen zu andern:

. Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss: Streichung von § 3 Buchstabe B Num-
mer 4,

e Ausschuss fir Stadtentwicklung: Streichung von § 4 Buchstabe B Nummer 2,

e Ausschuss fur Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben: Streichung
von § 5 Buchstabe B Nummer 6,

J Betriebsausschuss: Anderung von § 10 Buchstabe B Nummer 2 und Streichung
von § 10 Buchstabe B Nummer 3,

. Schul-, Kultur- und Sportausschuss: Streichung von § 11 Buchstabe B Num-
mer 7,

. Burgermeister: Anderung von § 15 Nummer 1 und Erganzung von § 15 Num-
mer 2.

Eine Ubersicht tiber die konkreten geplanten Anderungen kann der als Anlage 1 zur
Vorlage beigefligten Synopse entnommen werden.
Weitere Anderungen der Zusténdigkeitsordnung

Die Verwaltung schlagt vor, die Zustandigkeitsordnung an diversen weiteren Stellen
zu aktualisieren, optimieren sowie redaktionell und allgemein an die aktuellen Ge-
gebenheiten (Stichwort Inflation beziehungsweise Preissteigerungen) anzupassen.

Eine Ubersicht tiber die konkreten geplanten Anderungen kann der als Anlage 1 zur
Vorlage beigefligten Synopse entnommen werden.
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Aus Grinden der Verwaltungsvereinfachung wird eine Neufassung der Zustandigkeits-
ordnung angestrebt, keine Anderung.

Die Zustandigkeitsordnung wird auf der Grundlage von §§ 58 Absatz 1 Satz 1 und 41 Ab-
satze 2 und 3 Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbin-
dung mit der Hauptsatzung der Stadt Beckum erlassen.

Der Burgermeister ist nicht stimmberechtigt (vergleiche § 40 Absatz 2 Satz 6 GO NRW).

Sollte sich die Politik fiir eine Anpassung der Zustandigkeitsordnung hinsichtlich der Auf-
tragsvergaben aussprechen, werden ebenfalls Anderungen der Betriebssatzungen der Ei-
genbetriebe erforderlich.

Anlage(n):

1 Synopse
2 Entwurf der Neufassung der Zustandigkeitsordnung
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Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der Burgermeisterin/des Blrgermeisters der Stadt Beckum

Anlage 1 zur Vorlage 2022/0308

Aktuelle Fassung

Neufassung

Erlauterungen

§1
Ausschiisse

1. Der Rat der Stadt Beckum bildet gemal3
den Bestimmungen der GO NRW fol-
gende Ausschusse:

Haupt-, Finanz- und Digitalaus-
schuss (8 3),

Ausschuss fur Stadtentwicklung
(8 4),

Ausschuss flr Bauen, Umwelt, Kli-
maschutz, Energie und Vergaben
(8 5),

Ausschuss fur Inklusion, Gleichstel-
lung, Soziales, Wohnen und Ehren-
amt (8 6),

Interkommunaler Volkshochschul-
ausschuss (8 7),

Rechnungsprifungsausschuss (§ 8).

1.  Der Rat der Stadt Beckum bildet gemal3
den Bestimmungen der GO NRW fol-

§1
Ausschlisse

gende Ausschisse:

Haupt-, Finanz- und Digitalaus-
schuss (8 3),

Ausschuss fur Stadtentwicklung
(8 4),

Ausschuss fiir Bauen, Umwelt, Kli-
maschutz, Energie und Vergaben
(8 5),

Ausschuss fur Inklusion, Gleichstel-
lung, Soziales, Wohnen und Ehren-
amt (8 6),

Interkommunaler Volkshochschul-
ausschuss (8§ 7),

Rechnungsprifungsausschuss (8§ 8).




Aktuelle Fassung

Neufassung

Erlauterungen

2. AuBerdem bildet der Rat aufgrund be-
sonderer gesetzlicher Bestimmungen fol-
gende Ausschusse:

- Ausschuss fur Kinder, Jugendliche
und Familien (§ 9),

- Betriebsausschuss (8 10),

- Schul-, Kultur- und Sportausschuss
& 11),

- Umlegungsausschuss (§ 12),
- Wahlausschuss (8 13),
- Wabhlprifungsausschuss (§ 14).

2. AuBerdem bildet der Rat aufgrund be-
sonderer gesetzlicher Bestimmungen fol-
gende Ausschuisse:

—  Ausschuss fir Kinder, Jugendliche
und Familien (§ 9),

- Betriebsausschuss (8 10),

—  Schul-, Kultur- und Sportausschuss
& 11),

- Umlegungsausschuss (§ 12),
- Wahlausschuss (8§ 13),
—  Wahlprifungsausschuss (§ 14).




Aktuelle Fassung

Neufassung

Erlauterungen

§2
Rat

Der Rat entscheidet:

1.

in allen Angelegenheiten, in denen ihm
nach der GO NRW und anderen Rechts-
vorschriften die Entscheidung vorbehal-
ten ist,

in Angelegenheiten, die einem Aus-
schuss zur Entscheidung ubertragen
worden sind, sofern in dem Ausschuss
ein konstruktiver Beschluss wegen feh-
lender Mehrheit nicht zustande kommt,
obwohl eine sachliche Entscheidungs-
notwendigkeit besteht,

in Angelegenheiten, die einem Aus-
schuss zur Entscheidung ubertragen
worden sind, sofern der Rat durch aus-
driicklichen Beschluss im Einzelfalle die
Entscheidung an sich zieht,

uber Ziele der Stadtentwicklungspla-
nung,

uber den Abschluss von Grundstlicksge-
schaften bei einem Geschaftswert von
Uber 1.000.000 Euro,

§2
Rat

Der Rat entscheidet:

1.

in allen Angelegenheiten, in denen ihm
nach der GO NRW und anderen Rechts-
vorschriften die Entscheidung vorbehal-
ten ist,

in Angelegenheiten, die einem Aus-
schuss zur Entscheidung tbertragen
worden sind, sofern in dem Ausschuss
ein konstruktiver Beschluss wegen feh-
lender Mehrheit nicht zustande kommt,
obwohl eine sachliche Entscheidungs-
notwendigkeit besteht,

in Angelegenheiten, die einem Aus-
schuss zur Entscheidung tbertragen
worden sind, sofern der Rat durch aus-
driicklichen Beschluss im Einzelfalle die
Entscheidung an sich zieht,

uber Ziele der Stadtentwicklungspla-
nung,

uber den Abschluss von Grundstuicksge-
schaften bei einem Geschaftswert von
Uber 1.000.000 Euro,
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6.

10.

11.

in Personalangelegenheiten der Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamten uber die
Entlassung und Zurruhesetzung, die Be-
urlaubung ohne Beziige und Teilzeitbe-
schaftigung sowie bei Widerspriichen
aus dem Beamtenverhaltnis,

Uber die Bestellung von Beauftragten fir
Denkmalpflege gemal § 24 des Gesetzes
zum Schutz und zur Pflege der Denkma-
ler im Lande Nordrhein-Westfalen
(Denkmalschutzgesetz — DSchG NRW),

Uber den Denkmalpflegeplan gemaR
§ 25 DSchG NRW,

tber die Ubernahme von Denkmalern
gemal § 31 DSchG NRW,

uber die Gewahrung von Rechtsschutz
fur Ratsmitglieder,

uber die Anordnung stadtebaulicher Ge-
bote gemaB §§ 175 fortfolgende Bauge-
setzbuch (BauGB),

6.

10.

11.

in Personalangelegenheiten der Wahlbe-
amtinnen und Wahlbeamten Gber die
Entlassung und Zurruhesetzung, die Be-
urlaubung ohne Bezilige und Teilzeitbe-
schaftigung sowie bei Widerspriichen
aus dem Beamtenverhaltnis,

Uber die Bestellung von Beauftragten fir
Denkmalpflege gemal § 24 des Gesetzes
zum Schutz und zur Pflege der Denkma-
ler im Lande Nordrhein-Westfalen
(Denkmalschutzgesetz — DSchG NRW),

Uber den Denkmalpflegeplan gemaR
§ 25 DSchG NRW,

tber die Ubernahme von Denkmalern
gemal § 31 DSchG NRW,

uber die Gewahrung von Rechtsschutz
fur Ratsmitglieder,

uber die Anordnung stadtebaulicher Ge-
bote gemal §§ 175 fortfolgende Bauge-
setzbuch (BauGB),
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12. bei eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen uber

a) die Einstellung, Eingruppierung,
Entlassung, Bestellung, Abberu-
fung, Zurruhesetzung auf Betreiben
des Dienstherrn, Versetzung von
und zu einem anderen Dienstherrn
und die Bewilligung von Altersteil-
zeit der Betriebsleitungen,

b) die Feststellung und Anderung des
Wirtschaftsplanes,

c) die Festlegung des Jahresabschlus-
ses und die Verwendung des Jah-
resgewinns oder die Deckung des
Verlustes sowie

d) die Rickzahlung von Eigenkapital
an die Stadt Beckum,

12. bei eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen Uber

zettder Betriebslettungen: die Ein-
stellung und Entlassung sowie die
Bestellung und Abberufung, ferner
Uber die Beforderung beziehungs-
weise Eingruppierung, Zurruheset-
zung auf Betreiben des Dienst-
herrn, Versetzung von und zu ei-
nem anderen Dienstherrn und tber
die Bewilligung von Altersteilzeit
bei Betriebsleitungen,

b) die Feststellung und Anderung des
Wirtschaftsplanes,

c) die Festlegung des Jahresabschlus-
ses und die Verwendung des Jah-
resgewinns oder die Deckung des
Verlustes sowie

d) die Riickzahlung von Eigenkapital
an die Stadt Beckum,

Anpassung an die Formulierung in der Hauptsat-
zung der Stadt Beckum.
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13.

uber die Einstellung, Entlassung, Bestel-
lung, Abberufung, Beférderung, Zurruhe-
setzung auf Betreiben des Dienstherrn,
Versetzung von und zu einem anderen
Dienstherrn und die Bewilligung von Al-
tersteilzeit bei der Leitung der o6rtlichen
Rechnungsprifung.

13. dberdieEinstellungEntlassung, Bestel-

Rechnungsprifung: bei der Leitung der

Ortlichen Rechnungspriifung tber die
Einstellung und Entlassung sowie die Be-
stellung und Abberufung, ferner tber
deren Beférderung beziehungsweise Ein-
gruppierung, Zurruhesetzung auf Betrei-
ben des Dienstherrn, Versetzung von
und zu einem anderen Dienstherrn und
Uber die Bewilligung von Altersteilzeit.

Anpassung an die Formulierung in der Hauptsat-
zung der Stadt Beckum.
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§3
Haupt-, Finanz und Digitalausschuss

Neben den Aufgaben nach der GO NRW ist der
Ausschuss fur folgende Angelegenheiten zu-
standig:

A) Beratung

1. Beratung von Angelegenheiten, die
der Entscheidung des Rates unter-
liegen, sofern nicht ein anderer
Ausschuss zustandig ist,

2. Beratung des Stellenplans,

3. Beratung Uber Personalkostenkon-
solidierungsmaBnahmen,

4.  Beratung Uber Gebuhrenkalkulatio-
nen und -satzungen, soweit nicht
der Betriebsausschuss zustandig ist,

5. Beratung von Grundstuicksangele-
genheiten bei einem Geschaftswert
von Uber 1.000.000 Euro,

6.  Beratung von Grundstuicksangele-
genheiten von besonderer Bedeu-
tung.

§3
Haupt-, Finanz und Digitalausschuss

Neben den Aufgaben nach der GO NRW ist der
Ausschuss fiir folgende Angelegenheiten zu-
standig:

A) Beratung

1. Beratung von Angelegenheiten, die
der Entscheidung des Rates unter-
liegen, sofern nicht ein anderer
Ausschuss zustandig ist,

2. Beratung des Stellenplans,

3.  Beratung uber Personalkostenkon-
solidierungsmaBnahmen,

4.  Beratung uber Gebuhrenkalkulatio-
nen und -satzungen, soweit nicht
der Betriebsausschuss zustandig ist,

5.  Beratung von Grundstiicksangele-
genheiten bei einem Geschaftswert
von Uber 1.000.000 Euro,

6.  Beratung von Grundstucksangele-
genheiten von besonderer Bedeu-
tung.




B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uber alle Angelegen-
heiten, sofern nicht der Rat, ein
Ausschuss oder die Biirgermeiste-
rin/der Blrgermeister fr die Ent-
scheidung zustandig ist,

Entscheidung von Angelegenhei-
ten, wenn in derselben Sache un-
terschiedliche Beschlisse entschei-
dungsbefugter Ausschisse vorlie-
gen (Wahrnehmung der Koordinie-
rungsfunktion gemal § 59 Absatz 1
GO NRW),

Entscheidung Uber die Gestaltung
von Ausschreibungen fiir Auftrags-
vergaben von besonderer Bedeu-
tung bei einer kalkulierten Auf-
tragssumme von Uber 50.000 Euro;
die besondere Bedeutung besteht
in der Moglichkeit der Festlegung
von den bei der Vergabeentschei-
dung maBgeblichen Zuschlagskrite-
rien, wodurch politische Zielsetzun-
gen erreicht werden kdnnen,

B)

Entscheidung

1.

Entscheidung Uber alle Angelegen-
heiten, sofern nicht der Rat, ein
Ausschuss oder die Blirgermeiste-
rin/der Blrgermeister fur die Ent-
scheidung zustandig ist,

Entscheidung von Angelegenhei-
ten, wenn in derselben Sache un-
terschiedliche Beschlisse entschei-
dungsbefugter Ausschisse vorlie-
gen (Wahrnehmung der Koordinie-
rungsfunktion gemal § 59 Absatz 1
GO NRW),

Nicht erforderlich, da einer Ausschreibung von
besonderer Bedeutung ohnehin die Festlegung
politischer Zielsetzungen vorausgeht.
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4.  Entscheidung Uber 4. Entscheidung Gber Gebundene Entscheidung entfallt. Eine Empfeh-
a) die Vergabe von Auftrigen a)—die Vergabe von-Auftrigen lung der Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-
bei einem Auftragswert iiber bei-einem-Auftragswert iber Westfalen zur Abschaffung der Vergabeentschei-
50.000 Euro im Rahmen der 50.000-Eurc-im-Rahmen-der dungen durch die politischen Gremien und Ein-
zur Verfiigung gestellten zur Verfiigung gestellten fihrung einer geeigneten Berichterstattung liegt
Haushaltsmittel, sofern nicht Haushaltsrittel sofernnicht | VOr- Stattdessen Berichtspflicht des Blrgermeis-
ein anderer Ausschuss dafiir cin-andererAusschuss-dafur | ters bei Auftragen Gber 200.000 Euro (vergleiche
zustandig ist und zustindig-stund § 15 Nummer 1).
b)  Auftragserweiterungen (Nach- by—Auftragserweiterungen{Nach- | Ziele:

tragsauftréage) von vergebe- tragsauftrdge)-von-vergebe- | 1 Beschleunigung der Vergabeverfahren
nen Auftragen mit einem Auf- nen-Auftragen-miteinem-Aut- ) ) ) o
tragswert von iiber tragswert von-iber — fir mehr Kalkulatlon55|cherhe|t fur Bieterin-
50.000 Euro im Rahmen der 50-000-Euro-imRahmen-der nen und Bieter,
zur Verfligung gestellten zu-Verfigung-gestellten — flr hohere Bereitschaft zur Angebotsab-
Haushaltsmittel, wenn der Ur- Haushaltsmittel-wenn-der Ur- gabe,
sprungsau"ftrag durch Nach- &pmngsau—ﬁt—rag—dH-Feh—Naeh- — notwendig vor dem Hintergrund nicht ein-
tragsauftrage um mghr aIs' tragsau#rag&un%meh#ab schatzbarer Preisentwicklungen.
10 Prozent Uberschritten wird 10-Prozent-tiberschritten-wird
oder ein Nachtragsauftrag mit oderein-Nachtragsauftrag-mit 2. RegelmaBige Einhaltung der Bindefrist bei
einem Wert von iiber cinem-Wert von-iiber VOB-Verfahren (30 Tage nach Ende der Ange-
20.000 Euro erteilt werden 20.000-Eurc-erteilt-werden botsfrist [§ 10 Absatz 4 VOB/A]).
soll; dies gilt ebenso, wenn soll-dies-git-ebensowenn 3. Weiterhin zeitgerechte Information der Politik
der Ursprungsauftrag zusam- derUrsprungsauftragzusam- Uber finanziell wesentliche Auftragsvergaben.
men mit bereits vergebenen men mit bereits vergebenen
Nachtragsauftragen durch ei- Nachtragsauftragen durch ei-
nen Nachtragsauftrag erst- nen Nachtragsauftrag erst-
mals die Wertgrenze von mals-die-Wertgrenze-von
50.000 Euro Ubersteigt, 50.000 Euro Ubersteigt,
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5.

Entscheidung Uber die Durchfih-
rung von Veranstaltungen von be-
sonderer Bedeutung,

Entscheidung bei Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Mit-
gliedern der Betriebsleitung der
Stadtischen Betriebe Beckum,

Entscheidung in den Fallen, in de-
nen anlasslich einer Weisung der
Burgermeisterin/des Burgermeis-
ters an die Betriebsleitung einer ei-
genbetriebsahnlichen Einrichtung
der Stadt Beckum keine Uberein-
stimmung zwischen dem Betriebs-
ausschuss und der Blrgermeiste-
rin/dem Burgermeister erzielt
wurde,

Entscheidung Uber die Einstellung,
Beforderung beziehungsweise Ein-
gruppierung, Zurruhesetzung auf
Betreiben des Dienstherrn, Verset-
zung von und zu einem anderen
Dienstherrn, Bewilligung von Al-
tersteilzeit und Entlassung bei
Fachbereichsleitungen, stellvertre-
tenden Fachbereichsleitungen und
Stabsstellen (soweit sie keine

5:3.

+5.

8-6.

Entscheidung tber die Durchfih-
rung von Veranstaltungen von be-
sonderer Bedeutung,

Entscheidung bei Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Mit-
gliedern der Betriebsleitung der
Stadtischen Betriebe Beckum,

Entscheidung in den Fallen, in de-
nen anlasslich einer Weisung der
Burgermeisterin/des Burgermeis-
ters an die Betriebsleitung einer ei-
genbetriebsahnlichen Einrichtung
der Stadt Beckum keine Uberein-
stimmung zwischen dem Betriebs-
ausschuss und der Blrgermeiste-
rin/dem Burgermeister erzielt
wurde,

Entscheidung Uber die Einstellung,
Beforderung beziehungsweise Ein-
gruppierung, Zurruhesetzung auf
Betreiben des Dienstherrn, Verset-
zung von und zu einem anderen
Dienstherrn, Bewilligung von Al-
tersteilzeit und Entlassung bei
Fachbereichsleitungen, stellvertre-
tenden Fachbereichsleitungen und
Stabsstellen (soweit sie keine
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10.

11.

12.

Aufgaben einer persdnlichen Refe-
rentin/eines persdnlichen Referen-
ten oder Pressereferentin/Pressere-
ferenten wahrnehmen) im Einver-
nehmen mit der Burgermeiste-
rin/dem Blrgermeister,

Entscheidung Giber MaBnahmen
des Feuerschutz-, Rettungsdienst-
und Marktwesens sowie im Bereich
der o6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung von besonderer Bedeu-
tung, soweit nicht der Rat zustan-
dig ist,

Entscheidung Uber Zielvereinbarun-
gen mit der Verwaltung
(Kontraktmanagement),

Entscheidung tber den Erwerb und
die Beendigung der Mitgliedschaft
der Stadt in Vereinen, Verbanden
und Organisationen,

Entscheidung Gber Angelegenhei-
ten der Beteiligungen an wirt-
schaftlichen Unternehmungen, so-
weit nicht der Rat zustandig ist,

97.

Aufgaben einer persdnlichen Refe-
rentin/eines persdnlichen Referen-
ten oder Pressereferentin/Pressere-
ferenten wahrnehmen) im Einver-
nehmen mit der Burgermeiste-
rin/dem Blrgermeister,

Entscheidung Giber MaBnahmen
des Feuerschutz-, Rettungsdienst-
und Marktwesens sowie im Bereich
der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung von besonderer Bedeu-
tung, soweit nicht der Rat zustan-
dig ist,

. Entscheidung uber Zielvereinbarun-

gen mit der Verwaltung
(Kontraktmanagement),

. Entscheidung Uber den Erwerb und

die Beendigung der Mitgliedschaft
der Stadt in Vereinen, Verbanden
und Organisationen,

12.10.Entscheidung uber Angelegenhei-

ten der Beteiligungen an wirt-
schaftlichen Unternehmungen, so-
weit nicht der Rat zustandig ist,
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13.

14.

15.

16.

17.

Entscheidung Uber grundsatzliche
Angelegenheiten der Strukturver-
besserung und der Wirtschaftsfor-
derung,

Entscheidung Giber Angelegenhei-
ten der Energieversorgung, soweit
nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber den Erlass von
Forderungen tber 50.000 Euro, so-
weit nicht der Betriebsausschuss
zustandig ist,

Entscheidung Uber die Stellung von
Zuwendungsantragen, sofern die
forderungsfahige Summe

50.000 Euro Ubersteigt,

Entscheidung Uber die Stellung-
nahme der Stadt gemal § 55 Ab-
satz 1 Satz 2 Kreisordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen,

13:11.Entscheidung Uber grundsatzliche
Angelegenheiten derStrukturver-
besserung-und der Wirtschaftsfor-

derung,

14-12.Entscheidung uber Angelegenhei-
ten der Energieversorgung, soweit
nicht der Rat zustandig ist,

45-13.Entscheidung Uber den Erlass von
Forderungen tber 50.000 Euro im
Einzelfall, soweit nicht der Betriebs
ausschuss zustandig ist,

16-14.Entscheidung Uber die Stellung
von Zuwendungsantragen, sofern
die forderungsfahige Summe
50.000 Euro Ubersteigt,

1715 .Entscheidung-tber-die Stellung-
I lor Stad 43 § 55 Al
ot ord fiir ol
Land-Nerdrhein-Westfalen: Ent-
scheidung uber die Wahrnehmung
des Anhorungsrechtes gemal § 55
Absatz 2 Satz 2 Kreisordnung fiir
das Land Nordrhein-Westfalen,

Die bisherige Formulierung ist sehr unkonkret.

Vereinheitlichung der Formulierungen (vergleiche
§ 10 Buchstabe B Nummer 5).

Anpassung an die gednderte Kreisordnung fir
das Land Nordrhein-Westfalen beziehungsweise
geandertes Prozedere der Mitwirkung der kreis-
angehdrigen Kommunen bei der Aufstellung des
Kreishaushaltes.
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18.

19.

20.

Entscheidung Uber Gebihrenkalku-
lationen, soweit sich hieraus keine
Notwendigkeit zur Anderung einer
GebUlhrensatzung ergibt und der
Betriebsausschuss nicht zustandig
ist,

Entscheidung Gber den Abschluss
von Grundstlicksgeschaften bei ei-
nem Geschaftswert von Gber
50.000 Euro — bei Wohnbaugrund-
stucken von uber 85.000 Euro - bis
1.000.000 Euro im Rahmen der zur
Verfligung gestellten Haushaltsmit-
tel.

Entscheidung Gber MaBnahmen zur
Digitalisierung von besonderer Be-
deutung; insbesondere Uber Digita-
lisierungsstrategien und die digitale
Infrastruktur.

18-16.Entscheidung Uber Gebihrenkal-
kulationen, soweit sich hieraus
keine Notwendigkeit zur Anderung
einer Gebuhrensatzung ergibt und
der Betriebsausschuss nicht zustan-
dig ist,

19.17.Entscheidung Uber den Abschluss
von Grundstlicksgeschéaften bei ei-
nem Geschaftswert von Gber
50-000-Eure 100.000 Euro — bei
Wohnbaugrundstiicken von tber
85-:000-Eure 150.000 Euro - bis
1.000.000 Euro im Rahmen der zur
Verfligung gestellten Haushaltsmit-
tel.

20:18.Entscheidung Gber MaBnahmen zur
Digitalisierung von besonderer Be-
deutung; insbesondere Uber Digita-
lisierungsstrategien und die digitale
Infrastruktur.

Anpassung der Werte an die allgemeinen Preis-
steigerungen, damit mehr Grundstiicksgeschafte
im Rahmen der laufenden Verwaltung abgewi-
ckelt werden kdnnen.
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§4
Ausschuss fiir Stadtentwicklung

Der Ausschuss ist fiir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung aller Angelegenheiten aus
dem Bereich der Bauleitplanung
(Flachennutzungsplan, Bebauungs-
plane) und zur Sicherung der Bau-
leitplanung, sonstige stadtebauli-
che Satzungen (zum Beispiel Au-
Benbereichssatzungen), stadtebau-
liche Entwicklungskonzepte (Rah-
menplane),

2. Beratung Uber die Stadtentwick-
lungsplanung (zum Beispiel allge-
meine Stadtentwicklungskonzep-
tion, Verkehrsentwicklungsplanung,
Linienbestimmung bis Planfeststel-
lung Gberdrtlicher StraBen, Gesam-
trekultivierungsplanung, Freizeit-
und Tourismuskonzeption),

3. Beratung Uber den Abschluss von
Durchfiihrungsvertragen, soweit
nicht der Betriebsausschuss zustan-
dig ist,

§4
Ausschuss fiir Stadtentwicklung

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung aller Angelegenheiten aus
dem Bereich der Bauleitplanung
Flac lan_Bel
ptane) und zur Sicherung der Bau-
leitplanung, sonstige stadtebauli-

che Satzungen {zum-BeispielAu-
Benbereichssatzungen), stadtebau-
liche Entwicklungskonzepte {Rah-

menplane),

2. Beratung Uber die Stadtentwick-
lungsplanung (zum Beispiel allge-
meine Stadtentwicklungskonzep-
tion, Verkehrsentwicklungsplanung,
Linienbestimmung bis Planfeststel-
lung Uberdrtlicher StraBen, Gesam-
trekultivierungsplanung, Freizeit-
und Tourismuskonzeption),

3. Beratung uber den Abschluss von
Durchfiihrungsvertragen, seweit
i cht der Botricl I "
ligist

In Klammern genannte Begriffe sind nicht erfor-
derlich.

In § 10 (Betriebsausschuss) werden Durchfih-
rungsvertrage nicht erwahnt. Insofern ist der Ne-
bensatz hier zu streichen.
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B)

4.

Beratung uber den Abschluss von
sonstigen stadtebaulichen Vertra-
gen,

Beratung aller Entwicklungen des

demografischen Wandels im Hin-

blick auf die Auswirkungen auf die
Stadt sowie aller Manahmen zur

Gestaltung und Steuerung demo-

grafischer Veranderungen.

Entscheidung

1.

Entscheidung Uber die Aufstellung
und Offenlegung von Bauleitplanen
sowie die Art und Weise der Beteili-
gung der Offentlichkeit gemaB § 3
Absatz 1 BauGB,

B)

Entscheidung

1.

Entscheidung Uber die Aufstellung
und-Offenlegung von Bauleitplanen
sowie che-ArtunebWeise-derBeteth-

| g" EE ||- I | -l ..B § 3
Absatz 1 BauGB; die Beteiligung
der Offentlichkeit und der Behér-
den,

Siehe Erlauterungen zu § 4 Buchstabe B neue
Nummer 4.

Nicht erforderlich, da sowieso die Aspekte des
demografischen Wandels bei Bedarf in Vorlagen
bertcksichtigt werden beziehungsweise im Aus-
schuss fir Stadtentwicklung bei Entwicklungs-
konzepten et cetera.

Mit dieser Formulierung werden die Entschei-
dungsbefugnisse des Ausschusses fiir Stadtent-
wicklung im Hinblick auf die §§ 2, 3 und 4 Bauge-
setzbuch zusammengefasst. Die bisherige For-
mulierung der ,Offenlegung” ist missverstandlich.
Daruber hinaus kann der Ausschuss nicht Gber
die Art und Weise der Beteiligung der Offentlich-
keit entscheiden, da diese vorgeschrieben ist.
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2. Entscheidung tber 2—Entscheidung-tber Gebundene Entscheidung entfillt (siehe Erlaute-

a) die Vergabe von Auftrigen fiir } e\ | Asftes £ | TUNGEN ZU § 3 Buchstabe B alte Nummer 4). Hier
Zwecke der Bauleitplanung Zwecke-der Bauleitol ;usétzlich faktisch ohne Bedeutgng, da Auftrage
(stadtebauliche Entwicklungs- (stidtebauliche Entwicklungs- | N der Regel unter 50.000 Euro liegen.
konzepte und sonstige stad- konzepte und sonstige stad-
tebauliche Planungen) bei ei- tebauliche Planungen)-bet-ei-
nem Auftragswert tUber nem-Auftragswert-tber
50.000 Euro im Rahmen der 50-000-Euro-imRahmen-der
bereitgestellten Haushaltsmit- bereitgestelten-Haushaltsmit-
tel und telund

b)  Auftragserweiterungen (Nach- b)  Auftragserweiterungen {Nach-
tragsauftrage) von vergebe- tragsauftrage)von-vergebe-
nen Auftragen mit einem Auf- pen-Auftragen-mitetnem-Aut-
tragswert von uber tragswert-von-tber
50.000 Euro im Rahmen der 50-000-Euro-im-Rahmen-der
zur Verfiigung gestellten zur-Verfigung-gesteliten
Haushaltsmittel, wenn der Ur- Haushaltsmittel-wenn-der-r-
sprungsauftrag durch Nach- sprungsauftrag-durch-Nach-
tragsauftrage um mehr als tragsauftrage vm-mehrals
10 Prozent uberschritten wird 10-Prozent-tiberschritten-wird
oder ein Nachtragsauftrag mit oderein-Nachtragsauftrag-mit
einem Wert von Uber eirem-Wert-von-ber
20.000 Euro erteilt werden 20-:000-Euro-erteilt-werden
soll; dies gilt ebenso, wenn solldies-gitebensowenn
der Ursprungsauftrag zusam- der Ursprungsauftrag zusam-
men mit bereits vergebenen men mit bereits vergebenen
Nachtragsauftragen durch Nachtragsauftragen durch
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einen Nachtragsauftrag erst- einen-Nachtragsauftrag-erst-
mals die Wertgrenze von mals-die- Wertgrenze-von
50.000 Euro Ubersteigt, 50.-000-Euro-tbersteigt;
3. Entscheidung tber Baugenehmi- 3—Entscheidung-tberBaugenehmi- Gemal §§ 57 und 58 Bauordnung fir das Land
gungen in besonderen Fallen der gungenin-besonderenFallen-der Nordrhein-Westfalen ist die untere Bauaufsichts-
§§ 33, 34 und 35 BauGB, §§ 3334 uynd 35 BauGB; behorde — also die Stadt Beckum — fur die Erful-
lung des Gesetzes zustandig. Es handelt sich um
eine gebundene Entscheidung, die in die Zustan-
digkeit der Verwaltung fallt.
4.  Uber Baugenehmigungen im Rah- 4—iberBaugenehmigungenim-Rah- | Siehe Erlauterungen zu § 4 Buchstabe B alte
men des § 34 BauGB, soweit das men-des§34-BauGB soweit-das Nummer 3.
Vorhaben fir die Stadtgestaltung Vorhabenfircie Stadtgestaltung
von wesentlicher Bedeutung ist, von-wesentlicherBedeutungist,
5. Entscheidung Uber die Zulassigkeit 5—Entscheidung-tiber-die Zuldssigkeit | Siehe Erlauterungen zu § 4 Buchstabe B alte
von besonderen Vorhaben nach von-besonderen-Vorhabennach Nummer 3.

den §§ 31, 33 bis 35 BauGB in ande-
ren als bauaufsichtlichen Verfahren
(8 36 Absatz 1 Satz 2 BauGB),

6. Entscheidung Uber die Ausibung
des Vorkaufsrechtes gemal der
§§ 24 und 25 BauGB im Rahmen
der bereitgestellten Haushaltsmittel
bei MaBnahmen von besonderer
Bedeutung,

6:2.

Entscheidung Uber die Austibung
des Vorkaufsrechtes gemal der

§§ 24 und 25 BauGB im Rahmen
der bereitgestellten Haushaltsmittel
bei MaBnahmen von besonderer
Bedeutung,
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7.

Entscheidung Uber Antrage sowie
Stellungnahmen (,Einvernehmen
der Gemeinde”) gemal § 14 Ab-
satz 2 Satz 2 BauGB (Ausnahme von
Veranderungssperren), § 15 BauGB
(Zurlckstellung von Baugesuchen)
und § 31 BauGB (Ausnahmen und
Befreiungen von Festsetzungen ei-
nes Bebauungsplanes in Fallen von
besonderer Bedeutung),

Entscheidung Uber die Planung und
Gestaltung von stadtischen Naher-
holungsbereichen.

8-3.

lor G inde” 48 § 14 Al

Entscheidung Uber die Planung und
Gestaltung von stadtischen Naher-
holungsbereichen.

Entscheidung Uber sonstige stadte-
bauliche Vertrage, mit Ausnahme
von Planungskostenvereinbarun-
gen sowie ErschlieBungsvertragen.

Diese Regelungen beziehen sich auf den Fall,
wenn Baugenehmigungsbehdrde und Gemeinde
nicht identisch sind. Da die Stadt Beckum aber
selbst Baugenehmigungsbehdrde ist, entfallt die
Notwendigkeit, diese Entscheidung durch einen
Ausschuss treffen zu lassen.

Aufgrund der bisherigen Regelung missen alle
stadtebaulichen Vertrage im Ausschuss fur Stadt-
entwicklung beziehungsweise bei ErschlieBungs-
vertragen im Betriebsausschuss vorberaten wer-
den, was erheblichen Vorlauf und Aufwand verur-
sacht und Entwicklungsprojekte verzogert. Mit
dieser neuen Regelung soll erreicht werden, dass
der Ausschuss fur Stadtentwicklung grundsatzlich
Uber stadtebauliche Vertrage entscheidet. Einfa-
che Planungskostenvereinbarungen sollen durch
die Verwaltung abgeschlossen werden. Durch-
fihrungsvertrage mussen weiterhin im Ausschuss
fur Stadtentwicklung vorberaten und im Rat der
Stadt Beckum entschieden werden.
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ErschlieBungsvertrage missen im Ausschuss fiir
Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Verga-
ben beraten und im Rat der Stadt Beckum ent-
schieden werden.
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§5
Ausschuss fiir Bauen, Umwelt, Klimaschutz,
Energie und Vergaben

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung Uber MaBnahmen des
Umwelt- und Klimaschutzes, der
Abfallwirtschaft, des Gewasser-
schutzes, des Baumschutzes, des
Arten- und Biotopschutzes, des
Larmschutzes und der Luftreinhal-
tung, im Zusammenhang mit Alt-
lasten und im Bereich Energie,

2. Beratung uber den Abschluss von
ErschlieBungsvertragen, soweit
nicht der Betriebsausschuss zustan-
dig ist.

B) Entscheidung

1. Entscheidung uber die Baupro-
gramme, insbesondere fir die erst-
malige Herstellung von Erschlie-
Bungsanlagen im Sinne von § 127
BauGB und fir straBenbauliche
MaBnahmen im Sinne von § 8 Kom-
munalabgabengesetz fiir das Land

§5
Ausschuss flir Bauen, Umwelt, Klimaschutz,
Energie und Vergaben

Der Ausschuss ist fur folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung Uber MalBBnahmen des
Umwelt- und Klimaschutzes, der
Abfallwirtschaft, des Gewasser-
schutzes, des Baumschutzes, des
Arten- und Biotopschutzes, des
Larmschutzes und der Luftreinhal-
tung, im Zusammenhang mit Alt-
lasten und im Bereich Energie,

2. Beratung uber den Abschluss von
ErschlieBungsvertragen, soweit
nicht der Betriebsausschuss zustan-
dig ist.

B) Entscheidung

1. Entscheidung uber die Baupro-
gramme, insbesondere fir die erst-
malige Herstellung von Erschlie-
Bungsanlagen im Sinne von § 127
BauGB und fir straBenbauliche
MaBnahmen im Sinne von § 8 Kom-
munalabgabengesetz fiir das Land
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Nordrhein-Westfalen sowie Ent-
scheidung Uber die Bildung von
Ausbauabschnitten und Erschlie-
Bungseinheiten im Sinne von § 130
Absatz 2 BauGB,

2.  Entscheidung Uber die stadtebauli-
che Beurteilung von ErschlieBungs-
anlagen gemal § 125 Absatz 2
BauGB,

3. Entscheidung Uber die Benennung,
Widmung, Umstufung und Einzie-
hung offentlicher StraBen, Wege
und Platze.

4.  Entscheidung uber die Ausbaupla-
nung bei StraBenbaumaBnahmen
vor Durchfiihrung einer Ausschrei-
bung,

5. Entscheidung Uber die Bauplanung
fur Neu-, Um-, An- und Erweite-
rungsbauten bei einer voraussicht-
lichen Auftragssumme von Uber
50.000 Euro — mit Ausnahme von

Nordrhein-Westfalen sowie Ent-
scheidung Uber die Bildung von
Ausbauabschnitten und Erschlie-
Bungseinheiten im Sinne von § 130
Absatz 2 BauGB,

2.  Entscheidung Uber die stadtebauli-
che Beurteilung von ErschlieBungs-
anlagen gemal § 125 Absatz 2
BauGB,

3.  Entscheidung Uber die Benennung,
Widmung, Umstufung und Einzie-
hung offentlicher StraBen, Wege
und Platze.

4.  Entscheidung uber die Ausbaupla-
nung bei StraBenbaumaBnahmen
vor Durchfiihrung einer Ausschrei-
bung,

5.  Entscheidung Uber die Bauplanung
fur Neu-, Um-, An- und Erweite-
rungsbauten bei einer voraussicht-
lichen Auftragssumme von Uber
50:000-Eure 150.000 Euro, —mnit

Der Verwaltung soll ein groBerer Handlungsspiel-
raum ermdglicht werden, insbesondere vor dem
Hintergrund von allgemeinen Preissteigerungen.
Die Wertgrenze soll gleichlautend zur Berichts-
grenze fir erfolgte Vergaben angepasst werden.

MaBnahmen aus dem Programm Ausnahme von MaBinahmen aus :
Das P hule 2020" lau-
Gute Schule 2020 und nach dem I : - chule 2020 as Programm ,Gute Schule 2020 ist ausgelau
) " . fen.
Gesetz zur Forderung von Investiti- whebhach-dem-Gesetz zur Forde-
onen finanzschwacher Kommunen, reRgvor-ivestittonenfinanz-
jedoch einschlieBlich der schwacher Kommunen, jedoch
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MaBnahmen zur Erweiterung der
Sekundarschule,

6. Entscheidung Uber

a)

b)

die Vergabe von Bauauftra-
gen (einschlieBlich Planung,
soweit nicht einem anderen
Ausschuss zur Entscheidung
zugewiesen) bei einem Auf-
tragswert von uber

50.000 Euro im Rahmen der
bereitgestellten Haushaltsmit-
tel — mit Ausnahme von MaB-
nahmen aus dem Programm
Gute Schule 2020 und nach
dem Gesetz zur Férderung
von Investitionen finanz-
schwacher Kommunen,

Auftragserweiterungen (Nach-
tragsauftrage) von nach Buch-
stabe a vergebenen Bauauf-
tragen mit einem Auftrags-
wert von tber 50.000 Euro im
Rahmen der zur Verfligung
gestellten Haushaltsmittel,
wenn der Ursprungsauftrag
durch Nachtragsauftrage um
mehr als 10 Prozent

Gebundene Entscheidung entfallt. Siehe Erlaute-
rungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4.
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Uberschritten wird oder ein Uberschritten wird-oder ein
Nachtragsauftrag mit einem Nachtragsauftrag mit einem
Wert von tUber 20.000 Euro er- Wert von tber 20.000 Euro er-
teilt werden soll; dies gilt tetlt-werden-soll:-diesgilt
ebenso, wenn der Ursprungs- ebensowenn-derdrsprungs-
auftrag zusammen mit bereits auftrag zusammen mit bereits
vergebenen Nachtragsauftra- vergebenen-Nachtragsautftrd-
gen durch einen Nachtrags- gen-durch-einenNachtrags-
auftrag erstmals die Wert- auftrag-erstmals-cie Wert-
grenze von 50.000 Euro Uber- grenze-von-50.000-Euro-tber-
steigt, stetgl

c) die Vergabe von Bauauftra- e—die-Vergabevon-Bauvauftrdgen | Entfallt. Die MaBnahmen aus dem Programm
gen aus dem Programm Gute aus-clem-Programm-Gute ,Gute Schule 2020 sind abgeschlossen.
Schule 2020 und nach dem Schule 2020-und-nach-dem
Gesetz zur Férderung von In- Gesetzzur-Forderung-vontn-
vestitionen finanzschwacher vestitionen-finanzschwacher
Kommunen (einschlieBlich Kemmunen-{einschlieBlich
Planung, soweit nicht einem Planung,soweit-nricht-einem
anderen Ausschuss zur Ent- anderen-Aussehusszur-Ept-
scheidung zugewiesen) bei ei- scheidungzugewiesen)-betei-
nem Auftragswert von tber Aem-Auftragswert-von-tber
125.000 Euro im Rahmen der 125.000-Euro-tm-Rahmen-der
bereitgestellten Haushaltsmit- bereitgesteliten Haushaltsmit-
tel, tel,

d) Auftragserweiterungen (Nach- dy—Auftragserweiterungen (Nach-
tragsauftrage) von nach Buch- tragsauftrage) von nach Buch-
stabe c vergebenen stabe c vergebenen
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Bauauftragen mit einem Auf-
tragswert von Uber

125.000 Euro im Rahmen der
zur Verfligung gestellten
Haushaltsmittel, wenn der Ur-
sprungsauftrag durch Nach-
tragsauftrage um mehr als

10 Prozent Uber-schritten
wird, oder ein Nachtragsauf-
trag mit einem Wert von tber
20.000 Euro erteilt werden
soll; dies gilt ebenso wenn der
Ursprungs-auftrag zusammen
mit bereits vergebenen Nach-
tragsauftragen durch einen
Nachtragsauftrag erstmals die
Wertgrenze von 125.000 Euro
Ubersteigt,

Entscheidung Uber Antrage von be-
sonderer Bedeutung an die Stra-
Benverkehrsbehorde,

Entscheidung tGber MaBnahmen
von besonderer Bedeutung im Rah-
men der Parkraumbewirtschaftung,

Entscheidung Uber Belange des 6f-
fentlichen Personennahverkehrs
von besonderer Bedeutung,

+6.

87.

9:8.

Entscheidung Uber Antrage von be-
sonderer Bedeutung an die Stra-
Benverkehrsbehorde,

Entscheidung Gber MaBnahmen
von besonderer Bedeutung im Rah-
men der Parkraumbewirtschaftung,

Entscheidung Uber Belange des 6f-
fentlichen Personennahverkehrs
von besonderer Bedeutung,
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Entscheidung Uber Friedhofsangelegenheiten
von besonderer Bedeutung.

10:9. Entscheidung Uber Friedhofsange-
legenheiten von besonderer Bedeu-
tung.
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§6
Ausschuss fiir Inklusion, Gleichstellung, Sozi-
ales, Wohnen und Ehrenamt

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung Uber alle MaBnahmen zur
Umsetzung der UN-Konvention
uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechts-
konvention), soweit nicht der
Schul-, Kultur- und Sportausschuss
zustandig ist,

2. Beratung Uber grundsatzliche Fra-
gen nach dem Sozialgesetzbuch
Zwolftes Buch, die sich aus der Zu-
sammenarbeit mit dem Kreis Wa-
rendorf als dem ortlichen Trager
der Sozialhilfe ergeben,

3.  Beratung tber MaBnahmen zur Fa-
milienférderung, soweit nicht der
Ausschuss fur Kinder, Jugendliche
und Familien zustandig ist,

4.  Beratung Uber Fragen und MaB-
nahmen, die Belange der Frauen
und der Gleichstellung betreffen,

§6
Ausschuss fiir Inklusion, Gleichstellung, Sozi-
ales, Wohnen und Ehrenamt

Der Ausschuss ist fur folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung Uber alle MaBnahmen zur
Umsetzung der UN-Konvention
uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechts-
konvention), soweit nicht der
Schul-, Kultur- und Sportausschuss
zustandig ist,

2.  Beratung Uber grundsatzliche Fra-
gen nach dem Sozialgesetzbuch
Zwolftes Buch, die sich aus der Zu-
sammenarbeit mit dem Kreis Wa-
rendorf als dem ortlichen Trager
der Sozialhilfe ergeben,

3.  Beratung Uber MaBnahmen zur Fa-
milienférderung, soweit nicht der
Ausschuss fur Kinder, Jugendliche
und Familien zustandig ist,

4.  Beratung Uber Fragen und MaB-
nahmen, die Belange der Frauen
und der Gleichstellung betreffen,
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5.

Beratung uber alle MaBBnahmen im
Bereich der raumlichen Infrastruk-
tur unter Berlcksichtigung des de-
mografischen Wandels,

Beratung uUber Angelegenheiten
der alteren Einwohnerinnen und
Einwohner,

Beratung uUber Angelegenheiten
der Menschen mit Migrationshin-
tergrund,

Beratung uber den Abschluss von
offentlich-rechtlichen Vereinbarun-
gen im Zustandigkeitsbereich des
Ausschusses.

B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uber alle MaBnah-
men zur Umsetzung der UN-Kon-
vention Uber die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (Behin-
dertenrechtskonvention), soweit
nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber alle MaBnahmen
zur Férderung des Ehrenamtes und
der ehrenamtlichen Tatigkeit, soweit
nicht der Rat zustandig ist.

5.

Beratung Uber alle MaBBnahmen im
Bereich der raumlichen Infrastruk-
tur unter Berlcksichtigung des de-
mografischen Wandels,

Beratung uUber Angelegenheiten
der alteren Einwohnerinnen und
Einwohner,

Beratung uber Angelegenheiten
der Menschen mit Migrationshin-
tergrund,

Beratung uber den Abschluss von
offentlich-rechtlichen Vereinbarun-
gen im Zustandigkeitsbereich des
Ausschusses.

B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uber alle MaBnah-
men zur Umsetzung der UN-Kon-
vention Uber die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen (Behin-
dertenrechtskonvention), soweit
nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber alle MaBnahmen
zur Férderung des Ehrenamtes und
der ehrenamtlichen Tatigkeit, soweit
nicht der Rat zustandig ist.
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§7
Interkommunaler Volkshochschulausschuss

Der Ausschuss nimmt die Aufgaben wahr, die
ihm aufgrund der o6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen der Stadt Beckum und der
Gemeinde Wadersloh tbertragen wurden.

§7
Interkommunaler Volkshochschulausschuss

Der Ausschuss nimmt die Aufgaben wahr, die
ihm aufgrund der o6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen der Stadt Beckum und der
Gemeinde Wadersloh ubertragen wurden.

§8
Rechnungspriifungsausschuss

Der Zustandigkeitsbereich des Ausschusses
umfasst die ihm gesetzlich Ubertragenen Auf-
gaben sowie die Beratung bei der Bestellung
und Abberufung von Rechnungspriferinnen
und Rechnungsprifern.

§8
Rechnungspriifungsausschuss

Der Zustandigkeitsbereich des Ausschusses
umfasst die ihm gesetzlich Uibertragenen Auf-
gaben sowie die Beratung bei der Bestellung
und Abberufung von Rechnungspriferinnen
und Rechnungsprufern.




-29 -

Aktuelle Fassung

Neufassung

Erlauterungen

§9
Ausschuss fiir Kinder, Jugendliche und Fami-
lien

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

1. Durchfihrung der Aufgaben, die sich aus
dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch —
Kinder- und Jugendhilfe — und der Sat-
zung fur das Jugendamt der Stadt
Beckum ergeben,

2. Beratung Uber Planung und Einrichtung
von Kinderspielplatzen,

3. Durchfihrung der Aufgaben nach dem
Gesetz zur frihen Bildung und Forde-
rung von Kindern fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen (Kinderbildungsgesetz),

4.  Durchfihrung der Aufgaben nach dem
Dritten Gesetz zur Ausfihrung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Forde-
rung der Jugendarbeit, der Jugendsozial-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und
Jugendschutzes (Kinder- und Jugendfor-
derungsgesetz).

§9
Ausschuss fiir Kinder, Jugendliche und Fami-
lien

Der Ausschuss ist fur folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

1. Durchflhrung der Aufgaben, die sich aus
dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch —
Kinder- und Jugendhilfe — und der Sat-
zung fur das Jugendamt der Stadt
Beckum ergeben,

2. Beratung Uber Planung und Einrichtung
von Kinderspielplatzen,

3. Durchfiihrung der Aufgaben nach dem
Gesetz zur frihen Bildung und Forde-
rung von Kindern fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen (Kinderbildungsgesetz),

4.  Durchfihrung der Aufgaben nach dem
Dritten Gesetz zur Ausfiihrung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Forde-
rung der Jugendarbeit, der Jugendsozial-
arbeit und des erzieherischen Kinder- und
Jugendschutzes (Kinder- und Jugendfor-
derungsgesetz).
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§10
Betriebsausschuss

Der Ausschuss ist fiir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

Beratung aller Angelegenheiten, die der Ent-
scheidung des Rates unterliegen.

B) Entscheidung

1. Entscheidung in den Angelegenhei-
ten, die durch die GO NRW und die
Eigenbetriebsverordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen
(EigVO NRW) Uibertragen sind,

§10
Betriebsausschuss

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung aller Angelegenheiten der
Eigenbetriebe, die der Entscheidung
des Rates unterliegen:,

2.  Kenntnisnahme Uber die Planung
von BaumaBnahmen bei einer vo-
raussichtlichen Auftragssumme von
uber 150.000 Euro.

B) Entscheidung

1. Entscheidung in den Angelegenhei-
ten, die durch die GO NRW und die
Eigenbetriebsverordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen
(EigVO NRW) Uibertragen sind,

Konkretisierung.

Erganzung, um die Kenntnisgabe an den Aus-
schuss vor Beginn der Vergabeverfahren sicher-
zustellen (analog der Regelung in § 5 Buch-
stabe B Nummer 5). Kenntnisnahme wird erfolg-
reich praktiziert. Bei AbwassermaBnahmen be-
steht aufgrund rechtlicher und fachlicher Vorga-
ben kein Handlungsspielraum.
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2.

Entscheidung Uber die Zustimmung
zu Vertragen, wenn der Wert im
Einzelfalle den Betrag von

50.000 Euro Ubersteigt; ausgenom-
men sind, die Geschéfte der laufen-
den Betriebsflihrung und Angele-
genheiten, die nach der GO NRW,
der EigvVO NRW oder durch die
Hauptsatzung der Stadt Beckum
der Zustandigkeit des Rates vorbe-
halten sind,

Entscheidung Uber Auftragserwei-
terungen (Nachtragsauftrage) von
vergebenen Auftragen mit einem
Auftragswert von tber 50.000 Euro
im Rahmen der zur Verfigung ge-
stellten Haushaltsmittel, wenn der
Ursprungsauftrag durch Nachtrags-
auftrage um mehr als 10 Prozent
Uberschritten wird oder ein Nach-
tragsauftrag mit einem Wert von
Uber 20.000 Euro erteilt werden
soll; dies gilt ebenso, wenn der Ur-
sprungsauftrag zusammen mit be-
reits vergebenen Nachtragsauftra-
gen durch einen Nachtragsauftrag

2.

Entscheidung Uber die Zustimmung
zu Vertragen, wenn der Wert im
Einzelfalle den Betrag von

50.000 Euro Ubersteigt; ausgenom-
men sind die Vergabe von Auftra-
gen, die Geschafte der laufenden
Betriebsfliihrung und Angelegen-
heiten, die nach der GO NRW, der
EigVO NRW oder durch die Haupt-
satzung der Stadt Beckum der Zu-
standigkeit des Rates vorbehalten
sind,

Erganzung, um das Zustimmungserfordernis flir
Vergaben zu entfernen. Gebundene Entschei-
dung entfallt (siehe Erlauterungen zu § 3 Buch-
stabe B alte Nummer 4).

Gebundene Entscheidung entfallt (siehe Erlaute-
rungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4).
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erstmals die Wertgrenze von erstmals die Wertgrenze von
50.000 Euro Ubersteigt, 50.000-Euro-tbersteigt;
Entscheidung Uber die Stundung 4.3. Entscheidung uber die Stundung

von Zahlungsverbindlichkeiten,
wenn sie im Einzelfall 50.000 Euro
Ubersteigen,

Erlass und Niederschlagung von
Forderungen, wenn sie im Einzelfall
25.000 Euro Ubersteigen,

Entscheidung Uber die Kalkulation
fur Abwasser- und Klarschlammbe-
seitigungsgebuihren, soweit sich
hieraus keine Notwendigkeit zur
Anderung einer Gebiihrensatzung
ergibt,

Entscheidung in den Angelegenhei-
ten, die der Beschlussfassung des
Rates unterliegen, falls die Angele-
genheit keinen Aufschub duldet.

6:5.

7-6.

von Zahlungsverbindlichkeiten,
wenn sie im Einzelfall 50.000 Euro
Ubersteigen,

Erlass und Niederschlagung von
Forderungen, wenn sie im Einzelfall
25.000 Euro Ubersteigen,

Entscheidung Uber die Kalkulation
fur Abwasser- und Klarschlammbe-
seitigungsgebihren, soweit sich
hieraus keine Notwendigkeit zur
Anderung einer Geblihrensatzung
ergibt,

Entscheidung in den Angelegenhei-
ten, die der Beschlussfassung des
Rates unterliegen, falls die Angele-
genheit keinen Aufschub duldet.
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§ 11
Schul-, Kultur- und Sportausschuss

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung Uber Errichtung, Ande-
rung und Aufldsung stadtischer
Schulen,

2. Beratung Uber Neubau und we-
sentliche Erweiterung von stadti-
schen Schulgebauden,

3. Beratung Uber die Bildung und An-
derung von Schuleinzugsbereichen,

4.  Beratung Uber alle MaBnahmen zur
Umsetzung der UN-Konvention
uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechts-
konvention) in den Bereichen
Schule, Kultur und Sport.

B) Entscheidung

1. Entscheidung Uber den Vorschlag
und die Begriindung zur Auswahl
einer Bewerberin oder eines Bewer-
bers als Schulleiterin oder Schullei-
ter an die Schulaufsichtsbehorde

§ 11
Schul-, Kultur- und Sportausschuss

Der Ausschuss ist flr folgende Angelegenhei-
ten zustandig:

A) Beratung

1. Beratung uber Errichtung, Ande-
rung und Auflésung stadtischer
Schulen,

2. Beratung Uber Neubau und we-
sentliche Erweiterung von stadti-
schen Schulgebauden,

3. Beratung Uber die Bildung und An-
derung von Schuleinzugsbereichen,

4.  Beratung Uber alle MaBnahmen zur
Umsetzung der UN-Konvention
uber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (Behindertenrechts-
konvention) in den Bereichen
Schule, Kultur und Sport.

B) Entscheidung

1. Entscheidung Uber den Vorschlag
und die Begriindung zur Auswahl
einer Bewerberin oder eines Bewer-
bers als Schulleiterin oder Schullei-
ter an die Schulaufsichtsbehorde
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gemal § 61 Absatz 2 SchulG NRW
neue Fassung,

2. Entscheidung uber die Stellung-
nahme zur Inanspruchnahme der
Stellen fur Schulleiterinnen und
Schulleiter ohne Auswahlverfahren
an die Schulaufsichtsbehorde ge-
maB § 61 Absatz 4 SchulG NRW
neue Fassung,

3. Entscheidung Uber die Benennung
der stadtischen Schulen,

4.  Entscheidung tber den Abschluss
von Offentlich-rechtlichen Verein-
barungen im Schulwesen,

5. Entscheidung uber die Errichtung
und Forderung des Baus von Sport-
anlagen,

6. Entscheidung Uber die Forderung
von Sportangelegenheiten mit be-
sonderer Bedeutung,

7. Entscheidung Uber

a) die Auftragsvergabe fir die
Beschaffung von Lehr- und
Lernmitteln, die Einrichtung
von stadtischen Schulgebau-
den und die Auftragserteilung

gemal § 61 Absatz 2 SchulG NRW
neue Fassung,

2. Entscheidung uber die Stellung-
nahme zur Inanspruchnahme der
Stellen fir Schulleiterinnen und
Schulleiter ohne Auswahlverfahren
an die Schulaufsichtsbehorde ge-
maB § 61 Absatz 4 SchulG NRW
neue Fassung,

3.  Entscheidung Uber die Benennung
der stadtischen Schulen,

4.  Entscheidung uber den Abschluss
von Offentlich-rechtlichen Verein-
barungen im Schulwesen,

5. Entscheidung Uber die Errichtung
und Forderung des Baus von Sport-
anlagen,

6. Entscheidung Uber die Forderung
von Sportangelegenheiten mit be-
sonderer Bedeutung,

Gebundene Entscheidung entfallt (siehe Erlaute-
rungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer4).
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b)

bei der Beschaffung von
Sportgeraten bei einem Be-
trag Uber 50.000 Euro im Rah-
men der im Haushaltsplan be-
reitgestellten Mittel und

Auftragserweiterungen (Nach-
tragsauftrage) von vergebe-
nen Auftragen fir Lehr- und
Lernmittel, die Einrichtung
von stadtischen Schulgebau-
den und flr Sportgerate mit
einem Auftragswert von Uber
50.000 Euro im Rahmen der
zur Verfligung gestellten
Haushaltsmittel, wenn der Ur-
sprungsauftrag durch Nach-
tragsauftrage um mehr als

10 Prozent Uberschritten wird
oder ein Nachtragsauftrag mit
einem Wert von Uber

20.000 Euro erteilt werden
soll; dies gilt ebenso, wenn
der Ursprungsauftrag zusam-
men mit bereits vergebenen
Nachtragsauftragen durch ei-
nen Nachtragsauftrag erst-
mals die Wertgrenze von
50.000 Euro Ubersteigt,




-36-

Aktuelle Fassung

Neufassung

Erlauterungen

8.  Entscheidung tber die Forderung
von kulturellen Einrichtungen,

9.  Entscheidung uber die Errichtung
und Férderung von Blchereien,

10. Entscheidung Uber die Erteilung
von Erlaubnissen nach § 9
DSchG NRW bei MalBnahmen von
besonderer Bedeutung,

11. Entscheidung Uber Leistungen der
Stadt nach § 35 DSchG NRW im
Rahmen der im Haushaltsplan be-
reit gestellten Mittel bei Betragen
von Uber 25.000 Euro,

12. Entscheidung uber die Eintragung
in die Denkmalliste gemaB § 3
DSchG NRW,

13.  Entscheidung Uber die Erteilung
von Erlaubnissen zur Beseitigung
von Denkmalern gemaB § 9
DSchG NRW,

14. Entscheidung Utber die Unter-
schutzstellung von Denkmalberei-
chen gemal § 5 DSchG NRW,

15. Entscheidung Uber Antrage der
Stadt auf Enteignung von

8-7. Entscheidung Uber die Forderung
von kulturellen Einrichtungen,

9.8. Entscheidung Uber die Errichtung
und Férderung von Blchereien,

16:9. Entscheidung Uber die Erteilung
von Erlaubnissen nach § 9
DSchG NRW bei MalBnahmen von
besonderer Bedeutung,

11-10.Entscheidung Uber Leistungen der
Stadt nach § 35 DSchG NRW im
Rahmen der im Haushaltsplan be-
reit gestellten Mittel bei Betragen
von Uber 25.000 Euro,

12-11.Entscheidung Uber die Eintragung
in die Denkmalliste gemaB § 3
DSchG NRW,

13-12.Entscheidung Uber die Erteilung
von Erlaubnissen zur Beseitigung
von Denkmalern gemaB § 9
DSchG NRW,

14.13.Entscheidung Uber die Unter-
schutzstellung von Denkmalberei-
chen gemal § 5 DSchG NRW,

145:-14.Entscheidung Uber Antrage der
Stadt auf Enteignung von
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Baudenkmalern und ortsfesten Bo-
dendenkmalern gemaB § 30
DSchG NRW,

16. Entscheidung Uber die vorlaufige
Eintragung in die Denkmalliste ge-
maB § 4 DSchG NRW.

Baudenkmalern und ortsfesten Bo-
dendenkmalern gemahB § 30
DSchG NRW,

16:15.Entscheidung Uber die vorlaufige
Eintragung in die Denkmalliste ge-
maB § 4 DSchG NRW.

§12
Umlegungsausschuss

Der Ausschuss ist zustandig fur die Wahrneh-
mung von Aufgaben der Umlegung gemaB
Baugesetzbuch.

§12
Umlegungsausschuss

Der Ausschuss ist zustandig fur die Wahrneh-
mung von Aufgaben der Umlegung gemaB
Baugesetzbuch.

§13
Wahlausschuss

Der Ausschuss ist zustandig fir die Wahrneh-
mung der Aufgaben nach dem Gesetz Uber die
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz).

§13
Wahlausschuss

Der Ausschuss ist zustandig fir die Wahrneh-
mung der Aufgaben nach dem Gesetz Gber die
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West-
falen (Kommunalwahlgesetz).
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Die Burgermeisterin/der Birgermeister ist zu-

§15

Blirgermeisterin/Blirgermeister

standig fir die:

1. Vergabe von

a)

b)

Auftragen aus dem gesamten Be-
reich der Verwaltung bei einem
Auftragswert bis zu 50.000 Euro,
soweit entsprechende Haushalts-
mittel zur Verfligung stehen,

Auftragserweiterungen (Nachtrags-
auftrage) von vergebenen Auftra-
gen mit einem Auftragswert von
dber 50.000 Euro, wenn der Ur-
sprungsauftrag durch Nachtrags-
auftrage um nicht mehr als 10 Pro-
zent — maximal je-doch um nicht
mehr als 20.000 Euro — tberschrit-
ten wird, soweit entsprechende
Haushaltsmittel zur Verfligung ste-
hen; dies gilt ebenso, wenn der

§15
Blirgermeisterin/Biirgermeister

Die Blrgermeisterin/der Biirgermeister ist zu-
standig fur die:

1. Vergabe von Auftragen aus dem gesam-
ten Bereich der Verwaltung, soweit ent-
sprechende Haushaltsmittel zur Verfu-
gung stehen,

Die Entscheidung Uber Vergaben soll vollstandig
in den Zustandigkeitsbereich des Blirgermeisters
wechseln. Stattdessen wird eine Berichtspflicht
uber erfolgte Vergaben implementiert (siehe § 15
neue Nummer 2 und Erlduterungen zu § 3 Buch-
stabe B alte Nummer 4).
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vergebene Auftrag zusammen mit vergebene Auttragzusarmment
bereits vergebenen Nachtragsauf- bereits vergebenen Nachtragsauf-
tragen durch einen Nachtragsauf- tragen-dureh-etnen-Nachtragsauf-
trag erstmals die Wertgrenze von trag-erstmals-die- Wertgrenze-von
50.000 Euro Ubersteigt, 50.000-Euro-tibersteigt,

c¢) Bauauftragen aus dem Programm ¢)  Bauauftrdgen aus dem Programm
Gute Schule 2020 und nach dem Gute Schule 2020-und-nach-dem
Gesetz zur Férderung von Investiti- Gesetz zur Férderung-vontavestiti-
onen finanzschwacher Kommunen onenfinanzschwacher Kommunen
(einschlieBlich Planung), bei einem {einschlieBlich-Planung)bei-einem
Auftragswert bis zu 125.000 Euro Auftragswert-biszu-125000-Eure
im Rahmen der bereitgestellten im-Rahmen-derbereitgesteliten
Haushaltsmittel, Haushaklsmittel

d) Auftragserweiterungen (Nachtrags- y—-Auftragserweiterungen{Nachtrags-
auftrage) von nach Buchstabe c auftrdgervon-nach-Buchstabee
vergebenen Bauauftragen wenn vergebenenBavauftrdagen-wenn
der Ursprungsauftrag zusammen der-Ursprungsauftragzusamimen
mit bereits vergebenen Nachtrags- mitbereitsvergebenen-Nachtrags-
auftrdgen die Wertgrenze von auftragen-die- Wertgrenze-von
125.000 Euro nicht tberschreitet 125.000-Euro-nicht-tberschreitet
und von Nachtragsauftragen von wnd-von-Nachtragsauftragenvon
vergebenen Auftragen mit einem vergebenen-Auftragen-mit-einem
Auftragswert von Uber Auftragswert von tber
125.000 Euro, wenn der Ursprungs- 125.000-Eurowenn-derUrsprungs-
auftrag durch Nachtragsauftrage auftrag durch Nachtragsauftrage
um nicht mehr als 10 Prozent — ma- um nicht mehr als 10 Prozent — ma-
ximal jedoch um nicht mehr als *raedochumnichtmehrals




- 40 -

Aktuelle Fassung Neufassung Erlauterungen
20.000 Euro — uberschritten wird; 20-000-Euro—tberschritten-wird:
im Rahmen der bereitgestellten m-Rahmen-derbereitgesteliten
Haushaltsmittel, Haushaltsmittel,

2. Entscheidung uber die Fiihrung von
Rechtsstreitigkeiten bei einem Streitwert
bis zu 50.000 Euro und Abschluss von
Vergleichen (gerichtlich und

2.  Berichterstattung an die Fraktionen und
die Fachausschisse Uber erfolgte Verga-
ben

a) beieinem Auftragswert von Uber
150.000 Euro,

b) bei Auftragserweiterungen (Nach-
tragsauftragen) von vergebenen
Auftragen mit einem Auftragswert
von uber 150.000 Euro, wenn der
Ursprungsauftrag durch Nachtrags-
auftrage um mehr als 10 Prozent
Uberschritten wird oder ein Nach-
tragsauftrag von tber 50.000 Euro
erteilt wird, auch wenn der Ur-
sprungsauftrag zusammen mit be-
reits vergebenen Nachtragsauftra-
gen durch einen Nachtragsauftrag
erstmals die Wertgrenze von uber
150.000 Euro erreicht,

2:3. Entscheidung Uber die Fihrung von
Rechtsstreitigkeiten bei einem Streitwert
bis zu 50.000 Euro und Abschluss von
Vergleichen (gerichtlich und
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auBergerichtlich), sofern der Vergleichs-
wert den Betrag von 50.000 Euro nicht
ubersteigt,

Entscheidung Uber den Abschluss von
Grundstlicksgeschaften bis zu einem Ge-
schaftswert von 50.000 Euro, bei Wohn-
baugrundstiicken von bis zu 85.000 Euro,

Entscheidung Uber die Stundung und
Niederschlagung von stadtischen Forde-
rungen, soweit nicht der Betriebsaus-
schuss zustandig ist,

Entscheidung Uber den Erlass von stadti-
schen Forderungen bis in Hohe von
50.000 Euro, soweit nicht der Betriebs-
ausschuss zustandig ist,

Entscheidung Uber die Wahrnehmung
von ehrenamtlichen Tatigkeiten und
Ausibung von Ehrenamtern nach § 28
GO NRW,

Entscheidung Uber die Bewilligung von
Versorgungsbeziigen aufgrund von
Kann-Vorschriften sowie Uber die Be-
ricksichtigung von Zeiten als ruhege-
haltsfahige Dienstzeit und Uber die

4:5.

5-6.

6:7.

78.

auBergerichtlich), sofern der Vergleichs-
wert den Betrag von 50.000 Euro nicht
ubersteigt,

Entscheidung Uber den Abschluss von
Grundstlicksgeschaften bis zu einem Ge-
schaftswert von 50-000-Eure

100.000 Euro, bei Wohnbaugrundsti-
cken von bis zu 85:000-Eure

150.000 Euro,

Entscheidung Uber die Stundung und
Niederschlagung von stadtischen Forde-
rungen, soweit nicht der Betriebsaus-
schuss zustandig ist,

Entscheidung Uber den Erlass von stadti-
schen Forderungen bis in Hohe von
50.000 Euro, soweit nicht der Betriebs-
ausschuss zustandig ist,

Entscheidung Uber die Wahrnehmung
von ehrenamtlichen Tatigkeiten und
Auslibung von Ehrendmtern nach § 28
GO NRW,

Entscheidung Uber die Bewilligung von
Versorgungsbeziigen aufgrund von
Kann-Vorschriften sowie Uber die Be-
ricksichtigung von Zeiten als ruhege-
haltsfahige Dienstzeit und Uber die

Siehe Erlauterungen zu § 3 Buchstabe B neue
Nummer 17.
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10.

11.

Bestimmung der Person des Zahlungs-
empfangers,

Entscheidung Uber die Anerkennung von
Dienstunfallen gemal3 § 45 Absatz 3 des
Gesetzes uber die Versorgung der Beam-
ten und Richter des Bundes (Beamten-
versorgungsgesetz),

Entscheidung Uber die Erteilung von Er-
laubnissen nach § 9 DSchG NRW bei
MaBnahmen von untergeordneter Be-
deutung,

Entscheidung Uber die Bewilligung von
Zuschlssen und Beihilfen (einschlieBlich
Sachzuwendungen) an Einrichtungen,
Vereine, Verbande oder sonstige Dritte,
Mittel fir die Betreuung auslandischer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sowie der Menschen mit Behinderungen
und Uber die Durchfihrung von Veran-
staltungen fir altere Einwohnerinnen
und Einwohner im Rahmen der im Haus-
haltsplan bereitgestellten Mittel,

Entscheidung Uber Leistungen der Stadt
nach § 35 DSchG NRW im Rahmen der
im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel
bei Betragen bis 25.000 Euro,

8:9.

9:-10.

Bestimmung der Person des Zahlungs-
empfangers,

Entscheidung Uber die Anerkennung von
Dienstunfallen gemal § 45 Absatz 3 des
Gesetzes Uber die Versorgung der Beam-
ten und Richter des Bundes (Beamten-
versorgungsgesetz),

Entscheidung Uber die Erteilung von Er-
laubnissen nach § 9 DSchG NRW bei
MaBnahmen von untergeordneter Be-
deutung,

10-11.Entscheidung Uber die Bewilligung von

Zuschiissen und Beihilfen (einschlieBlich
Sachzuwendungen) an Einrichtungen,
Vereine, Verbande oder sonstige Dritte,
Mittel fir die Betreuung auslandischer
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sowie der Menschen mit Behinderungen
und Uber die Durchfiihrung von Veran-
staltungen fir altere Einwohnerinnen
und Einwohner im Rahmen der im Haus-
haltsplan bereitgestellten Mittel,

H-12.Entscheidung Uber Leistungen der Stadt

nach § 35 DSchG NRW im Rahmen der
im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel
bei Betragen bis 25.000 Euro,
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12. Entscheidung tber die Gewahrung von
Familienzusatzdarlehen und Zinszu-
schiissen im Rahmen der vom Rat gege-
benen Richtlinien und zur Verfliigung ge-

stellten Haushaltsmittel,

13.  Entscheidung tber die Aufnahme von
Krediten im Rahmen der Festsetzungen
der Haushaltssatzung,

14. Entscheidung im Zusammenhang mit
den eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen der Stadt Beckum:

a) Erteilung von Weisungen an die
Betriebsleitungen im Interesse der
Einheitlichkeit der Verwaltungsfiih-
rung,

b)  Vorbereitung der Vorlagen fir den
Betriebsausschuss und den Rat im
Benehmen mit den Betriebsleitun-
gen,

c) Einstellung, Eingruppierung und
Entlassung der tariflich Beschaftig-
ten der eigenbetriebsahnlichen Ein-
richtungen auf Vorschlag der Be-
triebsleitung,

d) Vertretung der Stadt in den Ange-
legenheiten der

12.-13.Entscheidung Uber die Gewahrung von
Familienzusatzdarlehen und Zinszu-
schiissen im Rahmen der vom Rat gege-
benen Richtlinien und zur Verfligung ge-
stellten Haushaltsmittel,

13:14.Entscheidung Uber die Aufnahme von
Krediten im Rahmen der Festsetzungen
der Haushaltssatzung,

14-15.Entscheidung im Zusammenhang mit
den eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen der Stadt Beckum:

a) Erteilung von Weisungen an die Be-
triebsleitungen im Interesse der
Einheitlichkeit der Verwaltungsfih-
rung,

b)  Vorbereitung der Vorlagen fir den
Betriebsausschuss und den Rat im
Benehmen mit den Betriebsleitun-
gen,

c)  Einstellung, Eingruppierung und
Entlassung der tariflich Beschaftig-
ten der eigenbetriebsahnlichen Ein-
richtungen auf Vorschlag der Be-
triebsleitung,

d) Vertretung der Stadt in den Ange-
legenheiten der
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eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen, die nicht Angelegenheiten der
Betriebsleitungen sind,

15.  Entscheidung Uber die Ausiibung von
Vorkaufsrechten gemaB § 24 fortfol-
gende BauGB im Rahmen der zur Verfu-
gung gestellten Haushaltsmittel bei
MaBnahmen von untergeordneter Be-
deutung, soweit nicht der Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Demografie, Umwelt-
und Klimaschutz fir die Entscheidung
zustandig ist,

16. Entscheidung lGber Dienstwohnungsan-
gelegenheiten,

17. Vierteljahrliche Berichterstattung im
Haupt- und Finanzausschuss Uber

- die Entwicklung der Verschuldung
der Stadt (Kassenkredite, Kommu-
nalkredite und Vermogensentnah-
men) und

- wichtige Investitionsvorhaben und
strategische Grundsatzentschei-
dungen der Beteiligungen.

eigenbetriebsahnlichen Einrichtun-
gen, die nicht Angelegenheiten der
Betriebsleitungen sind,

45.16.Entscheidung uber die Ausiibung von
Vorkaufsrechten gemaB § 24 fortfol-
gende BauGB im Rahmen der zur Verfu-
gung gestellten Haushaltsmittel bei
MaBnahmen von untergeordneter Be-
deutung, soweit nicht der Ausschuss fur
Stadtentwicklung, Demografie, Umwelt-
und Klimaschutz fir die Entscheidung
zustandig ist,

16:17.Entscheidung uber Dienstwohnungsan-
gelegenheiten,

1#18.Vierteljahrliche Berichterstattung im
Haupt—und-Finanzaussehuss Haupt-, Fi-

nanz- und Digitalausschuss tber

—  die Entwicklung der Verschuldung
der Stadt (Kassenkredite, Kommu-
nalkredite und Vermogensentnah-
men) und

- wichtige Investitionsvorhaben und
strategische Grundsatzentschei-
dungen der Beteiligungen.

Redaktionelle Anderung, da sich der Name des
Ausschusses mit Beginn der Wahlperiode 2020 -
2025 geandert hat.
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§16
Inkrafttreten

Die Zustandigkeitsordnung tritt am 17. No-
vember 2020 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Zustandigkeitsordnung
vom 15. Juli 2014 auBer Kraft.

§16
Inkrafttreten

Die Zustandigkeitsordnung tritt am 1£Ne-
vember2020 20. Dezember 2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Zustandigkeitsordnung
vom 15342014 17. November 2020 auBer
Kraft.
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Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der Blrgermeisterin/des Blrgermeisters 1/03
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Praambel

Aufgrund § 41 Absatz 2 und 3 und § 58 Absatz 1 Satz 1 Gemeindeordnung fiir das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit der Hauptsatzung der Stadt Beckum hat
der Rat der Stadt Beckum am folgende Zustandigkeitsordnung
beschlossen:

§1
Ausschlisse

1. Der Rat der Stadt Beckum bildet gemal3 den Bestimmungen der GO NRW folgende
Ausschisse:
- Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss (§ 3),
- Ausschuss fur Stadtentwicklung (§ 4),
—  Ausschuss fur Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben (§ 5),
—  Ausschuss fur Inklusion, Gleichstellung, Soziales, Wohnen und Ehrenamt (§ 6),
- Interkommunaler Volkshochschulausschuss (§ 7),
—  Rechnungsprifungsausschuss (§ 8).

2. AuBerdem bildet der Rat aufgrund besonderer gesetzlicher Bestimmungen folgende
Ausschisse:

- Ausschuss fiir Kinder, Jugendliche und Familien (§ 9),
- Betriebsausschuss (8 10),

- Schul-, Kultur- und Sportausschuss (§ 11),

- Umlegungsausschuss (§ 12),

- Wahlausschuss (8 13),

—  Wahlprifungsausschuss (§ 14).
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§2
Rat

Der Rat entscheidet:

1.

10.
11.

12.

13.

in allen Angelegenheiten, in denen ihm nach der GO NRW und anderen Rechtsvor-
schriften die Entscheidung vorbehalten ist,

in Angelegenheiten, die einem Ausschuss zur Entscheidung Ubertragen worden sind,
sofern in dem Ausschuss ein konstruktiver Beschluss wegen fehlender Mehrheit nicht
zustande kommt, obwohl eine sachliche Entscheidungsnotwendigkeit besteht,

in Angelegenheiten, die einem Ausschuss zur Entscheidung Ubertragen worden sind,
sofern der Rat durch ausdricklichen Beschluss im Einzelfalle die Entscheidung an sich
zieht,

Uber Ziele der Stadtentwicklungsplanung,

Uber den Abschluss von Grundstiicksgeschaften bei einem Geschaftswert von Uber
1.000.000 Euro,

in Personalangelegenheiten der Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten tber die Entlas-
sung und Zurruhesetzung, die Beurlaubung ohne Beziige und Teilzeitbeschaftigung
sowie bei Widersprichen aus dem Beamtenverhaltnis,

Uber die Bestellung von Beauftragten fiir Denkmalpflege gemal3 § 24 des Gesetzes zum
Schutz und zur Pflege der Denkmaler im Lande Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutz-
gesetz — DSchG NRW),

Uber den Denkmalpflegeplan gemaB § 25 DSchG NRW,
ber die Ubernahme von Denkmalern geméaB § 31 DSchG NRW,
Uber die Gewahrung von Rechtsschutz fir Ratsmitglieder,

Uber die Anordnung stadtebaulicher Gebote gemaB §§ 175 fortfolgende Baugesetz-
buch (BauGB),

bei eigenbetriebsahnlichen Einrichtungen tber

a) die Einstellung und Entlassung sowie die Bestellung und Abberufung, ferner Gber
die Beforderung beziehungsweise Eingruppierung, Zurruhesetzung auf Betreiben
des Dienstherrn, Versetzung von und zu einem anderen Dienstherrn und Gber die
Bewilligung von Altersteilzeit bei Betriebsleitungen,

b) die Feststellung und Anderung des Wirtschaftsplanes,

c¢) die Festlegung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresgewinns
oder die Deckung des Verlustes sowie

d) die Riickzahlung von Eigenkapital an die Stadt Beckum,

bei der Leitung der Ortlichen Rechnungspriifung tber die Einstellung und Entlassung
sowie die Bestellung und Abberufung, ferner Gber deren Beférderung beziehungsweise
Eingruppierung, Zurruhesetzung auf Betreiben des Dienstherrn, Versetzung von und
zu einem anderen Dienstherrn und Uber die Bewilligung von Altersteilzeit.
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§3
Haupt-, Finanz und Digitalausschuss

Neben den Aufgaben nach der GO NRW ist der Ausschuss fur folgende Angelegenheiten

zustandig:
A) Beratung
1. Beratung von Angelegenheiten, die der Entscheidung des Rates unterliegen, so-
fern nicht ein anderer Ausschuss zustandig ist,
2. Beratung des Stellenplans,
Beratung Uber PersonalkostenkonsolidierungsmaBnahmen,
4.  Beratung Uber Gebuhrenkalkulationen und -satzungen, soweit nicht der Betriebs-
ausschuss zustandig ist,
5.  Beratung von Grundstlicksangelegenheiten bei einem Geschaftswert von Uber
1.000.000 Euro,
6.  Beratung von Grundstiicksangelegenheiten von besonderer Bedeutung.
B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uiber alle Angelegenheiten, sofern nicht der Rat, ein Ausschuss oder
die Burgermeisterin/der Birgermeister fur die Entscheidung zustandig ist,

Entscheidung von Angelegenheiten, wenn in derselben Sache unterschiedliche
Beschlisse entscheidungsbefugter Ausschisse vorliegen (Wahrnehmung der Ko-
ordinierungsfunktion gemaf § 59 Absatz 1 GO NRW),

Entscheidung Uber die Durchfliihrung von Veranstaltungen von besonderer Be-
deutung,

Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Mitgliedern der Be-
triebsleitung der Stadtischen Betriebe Beckum,

Entscheidung in den Fallen, in denen anlasslich einer Weisung der Birgermeiste-
rin/des Burgermeisters an die Betriebsleitung einer eigenbetriebsahnlichen Ein-
richtung der Stadt Beckum keine Ubereinstimmung zwischen dem Betriebsaus-
schuss und der Blirgermeisterin/dem Birgermeister erzielt wurde,

Entscheidung Uber die Einstellung, Beférderung beziehungsweise Eingruppie-
rung, Zurruhesetzung auf Betreiben des Dienstherrn, Versetzung von und zu ei-
nem anderen Dienstherrn, Bewilligung von Altersteilzeit und Entlassung bei Fach-
bereichsleitungen, stellvertretenden Fachbereichsleitungen und Stabsstellen (so-
weit sie keine Aufgaben einer personlichen Referentin/eines persdnlichen Refe-
renten oder Pressereferentin/Pressereferenten wahrnehmen) im Einvernehmen
mit der Burgermeisterin/dem Blirgermeister,

Entscheidung Giber MaBnahmen des Feuerschutz-, Rettungsdienst- und Marktwe-
sens sowie im Bereich der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung von besonderer
Bedeutung, soweit nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber Zielvereinbarungen mit der Verwaltung
(Kontraktmanagement),



Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der Blrgermeisterin/des Blrgermeisters 1/03

10.

11.
12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

-5-

Entscheidung tber den Erwerb und die Beendigung der Mitgliedschaft der Stadt
in Vereinen, Verbanden und Organisationen,

Entscheidung Uber Angelegenheiten der Beteiligungen an wirtschaftlichen Unter-
nehmungen, soweit nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber grundsatzliche Angelegenheiten der Wirtschaftsférderung,

Entscheidung Uber Angelegenheiten der Energieversorgung, soweit nicht der Rat
zustandig ist,

Entscheidung Uber den Erlass von Forderungen ber 50.000 Euro im Einzelfall,
soweit nicht der Betriebsausschuss zustandig ist,

Entscheidung Uber die Stellung von Zuwendungsantragen, sofern die férderungs-
fahige Summe 50.000 Euro Ubersteigt,

Entscheidung Uber die Wahrnehmung des Anhorungsrechtes gemaB § 55
Absatz 2 Satz 2 Kreisordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen,

Entscheidung Uber Gebihrenkalkulationen, soweit sich hieraus keine Notwendig-
keit zur Anderung einer Gebihrensatzung ergibt und der Betriebsausschuss nicht
zustandig ist,

Entscheidung Uber den Abschluss von Grundstiicksgeschaften bei einem Ge-
schaftswert von Uber 100.000 Euro — bei Wohnbaugrundstiicken von Uber
150.000 Euro — bis 1.000.000 Euro im Rahmen der zur Verfligung gestellten Haus-
haltsmittel.

Entscheidung tGiber MaBnahmen zur Digitalisierung, soweit sie Gber Geschafte der
laufenden Verwaltung hinausgehen; insbesondere iber Digitalisierungsstrategien
und die digitale Infrastruktur.

§4
Ausschuss fiir Stadtentwicklung

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenheiten zustandig:

A) Beratung

1.

3.

Beratung aller Angelegenheiten aus dem Bereich der Bauleitplanung und zur
Sicherung der Bauleitplanung, sonstige stadtebauliche Satzungen, stadtebauliche
Entwicklungskonzepte,

Beratung Uber die Stadtentwicklungsplanung (zum Beispiel allgemeine Stadtent-
wicklungskonzeption, Verkehrsentwicklungsplanung, Linienbestimmung bis Plan-
feststellung Uberortlicher StraBen, Gesamtrekultivierungsplanung, Freizeit- und
Tourismuskonzeption),

Beratung Uber den Abschluss von Durchfiihrungsvertragen.

B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uber die Aufstellung von Bauleitplanen sowie die Beteiligung der
Offentlichkeit und der Behérden,
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Entscheidung Uber die Austibung des Vorkaufsrechtes gemaB der §§ 24 und 25
BauGB im Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel bei MaBnahmen von be-
sonderer Bedeutung,

Entscheidung Uber die Planung und Gestaltung von stadtischen Naherholungs-
bereichen,

Entscheidung Uber sonstige stadtebauliche Vertrage, mit Ausnahme von Pla-
nungskostenvereinbarungen sowie ErschlieBungsvertragen.

§5
Ausschuss fiir Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben

Der Ausschuss ist fur folgende Angelegenheiten zustandig:

A)

B)

Beratung

1.

Beratung Gber MaBnahmen des Umwelt- und Klimaschutzes, der Abfallwirtschaft,
des Gewasserschutzes, des Baumschutzes, des Arten- und Biotopschutzes, des
Larmschutzes und der Luftreinhaltung, im Zusammenhang mit Altlasten und im
Bereich Energie,

Beratung Uber den Abschluss von ErschlieBungsvertragen, soweit nicht der Be-
triebsausschuss zustandig ist.

Entscheidung

1.

Entscheidung Uber die Bauprogramme, insbesondere fiir die erstmalige Herstel-
lung von ErschlieBungsanlagen im Sinne von § 127 BauGB und fir straBenbauli-
che MaBBnahmen im Sinne von § 8 Kommunalabgabengesetz fiir das Land Nord-
rhein-Westfalen sowie Entscheidung Uber die Bildung von Ausbauabschnitten
und ErschlieBungseinheiten im Sinne von § 130 Absatz 2 BauGB,

Entscheidung Uber die stadtebauliche Beurteilung von ErschlieBungsanlagen ge-
maB § 125 Absatz 2 BauGB,

Entscheidung Uiber die Benennung, Widmung, Umstufung und Einziehung 6ffent-
licher StraBen, Wege und Platze.

Entscheidung Uber die Ausbauplanung bei StraBenbaumaBnahmen vor Durch-
fuhrung einer Ausschreibung,

Entscheidung Uber die Bauplanung fir Neu-, Um-, An- und Erweiterungsbauten
bei einer voraussichtlichen Auftragssumme von tiber 150.000 Euro,

Entscheidung Uber Antrage von besonderer Bedeutung an die StraBBenverkehrs-
behorde,

Entscheidung Giber MaBnahmen von besonderer Bedeutung im Rahmen der Park-
raumbewirtschaftung,

Entscheidung Uber Belange des 6ffentlichen Personennahverkehrs von besonde-
rer Bedeutung,

Entscheidung Uber Friedhofsangelegenheiten von besonderer Bedeutung.
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§6

Ausschuss fiir Inklusion, Gleichstellung, Soziales, Wohnen und Ehrenamt

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenheiten zustandig:

A) Beratung

1.

Beratung Uber alle MaBnahmen zur Umsetzung der UN-Konvention Uber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention), soweit
nicht der Schul-, Kultur- und Sportausschuss zustandig ist,

Beratung Uber grundsatzliche Fragen nach dem Sozialgesetzbuch Zwolftes Buch,
die sich aus der Zusammenarbeit mit dem Kreis Warendorf als dem ortlichen Tra-
ger der Sozialhilfe ergeben,

Beratung tiber MaBnahmen zur Familienférderung, soweit nicht der Ausschuss fiir
Kinder, Jugendliche und Familien zustandig ist,

Beratung Uber Fragen und MaBnahmen, die Belange der Frauen und der Gleich-
stellung betreffen,

Beratung Uber alle MaBnahmen im Bereich der raumlichen Infrastruktur unter Be-
ricksichtigung des demografischen Wandels,

Beratung uUber Angelegenheiten der alteren Einwohnerinnen und Einwohner,
Beratung uUber Angelegenheiten der Menschen mit Migrationshintergrund,

Beratung Uber den Abschluss von 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen im Zu-
standigkeitsbereich des Ausschusses.

B) Entscheidung

1.

Entscheidung Uber alle MaBnahmen zur Umsetzung der UN-Konvention Uber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention), soweit
nicht der Rat zustandig ist,

Entscheidung Uber alle MaBBnahmen zur Férderung des Ehrenamtes und der eh-
renamtlichen Tatigkeit, soweit nicht der Rat zustandig ist.

§7
Interkommunaler Volkshochschulausschuss

Der Ausschuss nimmt die Aufgaben wahr, die ihm aufgrund der 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen der Stadt Beckum und der Gemeinde Wadersloh tbertragen wurden.

§8
Rechnungspriifungsausschuss

Der Zustandigkeitsbereich des Ausschusses umfasst die ihm gesetzlich Gibertragenen Aufga-
ben sowie die Beratung bei der Bestellung und Abberufung von Rechnungspriferinnen und
Rechnungsprufern.
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§9
Ausschuss fiir Kinder, Jugendliche und Familien

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenheiten zustandig:

1. Durchfihrung der Aufgaben, die sich aus dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch — Kinder-
und Jugendhilfe — und der Satzung fir das Jugendamt der Stadt Beckum ergeben,

2. Beratung Uber Planung und Einrichtung von Kinderspielplatzen,

3. Durchfiihrung der Aufgaben nach dem Gesetz zur frihen Bildung und Férderung von
Kindern fiir das Land Nordrhein-Westfalen (Kinderbildungsgesetz),

4.  Durchfihrung der Aufgaben nach dem Dritten Gesetz zur Ausfiihrung des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Férderung der Ju-
gendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes (Kinder- und Jugendforderungsgesetz).

§10
Betriebsausschuss

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenheiten zustandig:
A) Beratung

1. Beratung aller Angelegenheiten der Eigenbetriebe, die der Entscheidung des Ra-
tes unterliegen,

2. Kenntnisnahme Uber die Planung von BaumaBnahmen bei einer voraussichtlichen
Auftragssumme von tber 150.000 Euro.

B) Entscheidung

1. Entscheidung in den Angelegenheiten, die durch die GO NRW und die Eigenbe-
triebsverordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) Ubertragen
sind,

2. Entscheidung Uber die Zustimmung zu Vertragen, wenn der Wert im Einzelfalle
den Betrag von 50.000 Euro Ubersteigt; ausgenommen sind die Vergabe von Auf-
tragen, die Geschafte der laufenden Betriebsfliihrung und Angelegenheiten, die
nach der GO NRW, der EigVO NRW oder durch die Hauptsatzung der Stadt
Beckum der Zustandigkeit des Rates vorbehalten sind,

3. Entscheidung tber die Stundung von Zahlungsverbindlichkeiten, wenn sie im Ein-
zelfall 50.000 Euro Ubersteigen,

4.  Erlass und Niederschlagung von Forderungen, wenn sie im Einzelfall 25.000 Euro
Ubersteigen,

5. Entscheidung Uber die Kalkulation fir Abwasser- und Klarschlammbeseitigungs-
gebiihren, soweit sich hieraus keine Notwendigkeit zur Anderung einer Gebiih-
rensatzung ergibt,

6.  Entscheidung in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unter-
liegen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet.
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§ 11
Schul-, Kultur- und Sportausschuss

Der Ausschuss ist fir folgende Angelegenheiten zustandig:

A)

B)

Beratung

1.
2.

Beratung Uber Errichtung, Anderung und Auflésung stadtischer Schulen,

Beratung Uber Neubau und wesentliche Erweiterung von stadtischen Schulge-
bauden,

Beratung Uber die Bildung und Anderung von Schuleinzugsbereichen,

Beratung Uber alle MaBnahmen zur Umsetzung der UN-Konvention Uber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behindertenrechtskonvention) in den
Bereichen Schule, Kultur und Sport.

Entscheidung

1.

10.

11.
12.

13.

14.

15.

Entscheidung tber den Vorschlag und die Begriindung zur Auswahl einer Bewer-
berin oder eines Bewerbers als Schulleiterin oder Schulleiter an die Schulauf-
sichtsbehorde gemal § 61 Absatz 2 SchulG NRW neue Fassung,

Entscheidung Uber die Stellungnahme zur Inanspruchnahme der Stellen fir
Schulleiterinnen und Schulleiter ohne Auswahlverfahren an die Schulaufsichtsbe-
hérde gemalB § 61 Absatz 4 SchulG NRW neue Fassung,

Entscheidung Uber die Benennung der stadtischen Schulen,

Entscheidung Uber den Abschluss von 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarungen im
Schulwesen,

Entscheidung Uber die Errichtung und Férderung des Baus von Sportanlagen,

Entscheidung uber die Forderung von Sportangelegenheiten mit besonderer Be-
deutung,

Entscheidung Uber die Forderung von kulturellen Einrichtungen,
Entscheidung Uber die Errichtung und Forderung von Blichereien,

Entscheidung Uber die Erteilung von Erlaubnissen nach § 9 DSchG NRW bei MaB3-
nahmen von besonderer Bedeutung,

Entscheidung Uber Leistungen der Stadt nach § 35 DSchG NRW im Rahmen der
im Haushaltsplan bereit gestellten Mittel bei Betragen von iber 25.000 Euro,

Entscheidung Uber die Eintragung in die Denkmalliste gemal3 § 3 DSchG NRW,

Entscheidung Uber die Erteilung von Erlaubnissen zur Beseitigung von Denkma-
lern gemaR § 9 DSchG NRW,

Entscheidung Uber die Unterschutzstellung von Denkmalbereichen gemal § 5
DSchG NRW,

Entscheidung Uber Antrage der Stadt auf Enteignung von Baudenkmalern und
ortsfesten Bodendenkmalern gemaB § 30 DSchG NRW,

Entscheidung Uber die vorldaufige Eintragung in die Denkmalliste gemal3 § 4
DSchG NRW.
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§12
Umlegungsausschuss

Der Ausschuss ist zustéandig fir die Wahrnehmung von Aufgaben der Umlegung gemaB
Baugesetzbuch.

§13
Wahlausschuss

Der Ausschuss ist zustandig flr die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Gesetz Uiber die
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (Kommunalwahlgesetz).

§14
Wabhlpriifungsausschuss

Der Ausschuss ist zustandig fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Kommunalwahl-
gesetz.

§15
Blirgermeisterin/Blirgermeister

Die Blirgermeisterin/der Birgermeister ist zustandig fir die:

1. Vergabe von Auftragen aus dem gesamten Bereich der Verwaltung, soweit entspre-
chende Haushaltsmittel zur Verfligung stehen,

2. Berichterstattung an die Fraktionen und die Fachausschiisse Uber erfolgte Vergaben
a) beieinem Auftragswert von tber 150.000 Euro,

b)  bei Auftragserweiterungen (Nachtragsauftragen) von vergebenen Auftragen mit
einem Auftragswert von tber 150.000 Euro, wenn der Ursprungsauftrag durch
Nachtragsauftrage um mehr als 10 Prozent Uberschritten wird oder ein Nach-
tragsauftrag von tber 50.000 Euro erteilt wird, auch wenn der Ursprungsauftrag
zusammen mit bereits vergebenen Nachtragsauftragen durch einen Nachtrags-
auftrag erstmals die Wertgrenze von Gber 150.000 Euro erreicht,

3.  Entscheidung Uber die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten bei einem Streitwert bis zu
50.000 Euro und Abschluss von Vergleichen (gerichtlich und auBergerichtlich), sofern
der Vergleichswert den Betrag von 50.000 Euro nicht Ubersteigt,

4.  Entscheidung Uber den Abschluss von Grundstticksgeschaften bis zu einem Geschafts-
wert von 100.000 Euro, bei Wohnbaugrundstticken von bis zu 150.000 Euro,

5.  Entscheidung Uber die Stundung und Niederschlagung von stadtischen Forderungen,
soweit nicht der Betriebsausschuss zustandig ist,

6. Entscheidung Uber den Erlass von stadtischen Forderungen bis in Hohe von
50.000 Euro, soweit nicht der Betriebsausschuss zustandig ist,

7. Entscheidung Uber die Wahrnehmung von ehrenamtlichen Tatigkeiten und Austibung
von Ehrenamtern nach § 28 GO NRW,

8.  Entscheidung Uber die Bewilligung von Versorgungsbeziigen aufgrund von Kann-Vor-
schriften sowie Uber die Berlicksichtigung von Zeiten als ruhegehaltsfahige Dienstzeit
und Uber die Bestimmung der Person des Zahlungsempfangers,
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Entscheidung Uber die Anerkennung von Dienstunfallen gemaB § 45 Absatz 3 des Ge-
setzes Uber die Versorgung der Beamten und Richter des Bundes (Beamtenversor-
gungsgesetz),

Entscheidung Uber die Erteilung von Erlaubnissen nach § 9 DSchG NRW bei MaBnah-
men von untergeordneter Bedeutung,

Entscheidung Uber die Bewilligung von Zuschissen und Beihilfen (einschlieBlich Sach-
zuwendungen) an Einrichtungen, Vereine, Verbande oder sonstige Dritte, Mittel fir die
Betreuung auslandischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der Menschen
mit Behinderungen und tber die Durchfiihrung von Veranstaltungen fir altere Einwoh-
nerinnen und Einwohner im Rahmen der im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel,

Entscheidung Uber Leistungen der Stadt nach § 35 DSchG NRW im Rahmen der im
Haushaltsplan bereitgestellten Mittel bei Betragen bis 25.000 Euro,

Entscheidung Uber die Gewahrung von Familienzusatzdarlehen und Zinszuschissen im
Rahmen der vom Rat gegebenen Richtlinien und zur Verfigung gestellten Haushalts-
mittel,

Entscheidung Uber die Aufnahme von Krediten im Rahmen der Festsetzungen der
Haushaltssatzung,

Entscheidung im Zusammenhang mit den eigenbetriebsahnlichen Einrichtungen der
Stadt Beckum:

a) Erteilung von Weisungen an die Betriebsleitungen im Interesse der Einheitlichkeit
der Verwaltungsfihrung,

b)  Vorbereitung der Vorlagen fiir den Betriebsausschuss und den Rat im Benehmen
mit den Betriebsleitungen,

c) Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der tariflich Beschaftigten der eigen-
betriebsahnlichen Einrichtungen auf Vorschlag der Betriebsleitung,

d) Vertretung der Stadt in den Angelegenheiten der eigenbetriebsdhnlichen Einrich-
tungen, die nicht Angelegenheiten der Betriebsleitungen sind,

Entscheidung Uber die Ausiibung von Vorkaufsrechten gemaR § 24 fortfolgende BauGB
im Rahmen der zur Verfiigung gestellten Haushaltsmittel bei MaBnahmen von unter-
geordneter Bedeutung, soweit nicht der Ausschuss flr Stadtentwicklung, Demografie,
Umwelt- und Klimaschutz fiir die Entscheidung zustandig ist,

Entscheidung tber Dienstwohnungsangelegenheiten,
Vierteljahrliche Berichterstattung im Haupt-, Finanz und Digitalausschuss Gber

—  die Entwicklung der Verschuldung der Stadt (Kassenkredite, Kommunalkredite
und Vermdgensentnahmen) und

— wichtige Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der
Beteiligungen.
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§16
Inkrafttreten
Die Zustandigkeitsordnung tritt am 20. Dezember 2022 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Zustandigkeitsordnung vom 17. November 2020 auBer Kraft.
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Neufassung der Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der
Burgermeisterin/des Biirgermeisters
Federfihrung:  Fachbereich Innere Verwaltung

Beteiligungen:  Buro des Burgermeisters
Fachbereich Stadtentwicklung
Fachbereich Umwelt und Bauen

Auskunft erteilt: Herr Sonnenburg | 02521 29-110 | sonnenburg@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Entscheidung
Beschlussvorschlag:

ohne

Erlauterungen:

Mit Schreiben vom 15.11.2022 beantragt die CDU-Fraktion die von der Verwaltung ge-
plante Neufassung der Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschiisse und der Bir-
germeisterin/des Blrgermeisters (Zustandigkeitsordnung) an diversen Stellen anzupas-
sen. Zum konkreten Inhalt wird auf den als Anlage zur Vorlage beigefligten Antrag ver-
wiesen.

Die Verwaltung nimmt zu den einzelnen Punkten wie folgt Stellung:
§ 3 — Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss

Beibehaltung von § 3 Buchstabe B alte Nummer 3

Die CDU-Fraktion beantragt, die Entscheidung tber die Gestaltung von Ausschreibungen
fur Auftragsvergaben von besonderer Bedeutung bei einer kalkulierten Auftragssumme
von Uber 50.000 Euro weiterhin dem Ausschuss vorzubehalten. Die besondere Bedeutung
besteht in diesen Fallen in der Moglichkeit der Festlegung von den bei der Vergabeent-
scheidung malBgeblichen Zuschlagskriterien, wodurch politische Zielsetzungen erreicht
werden kdnnen. Der Verwaltung sind hierzu keine konkreten Anwendungsfdlle bekannt.
Generell geht MaBnahmen von besonderer Bedeutung ohnehin eine politische Beratung
und Beschlussfassung voran, wodurch das EinflieBen politischer Zielsetzungen gesichert
ist.

Anderung der Erlduterungen in der Synopse zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4

In den Erlauterungen ist die Rede von einer Wertgrenze von 200.000 Euro. Dies war der
Betrag, den die Verwaltung der Politik in einem Interfraktionellen Gesprach als ersten Vor-
schlag unterbreitet hat. Im Anschluss wurde die Wertgrenze im Verwaltungsvorschlag fur
die Sitzung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses am 22.11.2022 auf 150.000 Euro
reduziert. Es wurde lediglich Gbersehen, die Erlauterungen in der Synopse redaktionell
anzupassen.
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Sollte der Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss abweichende Wertgrenzen beschliefen,
werden die Erlduterungen fir die Sitzung des Rates der Stadt Beckum am 20.12.2022
selbstverstandlich entsprechend geandert.

Unabhéangig von der finalen Hohe ist eine Anhebung der Wertgrenze fiir Berichte tber
erfolgte Vergaben aus Sicht der Verwaltung sinnvoll. Wesentlicher Grund ist die Entwick-
lung der Marktpreise in praktisch allen Segmenten, die seit Festlegung der bestehenden
Wertgrenzen im Juni 2014 zu verzeichnen ist. Auch der Vergleich mit den Nachbarkom-
munen im Kreis Warendorf zeigt, dass die Wertgrenzen fiir die politische Beteiligung in
anderen Stadte ahnlicher GréBenordnung bereits jetzt deutlich Gber der in Beckum fest-
gelegten Grenze von 50.000 Euro liegen (zum Beispiel in Ahlen, Ennigerloh und Waren-
dorf bei 100.000 Euro, in Oelde bei 200.000 Euro). Die Verwaltung halt daher eine allge-
meine Grenze von 150.000 Euro fiir sachdienlich und ausreichend, um dem berechtigten
Bedirfnis der Politik nach Information Uber relevante Vergabevorgangen zu entsprechen.

Zu berucksichtigen ist hierbei, dass mit der Anhebung der Wertgrenze eine Reduzierung
des Verwaltungsaufwands fur die Erstellung von Vorlagen gegentibersteht. Insbesondere
im Hochbaubereich kommen haufig zahlreiche Einzelvergaben zum Tragen. Die betroffe-
nen Stellen — haufig aus den technischen Berufsbereichen — kdnnen freiwerdende Kapa-
zitaten fur die inhaltliche Arbeit nutzen.

Anderung der Wertgrenzen in § 3 Buchstabe B neue Nummer 17

Aus den zuvor genannten Griinden schlagt die Verwaltung auch die Anhebung der Wert-
grenzen fir die Entscheidung des Haupt-, Finanz- und Digitalausschusses vor. Die Preis-
steigerungen auf dem Grundsticksmarkt waren in den vergangenen Jahren erheblich. In
der Folge wird die bisherige Wertgrenze von 50.000 Euro fiir Grundstlicksgeschafte be-
ziehungswiese 85.000 Euro fir Wohnbaugrundstiicke erheblich schneller erreicht, als es
bei ihrer Festlegung im Jahr 2014 der Fall war. Hierunter kdnnen je nach GroBe bereits
unbebaute Grundstticke fir Einfamilienhauser fallen, bei denen eine politische Beteiligung
nicht erforderlich scheint. Daher wird vorgeschlagen, den Wert fir allgemeine Grund-
sticksgeschafte auf 100.000 Euro anzuheben und fir Wohnbaugrundsticke auf
150.000 Euro. Nach Einschatzung der Verwaltung werden davon weiterhin alle Grund-
sticksgeschafte mit einer stadtebaulichen oder sonstigen politischen Relevanz erfasst.

§ 4 — Ausschuss fiir Stadtentwicklung

Beibehaltung von § 4 Buchstabe B alten Nummern 3, 4 und 5

Die aktuelle Zustandigkeitsordnung sieht eine Ausschusszustandigkeit vor fur Entschei-
dungen

. .Uber Baugenehmigungen in besonderen Fallen der §§ 33, 34 und 35 BauGB” (Num-
mer 3),

. ,Uber Baugenehmigungen im Rahmen des § 34 BauGB, soweit das Vorhaben fir die
Stadtgestaltung von wesentlicher Bedeutung ist” (Nummer 4) und,

. ,Uber die Zulassigkeit von besonderen Vorhaben nach den §§ 31, 33 bis 35 BauGB in
anderen als bauaufsichtlichen Verfahren (§ 36 Absatz 1 Satz 2 BauGB)” (Nummer 5).

Die Verwaltung schlagt vor, diese Zustandigkeiten zu streichen. Die Priifung der Zulassig-
keit baulicher Anlagen erfolgt aufgrund einer rechtlichen Bewertung, die flr eine politi-
sche Abwagung nicht zuganglich ist.
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Soweit der Verwaltung bekannt ist, liegen diese Entscheidungen auch in den umliegenden
Stadten und Gemeinden mit eigener Bauordnungsbehdrde daher bei den Hauptverwal-
tungsbeamtinnen und -beamten.

Zu beachten ist, dass Bauordnungsrecht Gefahrenabwehr ist. GemaB §§ 57 f. Bauordnung
far das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) ist die Stadt Beckum als untere Bauauf-
sichtsbehorde fur den Vollzug der Bauordnung zustandig. Sie handelt als Ordnungsbe-
hérde im Rahmen einer Pflichtaufgabe zur Erfillung nach Weisung und hat zu diesem
Zweck geeignete Fachkrafte zu beschaftigen.

Grundstlickseigentiimerinnen und Grundstlickseigentimer haben aufgrund der in
Artikel 14 Absatz 1 Grundgesetz gewahrleisteten Baufreiheit das Recht, ihr Grundstiick
nach Malgabe des geltenden Baurechts baulich oder sonst zu nutzen. GemaB § 74
Absatz 1 BauO NRW ,ist” daher die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem Vorhaben
keine 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Soweit alle rechtlichen Voraus-
setzungen vorliegen, haben die Bauherrinnen und Bauherren einen Anspruch auf die Ge-
nehmigung und ist eine Versagung rechtswidrig. Ein Ermessen besteht in diesem Zusam-
menhang nicht.

Lediglich in bestimmten Fallen, zum Beispiel bei Ausnahmen oder Befreiungen, kann ein
Ermessen zum Tragen kommen. Dieses ist jedoch nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes
auszulben und aufgrund der Baufreiheit regelmaBig eingeschrankt, wenn alle Vorausset-
zungen erfullt sind. Eine politische Argumentation ware in diesen Fallen ermessensfehler-
haft. Gleiches gilt bei der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe oder der Bewertung
des Einfligens in die Eigenart der naheren Umgebung gemaB § 34 Baugesetzbuch
(BauGB).

Auch das gemeindliche Einvernehmen gemal § 36 Absatz 1 Satz 2 BauGB bei Prifungen
nach den §§ 31, 33 bis 35 BauGB in anderen als bauaufsichtlichen Verfahren sollte nach
Auffassung der Verwaltung durch die Blirgermeisterin/den Birgermeister geprift und
entschieden werden. § 36 BauGB gilt allgemein nur fir Stadte und Gemeinden, die — an-
ders als Beckum — nicht selbst Baugenehmigungsbehorde sind. Auch in den hier in Bezug
genommenen anderen, zum Beispiel immissionsschutzrechtlichen Verfahren, ist eine Ver-
lagerung der Entscheidung auf die politische Ebene nicht angezeigt.

Die Beteiligung der Gemeinde nach § 36 BauGB dient zunachst ihrer Information Gber
beabsichtigte Vorhaben, um gegebenenfalls aufgrund politischer Abwagung mit planeri-
schen Mitteln reagieren zu kénnen. Ein eventuelles planerisches Entgegensteuern darf
jedoch, wenn die Voraussetzungen fur die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens
vorliegen, nicht durch die Versagung des Einvernehmens erfolgen. Die Entscheidung, ob
die Gemeinde ihr Einvernehmen erteilt, liegt nicht in ihrem freien Ermessen. Sie darf es
nur aus den sich aus den 8§ 31, 33 bis 35 BauGB ergebenden Griinden versagen. Fehlt es
an einem Grund, der zur Verweigerung berechtigt, ist die Gemeinde verpflichtet, ihr Ein-
vernehmen zu erteilen, ohne dass ihr noch eine planerische Gestaltungsfreiheit zusteht.
Sollte die Gemeinde die §§ 31, 33 bis 35 BauGB fehlerhaft anwenden, macht sie sich scha-
densersatzpflichtig und das Einvernehmen kann durch die Bauaufsichtsbehdrde oder im
Rechtsbehelfsverfahren ersetzt werden. Da es sich bei der Beteiligung der Gemeinde so-
mit um eine fachliche Entscheidungsfindung handelt, ist es ausreichend und zweckmaBig,
dass die Verwaltung diese Priifung und Entscheidung vornimmt.



_4-

Sollten somit die Entscheidungen iber Baugenehmigungen oder Einvernehmen der Zu-
standigkeit des Burgermeisters vorbehalten bleiben, wird die Planungshoheit der politi-
schen Gremien hiervon nicht beeintrachtigt. Die Verwaltung ist verpflichtet, die zustandi-
gen politischen Gremien rechtzeitig und vollstandig Gber politisch relevante Bauvorhaben
zu informieren, sodass diese gegebenenfalls durch Einsatz der Bauleitplanung reagieren
kdnnen. Zu nennen sind hier insbesondere der Erlass einer Veranderungssperre nach § 14
BauGB oder die Zurtickstellung von Baugesuchen gemaf § 15 BauGB.

Die Verwaltung ist sich ihrer Pflicht bewusst, die Politik bei entsprechenden Bauvorhaben
friihzeitig einzubinden und ihr die Mdglichkeit zum Handeln zu verschaffen. Bei bedeut-
samen Bauvorhaben fordert die Verwaltung die Bauherrinnen und -herren grundsatzlich
zu einer Vorstellung in den kommunalpolitischen Gremien auf. So war es letztlich auch
bei dem Abriss des ehemaligen Schlachthofs und der Nachnutzung des Geldndes. Die
Verwaltung hat hier zu jedem Zeitpunkt die Politik Gber die Verfahrensstande informiert,
sodass jederzeit die Bauleitplanung fortgefiihrt und im Zweifel auch nach entsprechender
Beschlussfassung die Zurlickstellung des Baugesuchs hatte erfolgen kénnen. Dies wiirde
auch in Zukunft genauso passieren.

§ 5 — Ausschuss fir Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben

Anderung der Wertgrenze in § 5 Buchstabe B Nummer 5

Siehe Erlauterungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4.
§ 10 — Betriebsausschuss

Anderung der Wertgrenze in § 10 Buchstabe A neue Nummer 2

Siehe Erlauterungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4.
§ 15 — Blirgermeister

Anderung der Wertgrenzen in § 15 neue Nummer 2

Siehe Erlauterungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4.

Anderung der Wertgrenzen in § 15 neue Nummer 4

Siehe Erlauterungen zu § 3 Buchstabe B alte Nummer 4.

Anlage(n):
Antrag der CDU-Fraktion vom 15.11.2022



Anlage zur Vorlage 2022/0308/1

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Beckum CD u

Andreas Kihnel
Fraktionsvorsitzender
Heinz-Futing-Stralle 32
59269 Beckum
Herrn
Burgermeister
Michael Gerdhenrich
Weststrasse 46

59269 Beckum Beckum, den 15.11.2022

Sehr geehrter Herr Gerdhenrich,

die CDU-Fraktion beantragt zum TOP 13 der Sitzung des Haupt,- Finanz,- und
Digitalausschusses die beabsichtigte Neufassung/Anderung der
Zustandigkeitsordnung des Rates, der Ausschisse und der Blrgermeisterin/des
Blrgermeisters der Stadt Beckum wie folgt anzupassen und die Anderungen zur

Abstimmung zu stellen.

§ 3Haupt,- Finanz,- und Digitalausschuss:
B. Entscheidung Ziffer 3

Eine Streichung von B. Nr. 3 lehnen wir ab. (vgl. alte Fassung) und beantragen

diese in die Neufassung zu iibernehmen.

3. Entscheidung liber die Gestaltung von Ausschreibungen fiir Auftragsvergaben von
besonderer Bedeutung bei einer kalkulierten Auftragssumme von (ber 50.000 Euro;
die besondere Bedeutung besteht in der Mbglichkeit der Festlegung von den bei der
Vergabeentscheidung mal3geblichen Zuschlagskriterien, wodurch politische

Zielsetzungen erreicht werden kénnen,

Streichung von § 3 Buchstabe B Nummer 4 (Anmerkung)
Gebundene Entscheidung entfallt. Eine Empfehlung

der Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-

Westfalen zur Abschaffung der Vergabeentscheidungen



durch die politischen Gremien und Einfluhrung
einer geeigneten Berichterstattung liegt vor. Stattdessen Berichtspflicht des
Blrgermeisters bei Auftragen Gber 200-000-Eure 75.000 Euro (vergleiche § 15

Nummer 1).

17. Entscheidung Uber den Abschluss von Grundstlicksgeschaften bei einem
Geschaftswert von Uber 400-000-Euro 75.000 Euro bei Wohnbaugrundstticken von
Uber 4560-:000-Eure 110.000 Euro — bis 1.000.000 Euro im Rahmen der zur

Verfugung gestellten Haushaltsmittel.

§ 4 Stadtentwicklung:
B) Entscheidung
Eine Streichung der § 31,32,33,34 und 35 lehnen wir ab (vgl. alte Fassung) und

beantragen diese in die Neufassung zu libernehmen.

3. Entscheidung liber Baugenehmigungen in besonderen Féllen der §§ 33, 34 und
35 BauGB,

4. liber Baugenehmigungen im Rahmen des § 34 BauGB, soweit das

Voorhaben fiir die Stadtgestaltung von wesentlicher Bedeutung ist,

5. Entscheidung lber die Zuldssigkeit von besonderen Vorhaben nach den §§ 31, 33
bis 35 BauGB in anderen als bauaufsichtlichen Verfahren (§ 36 Absatz 1 Satz 2
BauGB),

§ 5 B: Ausschuss fur Bauen, Umwelt, Klimaschutz, Energie und Vergaben:

B) Entscheidung Ziffer 5

Entscheidung Uber die Bauplanung fur Neu-, Um-, An- und Erweiterungsbauten
bei einer voraussichtlichen Auftragssumme von tber 450-:000-Euro, 75.000 Euro

§ 10 Betriebsausschuss:
A) Beratung Ziffer 2

Kenntnisnahme Uber die Planung von Baumalinahmen bei einer voraussichtlichen
Auftragssumme von Uber 450-000-Euro- 75.000 Euro



§ 15 Blrgermeister:

2. Berichterstattung an die Fraktionen und die Fachausschuisse uber erfolgte
Vergaben

a) bei einem Auftragswert von Uber 456-000-Euro,-75.000 Euro

b) bei Auftragserweiterungen (Nachtragsauftragen) von vergebenen Auftragen mit
einem Auftragswert

von Uber 460-:000-Euro-75.000 Euro, wenn der Ursprungsauftrag durch
Nachtragsauftrage um mehr als 10 Prozent Uberschritten wird oder ein
Nachtragsauftrag von tber 50.000 Euro erteilt wird, auch wenn der Ursprungsauftrag
zusammen mit bereits vergebenen Nachtragsauftragen durch einen
Nachtragsauftrag

erstmals die Wertgrenze von Uber460-000-Eure 75.000 Euro erreicht,

4. Entscheidung Uber den Abschluss von Grundstlicksgeschaften bis zu einem
Geschaftswert von 466-000-Eure, 75.000 Euro bei Wohnbaugrundsticken von bis zu

450-000-Eure-110.000 Euro

Begriindung:

Das Haushaltsrecht obliegt dem von den Burgerinnen und Burgern gewahlten
Stadtrat. Dieser allein entscheidet Uber die zur Verfugung gestellten Haushaltsmittel.
Die Auftrage Uber Mallnahmen muissen zuvor im zustandigen Fachausschuss
behandelt und beschlossen werden.

Die CDU-Fraktion stimmt mit der Empfehlung der Gemeindeprufungsanstalt
Nordrhein-Westfalen Uberein, dass die Abschaffung der Vergabeentscheidungen
durch politische Gremien zu einer Beschleunigung des Verfahrens flihren und sich
dadurch fur die Blrgerinnen und Burger der Stadt Beckum Vorteile ergeben.

Jedoch ist uns nicht ersichtlich, welche Vorteile eine Verdreifachung der
Wertgrenzen praktisch bringen sollen. Der CDU-Fraktion ist bewusst, dass durch die
Kostensteigerungen in den letzten Jahren eine inflationsbedingte Anpassung
erforderlich ist. Angesichts dessen ist fur uns eine inflationsbedingte Steigerung der
Wertgrenze von Vergaben auf 75.000 Euro ausreichend.

Eine Mitteilungs- und Berichtspflicht seitens der Verwaltung ist fur die Transparenz

des Verfahrens und die Beteiligung der politischen Vertreter unabdingbar. Die



Informationen Uber Auftragsvergaben, die vorab als Berichtsvorlage an die
Fraktionsvorsitzenden per Mail und die Berichte zur Kenntnisnahme in den
Fachausschussen sind ab einer Wertgrenze von 75.000 Euro erforderlich, um den
Informationsfluss zwischen Verwaltung/Burgermeister und den politischen Vertretern
weiterhin zu gewahrleisten. Bei der Entscheidung Uber den Abschluss von
Grundsticksangelegenheiten folgen wir der gleichen Begrindung und sprechen uns
fur eine inflationsangepasste Steigerung von 25.000 Euro aus, anstatt der in der
Neufassung veranschlagten Steigerung des Geschaftswertes um 100.000 Euro.

Im § 4 Stadtentwicklung ist eine Streichung der §§ 31,33,34 und 35 BauGB
vorgesehen. Gerade das sensible Thema der Bebauung des Schlachthofgelandes
hat gezeigt, wie wichtig eine politische und 6ffentliche Diskussion solcher Inhalte ist.
Auch die Begrundung, dass es sich immer um gebundene Entscheidungen handelt
Uberzeugt nicht, denn die gebundene Entscheidung setzt bestimmte
Voraussetzungen bzw. Annahmen voraus, die einer politischen Beurteilung
unterliegen. Dies betrifft z.B. § 31 BauGB ,Griinde des Allgemeinwohls*.

Bei § 33 BauGB ist politisch die Frage kunftiger Bebauungsplane zu entscheiden.
Bei § 34 BauGB ist die Frage der ,stadtebaulichen vertretbaren® eine politische Frage
der Stadtplanung. Bei §. 35 BauGB ist der gesamte Aul3enbereich der Stadt Beckum
betroffen.

Insgesamt wird hier der gesamte politische und 6ffentliche Diskurs unterbunden.

Mit freundlichen GriRen

Andreas Kuhnel Kathrin Averdung und Christoph Pundt
-Fraktionsvorsitzender- -stellvertretende Fraktionsvorsitzende-
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Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 - 1. Anderungsliste zum
Haushaltsplanentwurf

Federfihrung:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Beteiligungen:

Auskunft erteilt: Herr Wulf | 02521 29-200 | wulf@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Kenntnisnahme
Erlauterungen:

Der Entwurf des Haushaltsplanes 2023 wurde in der Ratssitzung am 20.10.2022 zur wei-
teren Beratung eingebracht. Zwischenzeitlich haben sich Anderungen ergeben, die in der
als Anlage beigefiigten 1. Anderungsliste zusammengefasst sind. Die Anderungen wer-
den in der Sitzung ausfihrlich erlautert.

Anlage(n):

1. Anderungsliste zum Haushaltsplanentwurf 2023
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1. Anderungsliste

Ergebnisplan

Stand: 15.11.2022

PG 14.1

Anlage zu 2022/0389/1

Lfd. Produktkonto nicht Seite im 2023 2024 2025 2026 Bemerkung
Nr. zahlungswirksam| Entwurf bisher neu Verdnderung bisher neu Verdnderung bisher neu Verédnderung bisher neu Verdnderung
Ertrage
1 ]010903.448822 Kostenbeitrdge 154 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 |Wegfall der Vollstreckung fiir den Beitragsservice
2 1010903.456200 Saumniszuschlag 154 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 [Wegfall der Vollstreckung flr den Beitragsservice
2023: Umgruppierung aus Produktkonto 011002.448100
011002.414161 Z d Land
3| el uwendungen vom tand zur neu 0 70.000 70.000 0 41500 41,500 0 7.600 7.600 2024 und 2025: Anpassung an den aktuellen
Projektférderung IT Administration . )
Forderbescheid
4 |011002:448100 Ertrage aus Kostenerstattung 178 70.000 0|  -70.000 Ab 2023 im Produktkonto 011002414161
Kostenumlagen vom Land
5 090101.414100 Zuweisungen und Zuschsse fur 620 71.350 70.600 750 11350 3,000 -8.350 4350 3,000 -1.350 4350 3,000 -1350 Anpassung an Zuwendungsbescheid Hof- und
laufende Zwecke vom Land Fassandenprogramm (2022/0230)
1 432100 B th
6 ,,ﬁoﬁos : ) O?t enutzungsgebuhren und 650 160.000 | 190.000 30000 | 160000 |  190.000 30000 160000 |  190.000 30000 | 160000 | 190000 30.000 |Ansatzerhéhung aufgrund steigender Mietnebenkosten
dhnliche Entgelte
7 |100304.432700 Benutzungsgebiren und 660 30.000 300000 | 270.000 30.000 300.000 270.000 30.000 300.000 270.000 30.000 300.000 270,000 [Ansatzerhohung aufgrund zusatzlicher Anmietungen fir
dhnliche Entgelte Schutzsuchende der Ukraine
A i Hei iek ieh
8 [110107.442100 Ertrége aus Verkauf 690 258.000 243,000 -15.000 258.000 243,000 -15.000 258.000 228.000 -30.000 258.000 228.000 30,000 |/\NPassung an reduzierte Heizenergiekosten, siehe
Produktkonto 110107.524105
9 1501?1.414126 Zuweisung vom Land 840 3.600 4750 1150 1850 3,000 1150 1850 3,000 1150 0 3,000 3.000 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
(Verfligungsfonds) (2022/0229)
10 1501"01.414137 Zuschus's.v Land f. 840 850 650 200 1.400 600 -800 950 150 -800 1050 50 -1.000 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfligungsfonds
Verfiigungsfonds - passivierbare Zuwendung (2022/0229)
Wegfall der Wettburosteuer, darf von Kommunen nicht
11 |160101.403101 Wettbirosteuer 880 30.000 0 -30.000 30.000 0 -30.000 30.000 0 -30.000 30.000 0 30,000 |SToPen werden, da sie gleichartig mit der ,
Sportwettensteuer ist (Urteil Bundesverfassungsgericht
vom 20.09.2022)
12 |160101.411100 Schlisselzuweisungen vom Land 880 13.516.300 | 13.303.900 -212.400 | 18.377.000 | 18.177.000 -200.000 | 19.868.450 | 19.668.450 -200.000 | 21.177.000 | 20.977.000 -200.000 |Modellrechnung zum GFG 2023 vom 31.10.2022
13 |160101.491101 Aktivierung Corona-Schaden X 881 0 1.601.850 1.601.850 0 0 Berechnung Corona-Schaden
14 [160101.491102 Aktivierung Schaden Ukraine X neu 0 1.242.050 1.242.050 0 1.246.650 1.246.650 0 861.250 861.250 0 865.900 865.900 |Berechnung Schaden Ukraine Krieg
Summe Ertrage 14.380.100 | 17.245.300 2.865.200 [ 19.109.600 | 20.423.250 1.313.650 | 20.593.600 | 21.479.950 886.350 [ 21.900.400 | 22.785.450 885.050
Aufwendungen
Ansatzbildung aufgrund neuer Preisentwicklung,
. . Anderungen Abgaben und Nebenkosten, Reduzierung
15 |011305.524105 Heizenergiekosten 207 1.586.000 1.390.000 -196.000 1.586.000 1.390.000 -196.000 1.200.000 1.000.000 -200.000 1.200.000 1.000.000 -200.000 ) N
Mehrwertsteuer, sowie Beriicksichtigung von 15 %
Einsparungspotential
16 [020505.542104 Kosten flr Notarzteinsatze 271 570.000 620.000 50.000 580.000 630.000 50.000 590.000 640.000 50.000 600.000 650.000 50.000 [Beschlussvorlage 2022/0390
17 030101.525500 U‘nterhaltung (ohne Wengr?nze) 284 300 4300 4000 300 4300 4000 Menstruationsprodukte inklusive Spender
u. Beschaffung (bis 60 €) des bewegl. Vermogens Beschluss SKS vom 15.11.2022
18 040105.531800 Zuw?|su4ngen un.d Zuschusse fur 418 180.000 189.000 9.000 183.600 192,600 9.000 187.300 196,300 9.000 191.000 200,000 9.000 E|1hohter‘ Betriebskostenanteil der Stadt Beckum an der
laufende Zwecke an iibrige Bereiche Biicherei Beckum
40105. 150 Anteil | itionsk fur RF ID
19 |040105.538150 Anteil Investitionskosten fur 418 6.000 0 -6.000 6.000 0 -6.000 6.000 4.000 -2.000 6.000 4.000 -2.000 |siehe Berichtsvorlage 2022/0344
und Selbstverbuchung
20 |060104:531700 Zuweisungen und Zuschisse fir 506 500 0 -500 500 0 -500 500 0 -500 500 0 -500 |siehe Produktkonto 060104531851
laufende Zwecke an private Unternehmen
104.531715 Zusch. a. a f.d.
21 (060104531715 zusch. a. Jugendverbande fd 506 500 0 -500 500 0 -500 500 0 -500 500 0 -500 [siehe Produktkonto 060104.531851
Anschaffung von Hilfsmitteln
oo |060104.531805 Zuschusszu den 506 200 0 -200 200 0 -200 200 0 -200 200 0 -200 |siehe Produktkonto 060104531851
Veranstaltungskosten der Jugendverbande
o3 |060104.531806 Zuschisse an Verbande fur 506 12.500 0|  -12500 12.500 0 -12.500 12.500 0 -12.500 12.500 0 -12.500 [siehe Produktkonto 060104.531851
ErholungsmalBnahmen
060104.531851 Zuschisse an Verbande fir Kinder- und Jugendférderungsplan Zusammenfassung
24 |Ferienangebote und Angebote der Neu 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 (Konten 531806, 531805, 531715, 531700 (siehe
auBerschulischen Jugendbildung Vorlage 2022/0337)
25 090101.531828 Weiterleitung Hof- und 620 30,000 25,000 -5.000 10.000 5,000 -5.000 10.000 5,000 -5.000 10.000 5,000 -5.000 Zuwendungsbescheid Nr.: 06/94/22 vom 20. Oktober
Fassadenprogramm 2022
26 |100303.524105 Heizenergiekosten 650 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 |Anpassung an Rechnungsergebnis 2021
27 1100303.524109 Stromverbrauch 650 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 |Anpassung an Rechnungsergebnis 2021




Lfd. Produktkonto nicht Seite im 2023 2024 2025 2026 Bemerkung
Nr. zahlungswirksam| Entwurf bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung
)8 100304.1‘528100 Aufwendungen fir sonstige Neu 0 50.000 50.000 0 50.000 50.000 0 50.000 50.000 0 50.000 50,000 Vorhaltspos.ltlon fur eventuell notwendige .
Sachleistungen Betreungsleistungen (Schutzzuchende aus der Ukraine)
29 100304542207 Mieten und Nebenkosten 660 31.000 380.000 | 349.000 31.000 380.000 349.000 31.000 380.000 349.000 31.000 380.000 349,000 | ANMi€tung Wohnnungen und zentrale Unterbringung
(Schutzsuchende aus der Ukraine)
30 |110107.524105 Heizenergiekosten 690 231.100 216.000 -15.100 231.100 216.000 -15.100 231.100 200.000 -31.100 231.100 200.000 -31.100 [siehe Produktkonto 011305.524105
31 |110109.524105 Heizenergiekosten 694 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 |siehe Produktkonto 011305.524105
120101.549962 Papierkorbe - Wand , . .
32 ,, ApIErkaIbe = Tancerwege Neu 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 |Ansatzbildung wurde im Entwurf vergessen
FuBgéngerzone - (Festwert)
33 150101.528048 Verfligungsfonds 840 2800 2500 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 0 1.250 1250 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
(Sachaufwendungen) (2022/0229)
34 15.30101‘?29151 Verfligungsfonds (sonst. 840 2800 2500 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 0 1250 1250 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
Dienstleistungen) (2022/0229)
35 1501“01.531737 Welte'rltj:-ltung Zuschuss Mittel 841 1,050 1,000 -50 1200 850 2350 750 250 -500 800 150 -650 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
Verfigungsfonds -aktivierbare Zuwendung- (2022/0229)
36 1501"01‘531738 Weiterleitung Zuschuss Mittel 841 2800 2500 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
Verfiigungsfonds (2022/0229)
37 160191.537200 Allgemeine Umlagen an 880 19279000 | 19.213.600 -65.400 Reduzierte Umlagengrundlage entsprechend der
Gemeinden/ GV Modellrechnung zum GFG
Verschiebung der Abschreibung des Coronaschadens
38 [160101.574000 Abschreibungen Coronaschaden X 880 55.250 0 -55.250 aufgrund der zu erwartenden Gesetzesanderung zu
diesem Thema
Summe Aufwendungen 22.100.750 | 22.307.300 206.550 2.811.750 3.083.400 271.650 2.493.950 2.690.200 196.250 2.449.350 2.703.800 254.450
Ertrag 2.865.200 1.313.650 886.350 885.050
Aufwand 206.550 271.650 196.250 254.450
Veranderung 2.658.650 1.042.000 690.100 630.600
Jahresergebnis (Stand 28.09.2022, Zeile 26 Ergebnisplan) -5.001.800 -3.333.400 -2.912.500 -2.360.150
Jahresergebnis (neu) | -2.343.150 -2.291.400 -2.222.400 -1.729.550
Nachrichtlich:
Lfd. Produktkonto nicht Seite im Bemerkung
Nr. zahlungswirksam| Entwurf bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung
Verschiebung der Abschreibung des Coronaschadens
160101.547401 C -Schaden, V h
1 ) . oronzi chaden, verrechnung 881 5.543.350 0 -5.543.350 0 5.543.350 5.543.350 [aufgrund der zu erwartenden Gesetzesanderung zu
mit der Allgemeinen Riicklage .
diesem Thema
Nachrichtlich interne Leistungsbeziehung
Lfd. Produktkonto nicht Seite im Bemerkung
Nr. zahlungswirksam| Entwurf bisher neu Verdnderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung
1 |100303.481100 Ertrdge aus internen x 651 564000 |  569.000 5000 | 578800 | 583800 5000 | 594150 |  599.150 5000|  610300| 615300 5,000 | AnPassung, da durch Anderungen neues Ergebnis bei
Leistungsbeziehungen 050301.581100
o |100304.481100 Ertrage aus internen x 660 179.700 308700 |  129.000 183.200 312.200 129.000 186.650 315.650 129.000 190.200 319.200 129,000 | ANPassung. da durch Anderungen neues Ergebnis bei
Leistungsbeziehungen 050302.581100
3 |050301.581100 Aufwendungen aus internen x 465 564.000 569.000 5.000 578.800 583.800 5.000 594.150 599.150 5.000 610.300 615.300 5,000 | ANPassung, da durch Anderungen neues Ergebnis bei
Leistungsbeziehungen 100303.481100
4 |050302:581100 Aufwendungen aus internen X 472 179.700 308700 | 129.000 183.200 312.200 129.000 186.650 315.650 129.000 190.200 319.200 129,000 | ANPassung. da durch Anderungen neues Ergebnis bei

Leistungsbeziehungen

100304.481100




STADT BECKUM

DER BURGERMEISTER
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1. Anderungsliste

Stand: 15.11.2022

Finanzplan
Lfd. Produktkonto Seite im 2023 2024 2025 2026 Bemerkung
Nr. Entwurf bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung bisher neu Veranderung
Einzahlungen
1 1010903.648822 Kostenbeitrage 156 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 20.000 2.000 -18.000 |Wegfall der Vollstreckung fiir den Beitragsservice
2 [010903.656200 Sdumniszuschlag 156 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 220.000 216.500 -3.500 |Wegfall der Vollstreckung fiir den Beitragsservice
. 2023: Umgruppierung aus Produktkonto 011002.648100
011002.614161 Einzahl Land
3| e nealiungen vom tand zur neu 0 70.000 70.000 0 41,500 41,500 0 7.600 7.600 2024 und 2025: Anpassung an den aktuellen
Projektférderung IT Administration i .
Forderbescheid
4 1011002.648100 Einz. aus Kostenerstattung 181 70.000 0 -70.000 Ab 2023 im Produktkonto 011002.614161
5 090101.614100 Zuweisungen und Zuschsse fiir 623 70.750 70,000 750 49250 -57.600 8350 3750 2 400 -1350 63.750 62.400 1350 Anpassung an Zuwendungsbescheid Hof- und
laufende Zwecke vom Land Fassandenprogramm (2022/0230)
g |100303:632100 Benutzungsgebihren und 653 160.000 190.000 30.000 160.000 190.000 30.000 160.000 190.000 30.000 160.000 190.000 30,000 |Ansatzerhohung aufgrund steigender Mietkosten
ahnliche Entgelte
7 (100304632100 Benutzungsgebthren und 662 30.000 300.000 |  270.000 30.000 300.000 270.000 30.000 300.000 270.000 30.000 300.000 270,000 |ANs3tzerhdhung aufgrund zusatzlicher Anmietungen fir
dhnliche Entgelte Schutzsuchende der Ukraine
8 |110107.642100 Einzahlungen aus Verkauf 692 258000 | 243000 |  -15000 | 258000 |  243.000 15000 | 258000 |  228.000 30000 | 258000 | 228000 30,000 | A"Passung an reduzierte Heizenergiekosten, siehe
Produktkonto 110107.524105
9 1501?1.614126 Zuweisung vom Land 845 3.600 4750 1150 1850 3,000 1150 1850 3,000 1150 0 3,000 3,000 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfligungsfonds
(Verfigungsfonds) (2022/0229)
Wegfall der Wettbirosteuer, darf von Kommunen nicht
11 |160101.603101 Wettburosteuer 883 30.000 0 -30.000 30.000 0 -30.000 30.000 0 -30.000 30.000 0 -30.000 |erhoben werden, da sie Gleichartig mit der
Sportwettensteuer ist
12 [160101.611100 Schliisselzuweisungen vom Land 883 13.516.300 | 13.303.900 -212.400 | 18.377.000 [ 18.177.000 -200.000 | 19.868.450 | 19.668.450 -200.000 | 21.177.000 | 20.977.000 -200.000 |Modellrechnung zum GFG 2023 vom 31.10.2022
Summe Einzahlungen 14.378.650 | 14.400.150 21.500 | 19.047.600 | 19.115.400 67.800 | 20.592.050 | 20.617.950 25.900 | 21.958.750 | 21.978.900 20.150
Auszahlungen
Ansatzbildung aufgrund neuer Preisentwicklung,
. . Anderungen Abgaben und Nebenkosten, Reduzierung
13 |011305.724105 Heizenergiekosten 211 1.586.000 1.390.000 -196.000 1.586.000 1.390.000 -196.000 1.200.000 1.000.000 -200.000 1.200.000 1.000.000 -200.000 . e
Mehrwertsteuer, sowie Beriicksichtigung von 15 %
Einsparungspotential
14 020505.742104 Kosten fur Notarzteinsatze 276 570.000 620.000 50.000 580.000 630.000 50.000 590.000 640.000 50.000 600.000 650.000 50.000 |Beschlussvorlage 2022/0390
15 030101.725500 U'nterhaltung (ohne Wertgr?nze) 289 300 4300 4,000 300 4300 4.000 Menstruationsprodukte inklusive Spender
u. Beschaffung (bis 60 €) des bewegl. Vermdgens Beschluss SKS vom 15.11.2022
16 040105.731800 Zuwe'*blsu.ngen un.d Zuschisse fur 421 180.000 189.000 9,000 183.600 192,600 9.000 187,300 196,300 9,000 191.000 200.000 9.000 Elthohter. Betriebskostenanteil der Stadt Beckum an der
laufende Zwecke an Ubrige Bereiche Buicherei Beckum
17 060104.731700 Zuwelsyngen und Zuschusse fiir 509 500 0 -500 500 0 500 500 0 -500 500 0 500 Nullsetzung aufgrund der Zusammenfassung
laufende Zwecke an private Unternehmen
18 060104.731715 Zus.ch. a'. Jugendverbande f.d. 509 500 0 2500 500 0 500 500 0 2500 500 0 500 Nullsetzung aufgrund der Zusammenfassung
Anschaffung von Hilfsmitteln
19 060104.731805 Zuschuss zu den ) 509 200 0 -200 200 0 2200 200 0 -200 200 0 2200 Nullsetzung aufgrund der Zusammenfassung
Veranstaltungskosten der Jugendverbande
20 060104.731806 Zuschisse an Verbande fiir 509 12500 0 212500 12500 0 12500 12,500 0 212500 12,500 0 12500 Nullsetzung aufgrund der Zusammenfassung
ErholungsmaBnahmen
060104.731851 Zuschusse an Verbande fir Zusammenfassung Konten 731806 , 731805, 731715,
21 |Ferienangebote und Angebote der Neu 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 0 18.000 18.000 |731700
auBerschulischen Jugendbildung
22 090101.731828 Weiterleitung Hof- und 623 30,000 25,000 -5.000 10.000 5 000 -5.000 10.000 5 000 -5.000 10.000 5 000 -5.000 Zuwendungsbescheid Nr.: 06/94/22 vom 20. Oktober
Fassadenprogramm 2022
23 [100303.724105 Heizenergiekosten 653 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 35.000 60.000 25.000 [Anpassung an Rechnungsergebnis 2021
24 |100303.724109 Stromverbrauch 653 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 35.000 45.000 10.000 [Anpassung an Rechnungsergebnis 2021
25 100304.728100 Aufwendungen fiir sonstige neu 0 50.000 50.000 0 50.000 50.000 0 50.000 50.000 0 50.000 50.000 Vorhaltsposition flr eventuell notwendige

Sachleistungen

Betreungsleistungen (Schutzzuchende aus der Ukraine)




Lfd. Produktkonto Seite im 2023 2024 2025 2026 Bemerkung

Nr. Entwurf bisher neu Verénderung bisher neu Veranderung bisher neu Verénderung bisher neu Veranderung

26 [100304.742207 Mieten und Nebenkosten 662 31.000 380.000 | 349.000 31.000 380.000 349.000 31.000 380.000 349.000 31.000 380.000 349,000 | ANMietung Wohnnungen und zentrale Unterbringung

(Schutzsuchende aus der Ukraine)

27 |110107.724105 Heizenergiekosten 692 231.100 216.000 -15.100 231.100 216.000 -15.100 231.100 200.000 -31.100 231.100 200.000 -31.100 |siehe Produktkonto 011305.724105

28 |110109.724105 Heizenergiekosten 696 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 94.200 84.900 -9.300 |siehe Produktkonto 011305.724105

29 150101.728048 Verfligungsfonds 845 2800 2500 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 0 1250 1250 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfligungsfonds
(Sachaufwendungen) (2022/0229)

30 1?0101..729151 Verfligungsfonds (sonst. 845 2800 2500 2300 1550 1250 300 1550 1250 2300 0 1250 1250 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfligungsfonds
Dienstleistungen) (2022/0229)

31 1501“01.731738 Weiterleitung Zuschuss Mittel 846 2800 2500 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 1550 1250 2300 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfligungsfonds
Verfligungsfonds (2022/0229)

3 16010.1.737200 Allgemeine Umlagen an 880 19279000 | 19.213.600 -65.400 Reduzierte Umlagengrundlage entsprechend der
Gemeinden/ GV Modellrechnung zum GFG
Summe Auszahlungen 22.093.700 | 22.303.300 209.600 | 2.804.550 3.079.550 275.000 2.431.950 | 2.682.950 251.000 | 2.442.550 | 2.696.650 254.100
Einzahlung 21.500 67.800 25.900 20.150
Auszahlung 209.600 275.000 251.000 254.100
Verénderung -188.100 -207.200 -225.100 -233.950
bisheriger Saldo aus Ifd. Verwaltungstatigkeit (Stand 28.09.2022, Zeile 17 FP) -2.089.950 -251.200 1.039.900 2.715.100
neuer Saldo aus Ifd. Verwaltungstatigkeit -2.278.050 -458.400 814.800 2.481.150




STADT BECKUM
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www.beckum.de

1. Anderungsliste

Investitionen

Stand: 15.11.2022

Lfd. Produktkonto Invest-Nr. Seite im 2023 2024 2025 2026 Bemerkung

Nr. Entwurf| bisher neu Verdnderung bisher neu Veranderung bisher neu Verdnderung bisher neu Verdnderung
Einzahlungen
I tNr.: 0064, 160101.681110 | titi -

1 S:‘}’:Ie r.: 0064, 160101.681110 Investitionspau 885 | 2693350 | 2.662.800 -30.550 | 2693350 | 2.662.800 -30.550 | 2693350 | 2.662.800 -30.550 | 2693350 | 2.662.800 -30.550 [Modellrechnung zum GFG 2023 vom 31.10.2022
I tNr.: 0064, 160101.681110 L. i

p |nvesthr: 0064, 160101681110 Landeszuweisung | - go5 | 4 369350 | 1337.750 13600 | 1351350 1337.750|  -13600| 1351350| 1337.750|  -13.600| 1351350 | 1.337.750 ~13.600 Modellrechnung zum GFG 2023 vom 31.10.2022
(Schul-/Bildungspauschale)

3 150101.681'1(')6 Zuschuss v. Land f. Verfligungs- 846 3.650 1750 21,900 1,900 750 -1.150 1900 750 21150 0 750 750 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
fonds -passivierbare Zuwendung (2022/0229)
Summe Einzahlungen 4.048.350 | 4.002.300 -46.050 [ 4.046.600 | 4.001.300 -45.300 | 4.046.600 | 4.001.300 -45.300 | 4.044.700 | 4.001.300 -43.400
Auszahlungen
040105.781813 Anteil | titionskosten fur RF ID

4 nietl Tnvestiionskosten Tr 422 0 10.000 10.000 siehe Berichtsvorlage 2022/0344
und Selbstverbuchung
120101.783262 Papierko -W , . .

5 |120101.783262 Papierkorbe - Wanderwege Neu 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 0 3.000 3.000 |Ansatzbildung wurde im Entwurf vergessen
FuBgéangerzone - (Festwert)

6 1501“01.781801 Welterl'e!tung Zuschuss Mittel 847 5850 2500 350 1600 1250 -350 1600 1250 350 1550 1250 2300 Anpassung an Zuwendungsbescheid Verfiigungsfonds
Verfligungsfonds - aktivierbare Zuwendung- (2022/0229)
Summe Auszahlungen 2.850 5.500 2.650 1.600 14.250 12.650 1.600 4.250 2.650 1.550 4.250 2.700
Summe Einzahlungen -46.050 -45.300 -45.300 -43.400
Summe Auszahlungen 2.650 12.650 2.650 2.700
Verédnderung -48.700 -57.950 -47.950 -46.100
bisheriger Saldo aus Inve.stltlonstatlgkelt, -7316.100 -6.312.450 -3.391.950 -1192.650
(Stand: 28.09.2022, FP Zeile 31)
Neuer Saldo aus Investitionstatigkeit -7.364.800 -6.370.400 -3.439.900 -1.238.750
N?uer Saldo au:<> Ifd. Verwaltungstatigkeit 278,050 -458.400 814.800 5 481.150
(Finanzplan) Zeile 17
Saldo aus FlnanZIerungstatlgke.zlt/Tllgung 6.450 5100 5100 1500
Wohnungsbaudarlehen (FP Zeile 33)
Anfangsbestand Finanzmittel (FP Zeile 39) 6.696.940 -2.939.460 -9.766.160 -12.389.160
Liquide Mittel -2.939.460 -9.766.160 -12.389.160 -11.145.260
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Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 - 1. Anderungsliste zum
Haushaltsplanentwurf

Federfihrung:  Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Beteiligungen:
Auskunft erteilt: Herr Wulf | 02521 29-200 | wulf@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Kenntnisnahme

Erlauterungen:

Der Entwurf der Haushaltssatzung 2023 mit ihren Anlagen wurde am 20.10.2022 in den
Rat eingebracht. Zwischenzeitlich haben sich verschiedene Anderungen — zum Beispiel
die Veroffentlichung der Modellrechnung zum Entwurf des Gemeindefinanzierungsgeset-
zes 2023 - ergeben, die aktuell in einer 1. Anderungsliste durch die Verwaltung zusam-
mengefasst und aufbereitet werden. Ziel der Verwaltung ist, die Anderungsliste zum Ende
der 46. Kalenderwoche den Fraktionen und liber das Ratsinformationssystem zur Verf-
gung zu stellen.

Besonderer Bedeutung kommt im Rahmen der diesjahrigen Haushaltsberatungen dem
Entwurf des Gesetzes zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie und dem Krieg ge-
gen die Ukraine folgenden Belastungen der kommunalen Haushalte im Land Nordrhein-
Westfalen (NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz — NKF-CUIG) zu. Der Gesetzentwurf
befindet sich derzeit in der Beratung des Landtages Nordrhein-Westfalen. Die aus Sicht
der Landesregierung vorzunehmenden Regelungen sollen im Rahmen eines sogenannten
Artikelgesetzes, mit dem noch weitere gesetzliche Vorschriften gedndert werden sollen,
umgesetzt werden. Als Drucksache 18/997 kann der Gesetzentwurf Uber die Internetseite
des Landtages Nordrhein-Westfalen eingesehen werden. Die Beschlussfassung zu dem
Gesetz ist noch in diesem Jahr zu erwarten. Es soll am Tag nach der Verkiindung in Kraft
treten. Der Entwurf der Haushaltssatzung 2023 berlicksichtigt den Gesetzentwurf nicht. In
den Haushaltsreden wurde hierauf hingewiesen und dies begriindet. Der Gesetzentwurf
sieht die pflichtige Anwendung der Vorschriften vor. Uber die Anderungsliste soll dies
nunmehr Eingang in die Beratungen finden.

Inhaltlich ist zu dem Gesetzentwurf auszufiihren, dass mit ihm die bekannten Regelungen
zur Isolierung der aus der COVID-19-Pandemie folgenden Belastungen der kommunalen
Haushalte fir das Haushaltsjahr 2023 — nicht fur die mittelfristige Finanzplanung der
Jahre 2024 bis 2026 — fortgeschrieben werden sollen.

Neu geschaffen werden soll die Moglichkeit der Isolierung der aus dem Krieg gegen die
Ukraine folgenden Belastungen der kommunalen Haushalte. Die hier zu isolierenden
Schaden sind im Haushaltsjahr 2023 und der mittelfristigen Finanzplanung 2024 bis 2026
darzustellen und somit ,zu neutralisieren”. Der Gesetzesbegriindung kann entnommen
werden, dass aus Sicht der Landesregierung 3 Bereiche in diesem Kontext erfasst werden
sollen.



Im Einzelnen:

1. MaBnahmen im Zusammenhang mit der Aufnahme und Unterbringung von schutz-
suchenden Personen

Hier sind —angewandt auf die Verhaltnisse im Haushaltsentwurf 2023 — die Teilergebnisse
der Produkte 050302 — Leistungen fiir Schutzsuchende aus der Ukraine — und 100304 -
Verwaltung der Ubergangsheime fiir Schutzsuchende aus der Ukraine — zu erfassen und
zu isolieren. Aufgrund der letzten Entscheidungen und Entwicklungen in diesem Bereich
werden die Ansatze derzeit fortgeschrieben und der Schaden ermittelt.

2. Auswirkungen auf das ortliche Wirtschaftsgeschehen

Zu benennen sind zum Beispiel Steuerausfalle aufgrund von Unternehmenseinstellungen
oder -insolvenzen. Auch Steuerriickgange kdnnen erfasst werden, sofern eine Kausalitat
zum Krieg gegen die Ukraine herstellbar ist. Konkrete Anhaltspunkte fir derartige Aus-
wirkungen liegen der Verwaltung nicht vor. Sollten im Rahmen der Haushaltsausfiihrung
derartige Sachverhalte bekannt werden, ware eine Isolierung im Rahmen des Jahresab-
schlusses vorzunehmen.

3.  Kosten der Energieversorgung

Die steigenden Beschaffungskosten fiir Heizenergie sind ursachlich auf den Krieg gegen
die Ukraine zurtickzufiihren. Die Verwaltung wird fir die betreffenden Produktkonten —
soweit keine sonstige Refinanzierung der steigenden Beschaffungskosten erfolgt — einen
Vergleich des Ergebnisses 2021 — unbeeinflusst vom Krieg gegen die Ukraine — mit dem
Ansatz 2023 - beeinflusst vom Krieg gegen die Ukraine — durchfiihren. Die Differenz ware
zu isolieren. Auch hier werden letzte Entscheidungen und Entwicklungen derzeit verwal-
tungsintern ausgewertet und der Schaden ermittelt.

Der Gesetzentwurf sieht aktuell weder fiir Haushaltsbelastungen aus der COVID-19-Pan-
demie noch flr solche aus dem Krieg gegen die Ukraine eine Fortgeltung des Gesetzes
Uber das Jahr 2023 hinaus vor. Dies bedeutet, dass bei der Aufstellung des Entwurfes des
Haushaltes 2024 dieses Instrument voraussichtlich nicht mehr zur Verfligung stehen wird.

Als bekannt vorausgesetzt werden kann, dass durch die Isolierung der eintretenden Haus-
haltsbelastungen, die erst im Jahresabschluss final ermittelt werden kdnnen, keine zusatz-
liche Liquiditat generiert wird. Vielmehr werden die eingetretenen Belastungen bilanziell
erfasst und erst in Folgejahren zu behandeln sein. Bislang war Konsens im Rat der Stadt
Beckum, die bilanzierten Belastungen der Jahre 2020 und 2021, insgesamt rund 5,5 Milli-
onen Euro, im Jahresabschluss 2025 mit der Allgemeinen Rucklage zu verrechnen. Der
Gesetzentwurf sieht nunmehr vor, dass eine derartige Verrechnung erst im Jahresab-
schluss 2026 erfolgen kann.

Anlage(n):

ohne
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Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2023, soweit der Haupt-, Finanz- und
Digitalausschuss zustandig ist
Federfihrung:  Fachbereich Innere Verwaltung

Beteiligungen:  Buro des Burgermeisters
Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung
Fachbereich Stadtentwicklung

Auskunft erteilt: Herr Sonnenburg | 02521 29-110 | sonnenburg@beckum.de

Beratungsfolge:

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
22.11.2022 Beratung

Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss
13.12.2022 Beratung

Rat der Stadt Beckum
20.12.2022 Entscheidung
Beschlussvorschlag:
Sachentscheidung

Die Haushaltsansatze 2023 der in der Anlage 1 zur Vorlage aufgelisteten Produkte mit
den jeweiligen Produktkonten sowie die Personal- und Versorgungsaufwendungen und
-auszahlungen (insgesamt) werden beschlossen.

Der dem Haushaltsplanentwurf als Anlage beigefiigte Stellenplan sowie die tbrigen An-
lagen zum Haushaltsplanentwurf fir das Haushaltsjahr 2023 werden beschlossen

Kosten/Folgekosten

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-
nen sind.

Finanzierung

Es entstehen keine zusatzlichen finanziellen Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt.

Erlauterungen:

Gemal § 80 Absatz 2 Satz 1 Gemeindeordnung fiur das Land Nordrhein-Westfalen legt
der Biirgermeister den bestatigten Entwurf der Haushaltssatzung dem Rat vor.

In seiner Sitzung am 20.10.2022 wurde dem Rat der Stadt Beckum der Haushaltsplanent-
wurf flr das Jahr 2023 vorgelegt. Im weiteren Verfahren wird der Haushaltsplanentwurf
auf der Basis des Produktplanes im Rahmen der jeweiligen Zustandigkeiten in den Sitzun-
gen der Fachausschisse beraten.
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Den Ratsmitgliedern wurde ein Entwurf des Haushaltsplanes 2023 in der Sitzung ausge-
handigt. Zudem wurden den Fraktionen zusatzliche Exemplare fir die sachkundigen Biir-
gerinnen und Burger fir die Beratung zur Verfligung gestellt.

Der Burgermeister wird durch den Produktplan 2023 mit den einzelnen Produktkonten
fuhren.

Der Vorlage fir die Haushaltseinbringung im Rat der Stadt Beckum am 20.10.2020 war
bereits eine Auflistung der Produkte mit den Zustandigkeiten fiir die Beratungen in den
Ausschussen beigefligt. Den Gremienmitgliedern wird dennoch fir die Beratung im Aus-
schuss eine Auflistung der Produkte, soweit der Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss als
Fachausschuss zustandig ist und nicht eine Beratung erst in der Sitzung des Haupt-, Fi-
nanz- und Digitalausschusses am 13.12.2022 stattfinden kann, zur Verfiigung gestellt
(siehe Anlage 1 zur Vorlage).

Stellenplan 2023

Der Entwurf zum Stellenplan 2023 ist mit dem Haushaltsplanentwurf Gbermittelt worden.
Er weist fir die Beamtinnen und Beamten (einschlieBlich Leerstellen) insgesamt
100,56 vollzeitverrechnete Stellen und fir die Tarifbeschaftigten (einschlieBlich Leerstel-
len) insgesamt 236,62 vollzeitverrechnete Stellen aus.

Der Stellenplan enthalt auch eine Auflistung, in der die Verteilung der Stellen auf die Pro-
dukte dargestellt ist.

Im Vorbericht zum Haushaltsplan ist die Stellensituation wie folgt erlautert:

.Die Gesamtzahl der Stellen fir Beamte und Tariflich Beschaftigte fir 2023 mit
337,18 steigt im Vergleich zum Jahr 2022 mit 331,02 um insgesamt 6,16 Stellen. Un-
ter anderem ist geplant, 3 neue Stellen im Brandschutz und Rettungsdienst, 1 Stelle
im Fachdienst Finanzen und Controlling fir die Unterstiitzung in Haushaltsangele-
genheiten, 1 Stelle im Fachdienst Zentrale Dienste und Datenverarbeitung fir IT-
Verfahrensbetreuung und Telekommunikationsangelegenheiten, eine halbe Ingeni-
eurstelle fir Planungsaufgaben im Fachdienst Stadtplanung und Wirtschaftsforde-
rung, 1 Ingenieurstelle fiir den Fachdienst Gebaudemanagement im Hochbau fir
Schulentwicklungsplanung und 1 Ingenieurstelle fir den Fachdienst Tiefbau (Rad-
verkehrsbeauftragte/r) einzurichten. Im Fachdienst Kinder- und Jugendhilfe ist be-
absichtigt, aufgrund neuer Vorgaben im SGB VIII und im Landeskinderschutzgesetz
1 Stelle im Bereich Qualitdtsmanagement und jeweils eine halbe Stelle fir die Koor-
dinationsstelle ,Netzwerk Kinderschutz” und die Verfahrenslotsenfunktion zu schaf-
fen, darliber hinaus sollen 2,7 Stellen im Bereich allgemeiner sozialer Dienst (ASD)
entfristet werden. 5 Stellen im Bereich der Unterhaltung der Sportanlagen sollen zu
den Stadtischen Betrieben Beckum verlagert werden und kénnen so im Stellenplan
der Stadt Beckum entfallen. Eingespart werden sollen jeweils 1 Stelle im Fachdienst
Schule und Sport sowie im Fachdienst Kultur sowie unbesetzte Stellenanteile im
Fachdienst Brandschutz und Rettungsdienst, dort im Umfang von 1 Stelle.

Im Ubrigen ergeben sich wie in jedem Jahr Anderungen aufgrund von Organisati-
onsuntersuchungen und weiteren notwendigen Anpassungen, zum Beispiel Um-
wandlung von Stellen vom Beamtenbereich in den Tarifbereich und umgekehrt.

Insgesamt ergeben sich Stellenmehrungen von 19,11 Stellen, denen Stellenminde-
rungen von 12,95 Stellen gegeniliberstehen.”
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In den einzelnen Organisationseinheiten ergeben sich folgende Veranderungen:

Im Fachbereich Innere Verwaltung wird im Fachdienst Zentrale Dienste und Datenverar-
beitung im Zusammenhang mit dem altersbedingten Ausscheiden einer Mitarbeiterin in
der Sachbearbeitung durch Umorganisation ein Stellenanteil von 0,41 eingespart.

Dieser Fachdienst wird im Bereich der Datenverarbeitung um 1 Stelle fur die IT-Verfah-
rensbetreuung und Telekommunikationsangelegenheiten ausgeweitet.

Die Aufgaben des Datenschutz- und IT-Sicherheitsbeauftragten werden kiinftig ein-
schlieBlich der Stellvertretung als insgesamt 1,5 Stabstellen ausgewiesen. Von diesen
1,5 Stellen entfallen 0,05 Stellenanteile auf die gesetzlich vorgeschriebene Funktion des
Inklusionsbeauftragten fur die Stadtverwaltung Beckum. Ein derzeitiger Mischarbeitsplatz
(Telekommunikation/Datenschutzbeauftragter/IT-Sicherheit) im Fachdienst Zentrale
Dienste und Datenverarbeitung entfallt im Gegenzug. Im Saldo ergibt sich eine Steige-
rung zum Stellenplan des Jahres 2022 firr die vorgenannten Tatigkeiten, im Wesentlichen
im Zusammenhang mit der Datenverarbeitung, von +1,5 Stellen

Hier wird der mit der fortlaufenden Digitalisierung einhergehende zusatzliche Aufwand
abgefedert. Zu nennen sind hier insbesondere die Aufgaben im Zusammenhang mit der
vom Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss beschlossenen Digitalisierungsstrategie sowie
die zeitnah geplante Einfihrung eines Dokumentenmanagementsystems (vergleiche Vor-
lagen 2022/0304 und 2022/0305).

Fir die Wahrnehmung der Aufgaben der Vertrauensperson fir die Schwerbehinderten
wird eine halbe Stelle fur eine Freistellung der vom Personenkreis der Schwerbehinderten
gewahlten Person neu eingerichtet. Aus den gesetzlichen Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches (SGB) Neuntes Buch (IX) — Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen — und den hierzu erlassenen Ausfiihrungsbestimmungen ergibt sich dieser
Bedarf angesichts der relativ hohen Anzahl der Beschéaftigten mit einer Schwerbehinde-
rung bei der Stadtverwaltung Beckum.

Im Fachbereich Finanzen und Beteiligungen wird 1 Stelle im Fachdienst Finanzen und
Controlling fir die Unterstiitzung insbesondere in Haushaltsangelegenheiten durch eine
betriebswirtschaftlich ausgebildete Inspektoranwarterin, die Ende August 2023 ihre Lauf-
bahnprifung ablegen wird und dann auf eine Planstelle ilbernommen werden soll, ein-
gerichtet, um hier den gestiegenen Aufwand in diesem Fachdienst abzufedern. Der Auf-
wand steigt zum einen aufgrund der Einfilhrung der Umsatzsteuerpflicht fir Kommunen
zum 01.01.2023 und zum anderen aufgrund der seit Jahren starken Aufgabenbelastung
bei der Geschaftsbuchhaltung, die nur durch dauerhaft anfallende Mehrarbeit abgearbei-
tet werden konnte und abgearbeitet werden kann. AuBerdem soll im Hinblick auf in den
nachsten Jahren anstehende altersbedingte personelle Veranderungen friihzeitig Fach-
wissen erarbeitet und erhalten werden.

Im Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung werden im Burgerbiro 0,08 Stellen fir
die zeitlich angepasste Besetzung der Info-Theke sowie 0,01 Stellen in der Sachbearbei-
tung geschaffen. Nach der langen Pandemiezeit ist hier der Zustrom an Ratsuchenden
wieder gestiegen. Im Bereich des Standesamtes wird eine bisher zeitlich befristete Stun-
denaufstockung um 0,1 Stellen entfristet, da sich der zusatzliche Bedarf flir vermehrten
Aufwand mit auslanderrechtlichen Fragestellungen verstetigt hat.

Im Fachdienst Brandschutz und Rettungsdienst werden insgesamt 3 neue Stellen einge-
richtet. 1 Stelle entfdllt auf den Aufgabenbereich der Brandschutzdienststelle mit
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Refinanzierung. Hier ist ein Mitarbeiter zum Institut der Feuerwehr Nordrhein-Westfalen
(IdF NRW) nach Munster abgeordnet; dies soll verstetigt werden. An seiner Stelle wird ein
k. w.-Vermerk angebracht. Um die Aufgaben der Brandschutzdienststelle weiter uneinge-
schrankt wahrnehmen zu kénnen, wird eine neue Stelle eingerichtet. Die Brandschutz-
dienststelle wird vom Kreis Warendorf zum GroBteil refinanziert. Fir den abgeordneten
Mitarbeiter ist eine Erstattung der Personalaufwendungen vom IdF eingeplant.

1 neue Stelle muss flr die Koordinierungsaufgaben im Rettungsdienst und vor allem in
der Ausbildung der rettungsdienstlichen (Nachwuchs-)Krafte eingerichtet werden. Hier
erfolgt eine Refinanzierung tber die Gebihren.

Die 3. neue Stelle ist fir die Ubernahme eines Brandmeisteranwarters nach der Laufbahn-
prifung im Jahr 2023 vorgesehen und wird durch die Einsparung bisher unbesetzter Stel-
lenanteile bei insgesamt 4 zurzeit nur jeweils zu 75 Prozent besetzen Stellen kompensiert.
Insgesamt werden im Jahr 2023 voraussichtlich 6 Brandmeisteranwarter ihre Laufbahn-
prifung ablegen. 5 freie Stellen stehen fiir deren Ubernahme bereits zur Verfligung.

Im Fachbereich Bildung, Kultur und Freizeit wird 1 Stelle, die zur Unterstiitzung in ver-
schiedenen Bereichen dort angesiedelt worden war, eingespart, nachdem der Stellenin-
haber die Sachbearbeitung im Bereich der Sportangelegenheiten ibernommen hat. Zur
Optimierung der Aufgabenerledigung in diesem Bereich werden 5 Stellen aus dem Be-
reich der Unterhaltung der Sportanlagen zu den Stadtischen Betrieben Beckum verlagert
und kdnnen somit im Stellenplan der Stadt Beckum entfallen. Damit geht auch eine wei-
tere Einsparung in der Sportverwaltung von insgesamt 1,36 Stellen einher.

In der Schulverwaltung wird eine bislang befristete Erhhung um 1,5 Wochenstunden
entfristet, sodass sich eine Stellenausweitung um 0,04 Stellenanteile ergibt. Fiir die An-
passung der Sollstunden in den Schulsekretariaten an der Gesamtschule Ennigerloh-Neu-
beckum und an den Grundschulen Martinschule und Friedrich-von-Bodelschwingh-
Schule an den gestiegenen Bedarf aufgrund hoherer Zahlen von Schilerinnen und Schi-
lern werden insgesamt 0,3 neue Stellen eingerichtet.

Im Kulturbereich soll nach einem Personalwechsel eine bislang als Teilzeitstelle ausgewie-
sene Stelle kiinftig wieder in Vollzeit besetzt werden, sodass hier 0,15 Stellenanteile zu-
satzlich bereitgestellt werden sollen.

In der Volkshochschule Beckum-Wadersloh soll die bislang befristet wahrgenommene
Aufgabe der Organisation und Abrechnung von Integrationskursen in unbefristete Stel-
lenanteile Uberflhrt werden, sodass sich hier insgesamt 0,95 neue Stellenanteile ergeben,
die Uber die Forderung der Integrationskurse und die Finanzierung der Volkshochschulen
mit Landesmitteln refinanziert sind.

Im Fachbereich Jugend und Soziales ergeben sich vornehmlich aus geanderten gesetzli-
chen Vorgaben neue Stellen, die ebenfalls zu groBen Anteilen refinanziert sind. Im Fach-
dienst Kinder- und Jugendhilfe werden aufgrund neuer Vorgaben im Sozialgesetzbuch
(SGB) Achtes Buch (VIIl) — Kinder- und Jugendhilfe — und im Landeskinderschutzgesetz
1 Stelle im Bereich Qualitatsmanagement und jeweils eine halbe Stelle fir die Koordina-
tionsstelle ,Netzwerk Kinderschutz” und die Verfahrenslotsenfunktion neu eingerichtet.

Dariiber hinaus werden 2,7 Stellen im Bereich allgemeiner sozialer Dienst (ASD) entfristet.
Aktuell sind fuir den ASD 8,3 Stellen vorgesehen. Die zuséatzlichen Stellen griinden auf ei-
ner Personalbedarfsbemessung aus dem Jahr 2016, die bereits damals einen Stellenbe-
darf von insgesamt 10,97 Stellen errechnet hatte. Mit der Aufstockung wird daher
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jedenfalls der fir das Jahr 2017 berechnete Bedarf abgedeckt. Gleichwohl haben sich seit
der letzten Berechnung die Fallzahlen in den Bereichen Kindeswohlgefdhrdung, Einglie-
derungshilfe und ambulante Hilfen zur Erziehung noch einmal deutlich erhdht, sodass der
tatsachliche Personalbedarf voraussichtlich hdher ist. Eine weitere Personalbedarfsbemes-
sung wird auf Grundlage einer hierzu angeschafften Software flr die kommenden Haus-
haltsjahre erfolgen.

Die naheren Hintergriinde wurden und werden auch im Ausschuss fir Kinder, Jugendliche
und Familien ausfihrlich dargestellt, zuletzt in dessen Sitzung am 21.09.2022 (vergleiche
Vorlage 2022/0180 und die entsprechende Niederschrift zu der Sitzung mit der Anlage)
sowie im Zuge der Haushaltsberatung am 17.11.2022.

Im Fachbereich Stadtentwicklung wird eine halbe Ingenieurstelle fiir Planungsaufgaben
im Fachdienst Stadtplanung und Wirtschaftsforderung zusatzlich eingerichtet, um die
zahlreich anstehenden Verfahren zu beschleunigen.

Im Fachdienst Bauordnung wird ein Stellenanteil von 0,07 Stellen in der Verwaltung ent-
fristet, da sich hier der dauerhafte Bedarf herausgestellt hat.

Im Fachbereich Umwelt und Bauen wird im Fachdienst Gebaudemanagement im Hoch-
bau zusatzlich 1 Stelle flr eine Ingenieurin beziehungsweise einen Ingenieur fiir die Un-
terstitzung bei der Fortschreibung der Schulentwicklungsplanung und fur die Betreuung
der sich daraus ergebenden baulichen MaBnahmen eingerichtet.

Im Fachdienst Tiefbau wird 1 Stelle fiir eine Ingenieurin beziehungsweise einen Ingenieur
als Radverkehrsbeauftragte beziehungsweise Radverkehrsbeauftragter neu eingerichtet,
um die MaBnahmen des Radverkehrskonzeptes umzusetzen.

Im Fachdienst Umwelt und Griin werden im Aufgabenbereich Hochwasserschutz/natur-
nahe Gewasserentwicklung/Grinplanung eine bislang befristete Arbeitszeiterh6hung um
6 Wochenstunden entfristet und eine weitere Teilzeitstelle nach einem Personalwechsel
zur Entfristung eines weiteren bislang befristeten Arbeitsvertrages auf eine Vollzeitstelle
ausgeweitet, sodass hier insgesamt 0,82 Stellen im Soll zusatzlich zu Buche schlagen. Die
zahlreichen Projekte in diesem Aufgabenbereich werden mit Fremdmitteln geférdert, so-
dass auch die Personalkosten hier zum Teil refinanziert sind; dies vor allem dann, wenn
Ausgleichsflachen betroffen sind, die spater Dritten angeboten werden (zum Beispiel bei
der Renaturierung der Werse).

Nach altersbedingtem Ausscheiden zweier Teilzeitkrafte im Bereich der Springerstellen
beziehungsweise von aushilfsweise Beschaftigten werden weitere 0,76 Stellenanteile im
Soll eingespart.

Im Ubrigen sind die Verdnderungen der Stellenzahlen im Vergleich der Jahre 2022 zu
2023 im Einzelnen zusammengefasst in der Anlage 2 zur Vorlage dargestellt.

Es darf wiederum nicht unerwahnt bleiben, dass zahlreiche Stellen durch Drittmittel und
Gebuhreneinnahmen gegenfinanziert sind. Als Beispiele werden hier, wie in den Vorjah-
ren, die Brandschutzdienststelle, die Landesmittel fur Integrativbetreuung und die Fliicht-
lingspauschalen genannt.

Anlage(n):

1 Auflistung der Produkte
2 Auflistung der Stellenveranderungen 2023 gegenliber 2022
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Anlage 1 zur Vorlage 2022/0383

Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 - soweit der Haupt-, Finanz und
Digitalausschuss zustandig ist
Ifd. | Produkt | Produktbezeichnung Seiten im
Nr. Haushaltsplan-
entwurf
1 2 3 4
1 | 010101 | Politische und strategische Steuerung (BM) 61-68
2 1010201 | Verwaltung der Ratsangelegenheiten (BM) 69-74
3 | 010205 | Datenschutz (FB 1) 83-88
4 | 010401 Qgﬁizg:;:riltgg)der Personalvertretung, 89-94
5 | 010402 | Angelegenheiten der Schwerbehindertenvertretung 95-100
6 | 010501 | Prifungen, Beratungen, Stellungnahmen (ORP) 101-106
7 | 010601 | Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten (FB 1) 107-116
8 | 010605 | Zentraler Blrgerservice, Burgerbiro (FB 3) 117-124
9 | 010801 | Personalwirtschaft, Arbeitssicherheit (FB 1) 133-142
10 | 010901 | Haushaltswirtschaft (FB 2) 147-152
11 | 010903 | Zahlungsabwicklung und Vollstreckung (FB 2) 153-158
12 | 010905 | Erhebung von Steuern und Abgaben (FB 2) 159-164
3 ovonr | S B lomaterscanicind
14 | 011002 ([l):%te;;werarbeitung und Informationstechnik (Schulen) 177-186
15 | 011101 | Rechtsberatung (FB 3) 187-192
16 | 011301 | Grundstiicksmanagement (FB 6) 193-204
17 | 020101 | Ordnungs- und Gewerbeangelegenheiten (FB 3) 221-230
18 | 020105 | Bewirtschaftung der (Wochen-) Markte (FB 3) 231-236
19| 020301 :fz::tosr;r;;sszgfisgwk;stizlngelegenheiten (FB 3) 237-242




DER BURGERMEISTER

STADT BECKUM

Anlage 1 zur Vorlage 2022/0383

Ifd. | Produkt Produktbezeichnung Seiten im
Nr. Haushaltsplan-
entwurf

1 2 3 4
Organisation, Durchfiihrung von Wahlen und

20 | 020305 Abstimmungen (FB 3) 243-248

21 | 020501 | Feuerwehr und Brandschutz (FB 3) 249-268

22 | 020505 | Rettungsdienst und Krankentransport (FB 3) 269-280

23 | 050901 | Sozialversicherungsangelegenheiten (FB 3) 483-488

>4 | 100301 Bereitstellung von Einrichtungen fiir Wohnungslose 641-648
(FB 3)

25 | 110101 | Beteiligung an Versorgungsunternehmen (FB 2) 679-682

26 | 120107 | StraBenreinigung und Winterdienst (FB 2) 743-748

27 | 120301 | Beteiligung an Verkehrsunternehmen (FB 2) 765-768

>8 | 130103 Bereitstellung von Grinflachen und Erholungsgebie- 787-796
ten (FB 6)

29 [ 130104 | Land- und Forstwirtschaft (FB 6) 797-804

30 | 150101 | Wirtschaftsférderung (FB 6) 839-850

31 | 150103 | Stadtmarketing (FB 6) 851-860
Verwaltung des Entwicklungs- und

32| 150105 Griundungszentrum (FB 6) 861-866

33 | 150501 | Forderung von Tourismus und Fremdenverkehr (FB 6) 871-876

34 | 160101 | Allgemeines Finanzmanagement (FB 2) 879-886

35 | 160105 | Kredit- und sonstiges Finanzmanagement (FB 2) 887-892

BM = Burgermeister

FB 1 = Fachbereich Innere Verwaltung
PR = Personalrat
ORP = Ortliche Rechnungspriifung

FB 2 = Fachbereich Finanzen und Beteiligungen
FB 3 = Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung
FB 6 = Fachbereich Stadtentwicklung




STADT BECKUM

Stellenveranderungen 2022 - 2023

Anlage 2 zur Vorlag

/0383

11

DER BURGERMEISTER Stand:@ 2022
Differenz Erlauterung Differenz hz
Anzahl | Anzahl
Art 2022 | 2023 Sp. 3 ./. Stellenausweitungen Stelleneinsparungen ﬁ./.
Sp. 2 Stelle Wo.-Std. | Anzahl Stelle Wo.-Std.| Anzahl 0
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
Beamte 96,81 100,56 3,75/20/070 > Unterstiitzung Hh-Ang. 41 1,00{37/240 > Sollanpassung FW/RettD 10,25 0,25
33/120 > Standesbeamtin 4 0,10{37/390 > Sollanp. Praxisanl. NotSan-Ausb 10,25 0,25&
37/030 > v. B. Brandschutzdienstst. 41 1,00{41/050 > Unterstiitzung versch. Bereiche 41 1,00
37/040 > Koord. Rettungsdienst 41 1,00
37/356 > Brandschutz/RettD 41 1,00
41/010 > Leitung FD 41 6 0,15 H_
66/010 > Leitung FD 66 41 1,00
Summe Beamte 215,00 5,25(Summe Beamte 61,5 1,5 3,75
Tarifbe- 23421 236,62 2,41116/010 > GB Sollausweitung 5 0,13(50/120 > Beh.-Beauftr. Sollanp. an Ist 5 0,13
schiftigte 93/030 > freigestellte SBV 19,5 0,50[10/050 > Verwaltungsangelegenheiten 19,5 0,50
17/010 > Anteil Inklusionsbeauftr. 2 0,05[10/240 > Telekomm./DSB/IT-Sich 39 1,00
17/010 > Anteil Datenschutzbeauf. 17,5 0,45|33/040 > Sachbearb. Biirgerbiro 19 0,49
17/010 > Anteil IT-Sicherheitsbeauf. 19,5 0,50[37/370 > NotSan/NEF-Fihrung 9,75 0,25
17/020 > Vertretung DSB/IT-Sichb. 19,5 0,50|37/380 > NotSan/NEF-Flhrung 9,75 0,25
10/100 > Telefonzentrale 35 0,09]40/045 > Sachb. Sport/Schule 39 1,00
10/280 > Verfahrensbetreuung 27,3 0,70[40/060 > Sachb. Sportangelegenheiten 14 0,36
10/280 > Telekommunikationsanl. 11,7 0,30[40/400... > Platzwarte zum EB SBB 195 5,00
33/045 > Info-Theke Biirgerbiro 3 0,08/50/080 > Senioren-/Ehrenamtskoord. 19,5 0,50
33/100 > Sachbearb. Burgerbiro 19,5 0,50{51/040 > ASD (zu 51/025) 8 0,21
40/030 > Sachb. Schulverwaltung 1,5 0,04|66/010 > Leitung FD 66 39 1,00
40/280 > Schulsek. GSENB 5 0,12]91/010 > Springerkraft 23,8 0,61
40/310 > Schulsek. MartinS 3 0,08|91/050 > Telefondienst Parkfriedhof 6 0,15
40/340 > Schulsek. Bodelschw.S 4 0,10
42/030 > Orga Integrationskurse 32 0,82
42/050 > Abrechn. Integrationskurse 5 0,13
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Anlage 2 zur Vorlage 2022/0383
Stand: 06.11.2022

Stellenveranderungen 2022 - 2023

STADT BECKUM

DER BURGERMEISTER

Differenz Erlauterung Differenz Bilanz
Anzahl | Anzahl
Art 2022 | 2023 Sp. 3 ./. Stellenausweitungen Stelleneinsparungen Sp.7./.
Sp. 2 Stelle Wo.-Std. | Anzahl Stelle Wo.-Std.| Anzahl | Sp. 10
50/295 > Wohnungswesen (von 50/080 19,5 0,50
51/__ > ASD Entfristungen 105,3 2,70
51/025 > ASD (von 51/040) 7 0,18
51/100 > SBG VIlI-Reform, QM 39 1,00
51/102 > Netzwerk Kinderschutz 19,5 0,50
51/105 > Verfahrenslotsenfunktion 19,5 0,50
63/060 > Verwaltungsangelegenh. 2,5 0,07
69/025 > Ing. Planungsaufgaben 19,5 0,50
65/042 > Ing. SchulentwPlanung 39 1,00
66/040 > Ing. Radverkehrsbeauftr. 39 1,00
67/072 > Ing. HochwSch/Gewasser 6 0,16
67/080 > Ing. Gewasser/Grun 26 0,66
Summe Tarif 540,3 13,86 |Summe Tarif 446,3| 11,45 2,41
Gesamt 331,02 337,18 6,16(Gesamt alle 19,11|Gesamt alle 12,95 6,16

Seite 2 von 2

11,16 einschlieBlich 5 Platzwarte aus Kernhaushalt zum EB SBB

LAIntern\nordholt\Stellenplan\statistik_listen\2022-11-06_stellenveranderungen_2022-2023_fiir_Vorlage_Session.xlsx




	Sitzungsdokumente
	Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  4 Bericht über offene Anträge und Anfragen der Fraktionen sowie über offene Anregungen und Beschwerden gemäß § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
	Berichtsvorlage  2022/0371
	Anlage 1  2022/0371
	Anlage 2  2022/0371
	Anlage 3  2022/0371
	Anlage 4  2022/0371
	Anlage 5  2022/0371
	Anlage 6  2022/0371

	TOP Ö  5 Bericht über die Entwicklung der Kreditverbindlichkeiten der Stadt Beckum sowie über wichtige Investitionsvorhaben und strategische Grundsatzentscheidungen der Beteiligungen im 3. Quartal 2022
	Berichtsvorlage  2022/0368
	Anlage: Bericht Kreditverbindlichkeiten 3. Quartal 2022  2022/0368

	TOP Ö  6 Stellungnahme der Stadt Beckum zum Entwurf der Haushaltssatzung 2023 des Kreises Warendorf
	Beschlussvorlage  2022/0339
	Anlage: Stellungnahme der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister im Kreis Warendorf zum Entwurf des Kreishaushaltes vom 18.10.2022  2022/0339

	TOP Ö  7 Einrichtung einer Hundeauslauffläche – Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 18.02.2021
	Beschlussvorlage  2022/0376
	Anlage 1: Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  2022/0376
	Anlage 2: Lageplan der Fläche an der Straße "Am Kollenbach"  2022/0376
	Anlage 3: Lageplan der Fläche an der Straße "Konrad-Adenauer-Ring"  2022/0376
	Anlage 4: Lageplan der Fläche hinter der Sportanlage "Hellbach"  2022/0376

	TOP Ö  8 Erlass einer Ordnungsbehördlichen Verordnung zum Offenhalten von Verkaufsstellen im Zusammenhang mit der Veranstaltung "Aktiv-Fest" im Stadtteil Neubeckum an jedem letzten Sonntag im März
	Beschlussvorlage  2022/0382
	Anlage 1 : Ordnungsbehördliche Verordnung  2022/0382
	Anlage 2: Antrag mit Skizze  2022/0382
	Anlage 3: Anhörung beteiligter Stellen mit Antragsunterlagen  2022/0382
	Anlage 4: Stellungnahmen  2022/0382
	Anlage 5: Ergänzendes Schreiben des Gewerbevereins Neubeckum e. V. vom 30.10.2022  2022/0382

	TOP Ö  9 Erlass der Richtlinie Verfügungsfonds Innenstadt Neubeckum
	Beschlussvorlage  2022/0229
	Anlage: Entwurf Richtlinie Verfügungsfonds Innenstadt Neubeckum  2022/0229

	TOP Ö  10 Erlass der Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum
	Beschlussvorlage  2022/0230
	Anlage: Entwurf Richtlinie Hof- und Fassadenprogramm Innenstadt Neubeckum  2022/0230

	TOP Ö  11 Sachkunde und Fortbildung von Gremienmitgliedern gemäß § 113 Absatz 6 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
	Beschlussvorlage  2022/0354

	TOP Ö  12 Steigerung der Abstimmungstransparenz in Sitzungsniederschriften – Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.10.2022
	Beschlussvorlage  2022/0370
	Anlage: Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  2022/0370

	TOP Ö  13 Neufassung der Zuständigkeitsordnung des Rates, der Ausschüsse und der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters
	Beschlussvorlage  2022/0308
	Anlage 1: Synopse  2022/0308
	Anlage 2: Entwurf Neufassung Zuständigkeitsordnung  2022/0308

	* TOP Ö  13.1 Neufassung der Zuständigkeitsordnung des Rates, der Ausschüsse und der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters
	Beschlussvorlage  2022/0308/1
	Anlage: Antrag der CDU-Fraktion  2022/0308/1

	* TOP Ö  14.1 Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 – 1. Änderungsliste zum Haushaltsplanentwurf
	Berichtsvorlage  2022/0389/1
	1. Änderungsliste zum Haushaltsplanentwurf 2023  2022/0389/1

	TOP Ö  14.2 Beratung des Haushaltsplanentwurfes 2023 – 1. Änderungsliste zum Haushaltsplanentwurf
	Berichtsvorlage  2022/0389

	TOP Ö  14.3 Beratung des Haushaltsplanentwurfs 2023, soweit der Haupt-, Finanz- und Digitalausschuss zuständig ist
	Beschlussvorlage  2022/0383
	Anlage 1: Auflistung der Produkte  2022/0383
	Anlage 2: Auflistung der Stellenveränderungen 2023 gegenüber 2022  2022/0383





